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»Great again!«

Das Bild Donald Trumps nach dem gescheiterten Attentat während des US-Wahlkampfes 2024 ging um die Welt: die Faust gereckt, das Gesicht verzerrt ruft er seinen Anhängern zu: »Kämpft!« Es bedient die Formsprache eines Arbeiterführers oder schwarzen Bürgerrechtlers aus früheren Zeiten, ohne dass der US-Präsidentschaftskandidat damit etwas zu tun gehabt hätte. Der weiße Milliardär Trump stand für das Gegenteil dieser Geschichte – und verkaufte sich den Wählerinnen und Wählern dennoch erfolgreich als Kandidat gegen »die Elite«.
Wladimir Putin wiederum bestellte unmittelbar nach seiner Einführung ins Präsidentenamt im Jahr 2000 die »mächtigsten Geschäftsmänner Russlands« in den Kreml, um ihnen vor laufenden Kameras des russischen Fernsehens die Leviten zu lesen. Im Anschluss an diesen »Schauprozess« lud er die versammelten Oligarchen zum Grillen jenseits der russischen Öffentlichkeit ein. »Tief im Wald am Rand von Moskau«, schreibt die britische Russland-Korrespondentin Catherine Belton, empfing er seine Gäste – in der ehemaligen Datscha Joseph Stalins.[1] Diese sowjetischen Referenzen des postsowjetischen Machthabers reichten aus, um die Verhältnisse zu klären, und künftig dominierte in Russland wieder die staatliche Mafia.
All diese Symbole sind der Geschichte entlehnt, sie wurden aus ihren Kontexten gerissen und doch verstanden, denn auf Zeichen gibt es kein ewiges Copyright. Ihre Bedeutung ist an gesellschaftliche Verabredungen gebunden. Wiederholungen rufen Vergangenheit auf und ändern diese zugleich. Trump und Putin konnten bekannte Elemente der Geschichte aufgreifen und auf sich ummünzen. Ein Vorgang, der auch als »Resignifikation« beschrieben wird, als Aneignung und Umdeutung bekannter Symbole und Begriffe.
Die Liste solcher Operationen ist lang. Verschiebungen, Umdeutungen, zerbrochene Bilder sind die Mittel, mit denen der historische Diskurs als Abrissunternehmen geführt wird. Haupakteure in diesem Prozess sind die neuen autoritären und nationalistischen Bewegungen, seien sie wie in Deutschland in der Opposition oder wie in Russland an der Regierung. Es soll kein Stein auf dem anderen bleiben. Um die Gegenwart politisch umzudekorieren wird tief in den Fundus der Nationalgeschichte gegriffen. »Nazis«, das weiß die russische Propaganda, sind heute vor allem in der Ukraine zu finden, während Lenin längst im Westen zu Hause ist. Eingefleischte Antikommunisten deuten heute die DDR zum preußischen Ordnungsstaat und die Sowjetunion zur modernisierten Form des russischen Reiches positiv um, die sie gestern noch als »Reich des Bösen« mit allen Mitteln bekämpfen wollten. Mit der gegenläufigen Behauptung, der Nationalsozialismus sei eine »linke« Bewegung gewesen, lässt sich nicht nur die Geschichte des 20. Jahrhunderts völlig neu schreiben, mit ihr wird auch die politische Gegenwart auf den Kopf gestellt. Das Projekt der »historisch-fiktionalen Gegenerzählung«, mit der die extreme Rechte seit Langem ihren Zugriff auf die Geschichte gestaltet, hat durch die erweiterten Resonanzräume der Strömung erheblich an Lautstärke hinzugewonnen.[2]
Diese Geschichtspolitik konstruiert eine Vergangenheit, die es nie gegeben hat, um darauf eine Zukunft zu bauen: »Make … great again!« Doch solange die Trümmer der Realgeschichte noch in das Bewusstsein der Gegenwart ragen, stören sie die Vorstellungskraft des Publikums. Zur Vorbereitung der verheißenen glorreichen Zukunft muss zunächst das historische Geschehen neu überschrieben werden, um die Vergangenheit wieder attraktiver erscheinen zu lassen. Das darin wirksame Verfahren einer strategischen Resignifikation des Historischen soll in diesem Buch beschrieben werden.
Mit diesem Mittel führt die extreme Rechte ihren systematischen Angriff auf die moderne Geschichtsschreibung aus, seit sich diese nicht mehr der identitätsstiftenden Reproduktion nationaler Heldenmythen verschrieben hat, sondern einen hinterfragenden Blick auf die Akteure, Ideologien und Prozesse wirft. Die kritische Perspektive wird von allen als Hemmnis gesehen, die sich in den Dienst der nationalen »Wiedergeburt« gestellt haben. Sie können in der Aufarbeitung nur eine »Vergiftung der Vergangenheit« entdecken, wie es einer ihrer Netzwerker, Götz Kubitschek, in einer geschichtspolitischen Grundsatzrede ausdrückte, mit der er einer reflexiven Geschichtsschreibung den »Krieg« erklärt.[3]
Solche Angriffe sind lange bekannt, sie zielen auf eine vollkommene Zerstörung des historischen Sinns durch die kontinuierliche Erschütterung von grundlegendem Wissen. Schon zwischen den Weltkriegen, merkt Hannah Arendt an, seien »die Methoden des Bürgerkrieges in die normale politische Propaganda [ge]tragen« worden.[4] Nach dem Vorbild dieser Zeit finden sich Begriffe gekapert, Geschehenes verdreht und »alternative Fakten« geschöpft. Die Empfehlung, die Donald Trumps damaliger Berater Steve Bannon für den Umgang mit kritischen Medien aussprach, ist längst sprichwörtlich geworden: »flood the zone with shit«.[5] Dank neuester Technologien ist dafür mittlerweile die ganze Welt empfänglich, und vom Einfluss und der Reichweite eines Elon Musk konnte Alfred Hugenberg nur träumen, als er sein Medienimperium gegen die Weimarer Republik in Anschlag brachte.
Ironischerweise kommen dabei jedoch verstärkt Methoden zur Anwendung, die einst als progressiv erachtet wurden. Die »Subversion durch Resignifikation«, ein Schlachtruf, mit dem einst »Macht« revolutionär dekonstruiert werden sollte, ist längst zum gefügigen Mittel der Gegenrevolution geworden. Es ist nicht das erste Mal, dass eine Praxis, deren eigentlicher Zweck hätte sein sollen, erstarrte Verhältnisse aufzubrechen, um dem Fortschritt Raum zu verschaffen, ihr Gegenteil bewirkt. Hannah Arendt schildert diesen Verfall von Urteilsfähigkeit am Beispiel der stalinistischen Propaganda. Da die Linke sowieso »überzeugt« gewesen sei, »daß alle traditionelle Geschichtsschreibung, die ja notwendigerweise die Benachteiligten und Unterdrückten aus dem Gedächtnis der Menschheit ausschließt, ohnehin eine Fälschung sei, sahen sie in den faustdicken Lügen totalitärer Propaganda nur den faustdicken Spaß, der die Gültigkeit der überlieferten Geschichte überhaupt in Frage zog.«[6] Das vermag zu erklären, weshalb die Strategie der Subversion von Bedeutungssystemen sich langfristig gegen die Subversiven selbst wenden konnte. Während der Corona-Pandemie zeigte sich besonders ausgeprägt, wie die Überzeugung, dass nichts geglaubt werden kann, darin umschlägt, alles zu glauben. Das bleibt langfristig nicht ohne Folgen, die gestiftete Verwirrung gestaltet einen Übergang in ein »prätotalitäre[s] Meinungschaos«, von dem Arendt feststellt, dass es den Zeitgenossen in Deutschland und der Sowjetunion vor dem Zweiten Weltkrieg erleichtert habe, »offenkundig absurde Behauptungen zu akzeptieren«.[7] Insofern ist die mit viel Hingabe betriebene Zerstörung der öffentlichen Meinung und des historischen Sinns für den Populismus eine lohnende Investition. Wenn die rationalen Systeme erst einmal dekonstruiert sind, können andere danach ganz im Sinne der neuen Autoritäten rekonstruiert werden. Damit wird der Angriff auf die Geschichte zum Angriff auf die Gesellschaft.
Dieses Buch widmet sich den Überschreibungen und Umdeutungen des Historischen, mit denen in der Gegenwart massiv Politik gemacht wird. Die Kapitel bauen aufeinander auf, sind jedoch auch einzeln als für sich lesbar, der Schlussteil soll das Beobachtete im Ganzen theoretisch reflektieren. Als konkrete Beispiele für die Operationen untersuchen die ersten drei Kapitel die neue russisch-deutsche Allianz am rechten Rand sowie ihre aktuellen und historischen Stichwortgeber. Ein Vergleich der offiziellen russischen Geschichtspolitik mit den Positionen der deutschen Rechten vor dem Hintergrund des Ukraine-Krieges fördert einige mitunter erstaunliche Gemeinsamkeiten zutage. Die anschließende Betrachtung der Versuche des AfD-Milieus, den Nationalsozialismus zu etwas gänzlich anderem zu machen, gehen den Spuren eines Zitats nach, das Joseph Goebbels zugeschrieben wird und dem in dieser Umdeutung eine zentrale Rolle zukommt. Sie gibt zugleich Einblick in die historische Recherche, um den Aufwand zu verdeutlichen, der für die Gegenwehr mitunter nötig ist und veranschaulicht, über wie lange Zeiträume Umdeutungen und Aneignungen ihre Wirkungen entfalten können. Abschließend wird das verstörende Phänomen der antikommunistischen DDR-Nostalgie in Augenschein genommen, die sich seit einiger Zeit am rechten Rand bemerkbar macht. Ihr gelingt das Kunststück, an Elemente der repressiven DDR-Gesellschaft positiv anzuknüpfen und zugleich mit der Parole »Wir sind das Volk!« das Erbe der Bewegung für sich in Anspruch zu nehmen, die sich gegen dieses System gestellt hatte. Wie sich zeigen wird, sind diese Phänomene kaum auf Deutschland beschränkt, sie lassen sich in ähnlicher Form auch in anderen Ländern beobachten. Als erster Schritt kommen dabei zumeist jene »Verkehrungen ins Gegenteil« der politischen Propaganda zur Geltung, die von der Literaturwissenschaftlerin Sylvia Sasse jüngst präzise analysiert wurden,[8] und werden mit Elementen der Geschichte verknüpft politisch dienstbar gemacht.
Bei den Betrachtungen fallen immer wieder die zentrale Rolle von Begriffen und deren Wandelbarkeit in der Zeit auf, denn viele Umdeutungen schließen an ähnliche Operationen in der Vergangenheit an. Die Rekonstruktion solcher Prozesse kann daher helfen, die politische Rhetorik in Geschichte und Gegenwart zu entschlüsseln und ist zum Verständnis zeitgenössischer wie auch historischer Politik unverzichtbar. »Die Begriffe und deren sprachliche Geschichte zu untersuchen«, schreibt der Begriffshistoriker Reinhard Koselleck, »gehört so sehr zur Minimalbedingung, um Geschichte zu erkennen, wie deren Definition, es mit menschlicher Gesellschaft zu tun zu haben.«[9] Mit Blick auf aktuelles Geschehen soll dieses Buch den Versuch einer solchen Untersuchung unternehmen. Nur so lassen sich die hier analysierten destruktiven Strategien der Umdeutung durchschauen und kann ihrer politischen Ausbeutung entgegengewirkt werden.
Brücken im Ukraine-Krieg

Der Märtyrer

Gegen Ende seiner Rede war der Politiker vollkommen in Rage. Nachdem Hans-Thomas Tillschneider erst den Verfall des gesamten Westens am Beispiel der »dekadenten« und »blasphemischen« Eröffnungsfeier der Olympischen Sommerspiele 2024 in Paris gegeißelt hatte, erklärte er sich schließlich bereit zum Martyrium. Vor Erregung bebend rief er in das Mikrophon des Rednerpultes: »Ich fürchte die Verfolgung nicht, denn ich weiß, Gott ist mit uns, Gott ist mit der AfD!«
Eigentlich hatte der AfD-Abgeordnete im Landtag von Sachsen-Anhalt nur den Antrag seiner Fraktion gegen »queere Propaganda« begründen wollen, die ihrer Meinung nach in Paris gezeigt worden war, doch dann brach sich heiliger Zorn Bahn. Bei den pompösen Feierlichkeiten an der Seine waren Darsteller aufgetreten, deren Geschlechterzugehörigkeit sich dem habilitierten Islamwissenschaftler Tillschneider nicht auf den ersten Blick erschlossen hatte. Andere Darsteller hatten schlicht nicht den ästhetischen Vorlieben des glatzköpfigen Endvierzigers mit dem rauschenden Vollbart entsprochen, der sich nun in Magdeburg, weitab von der Weltstadt Paris, über solche Zumutungen echauffierte. Eine Referenz an Leonardo da Vincis berühmtes Wandgemälde Das Abendmahl schimmerte bei der Performance ebenfalls durch – in den Augen des Parlamentariers »Blasphemie« und »Perversion«. Mit drastischer Sprache konnte er, ungehindert vom Präsidium des ehrwürdigen Hauses, seine kulturpessimistischen Ressentiments in ganzer Breite entfesseln. In einschlägig bekanntem Jargon tobte er, zur Eröffnungsfeier in Frankreich habe man »kranke Vorstellungen, geboren aus höchster Dekadenz«, zu sehen bekommen.
Doch wo das Hässliche angeprangert wird, darf das Lob des Schönen nicht fehlen. Daher begann der verhinderte Gotteskrieger seinen Wutausbruch zunächst mit einem Rückblick auf die Olympischen Winterspiele 2014 im russischen Sotschi. Das sei »eine wundervolle Feier« gewesen, die »alles, was wir davor an Olympiaeröffnungsfeiern kannten, in den Schatten gestellt« habe. »Operngleiche Darbietungen« ästhetischer Körper hätten die Höhepunkte aus der »Geschichte des Gastlandes« präsentiert. »Hunderte schlanke Tänzerinnen und Tänzer, schöne Männer und Frauen, die sich voller Kraft und Leichtigkeit harmonisch bewegten.« Was für ein Kontrast zu Paris und »eine Eröffnungsfeier, wie sie sein soll.« Der Westen, klagte er mit Blick auf Frankreich, kenne solch heroische Formen gar nicht mehr und sei in den gotteslästerlichen Abgründen der Hässlichkeit versunken. Doch die AfD, schwor er schließlich, werde alles daransetzen, die Nation zurück auf den richtigen Weg zu führen. Sie habe eine historische Mission als »Drachentöter unserer Zeit«, die »in dem Weltkampf zwischen den Mächten des Lebens und des Todes, des Lichtes und der Dunkelheit auf der Seite des Lebens und des Lichts stehen!«[1]
Tillschneiders Lobgesang auf die Präsentation der in harter Selbstzucht disziplinierten Körper von Sotschi 2014 bediente im Gegenschnitt mit den Motiven des westlichen Verfalls 2024 in Paris nicht nur ganz klassische Bildwelten des Faschismus, diese wurden auch von einer Reihe subtiler Russland-Referenzen getragen. Er berief sich auf die Kritik der russisch-orthodoxen Kirche an der Pariser Show, und sein Idol, der Drachentöter Sankt Georg, ist kein Geringerer als der Nationalheilige Russlands. Manche Bezüge waren historisch doppelt aufgeladen, das von Tillschneider bemühte Motto »Gott mit uns« zierte nicht nur die Koppelschlösser deutscher Soldaten in zwei Weltkriegen, sondern war auch ein Wappenspruch der russischen Zaren. Bei seinen Ausfällen gegen die »Dekadenz« der queeren Pariser Kultur im Kontrast zur »sauberen« Show von Sotschi schien stets die Repression gegen nicht-heterosexuelle Lebensformen im heutigen Russland durch. Die teils drastische Wortwahl der Landtagsrede ließ kaum Zweifel daran, dass er eine ähnliche Verfolgung auch hier wünscht. Bereits der Titel des Antrags gegen »queere Propaganda« war ganz auf der Linie der russischen Politik, die 2013 ein Gesetz gegen »Propaganda für Homosexualität« verabschiedet hatte. Die Definition des Strafbaren war dabei stets im Vagen geblieben, was der Willkür Tür und Tor öffnete.[2]
Tatsächliche Propaganda hingegen war Tillschneiders Darstellung der russischen Winterspiele, denn Sotschi 2014 taugte wenig als Ausweis von Lauterkeit und good gouvernance in Russland. Im Gegenteil, die Winterspiele sind in erster Linie als ein Fest der Macht und Korruption und ein Zeugnis russischer Autokratie in die Geschichte eingegangen. Russische Oppositionelle schätzten, dass die Hälfte der 50 Milliarden Euro Kosten in privaten Kanälen des Kreml-Umfelds versackte, Kritik des Auslands am desolaten Zustand der russischen Demokratie und Doping-Skandale trübten die heroische Selbstdarstellung zusätzlich.[3] Nach innen war die Wirkung jedoch immens, und das Spektakel zeigte die erwünschte Wirkung. Vor allem für den russischen Präsidenten hatte sich der Aufwand gelohnt, im Zuge der Olympiade erreichten Putins Beliebtheitswerte in der Bevölkerung neue Höhen. Putin wusste die Gunst der Stunde zu nutzen, kurz nach dem Ende der Spiele in Sotschi tauchten Soldaten ohne Hoheitszeichen an den Uniformen, die berühmten »grünen Männchen«, auf der ukrainischen Krim auf und leiteten die russische Annexion der Halbinsel ein. Der erste Schritt zum russisch-ukrainischen Krieg war getan.
Für den US-amerikanischen Russland-Historiker Ian Garner gehörten das Spektakel von Sotschi und der anschließende Einmarsch auf die Krim unmittelbar zusammen. Nach seiner Beobachtung zeugte die Feier bei der Winterolympiade besonders von den Anstrengungen, mit denen sich das Regime eine neue, unbedingt loyale Generation erschaffen habe. Garner beschrieb die Show, die in dem AfD-Politiker Tillschneider solche Sehnsucht weckte, als gigantische nationale Propagandaleistung, die formal wie inhaltlich vor allem den Anspruch des Staates an die russische Jugend zelebrierte, bedingungslos mit der russischen Nation zu verschmelzen: »Ein neues Modell russischer Kindheit – imperial, märchenhaft, kriegerisch, unverschämt – wurde auf größtmöglicher Bühne geformt. Wochen später setzten sich die Truppen auf die Krim in Marsch.«[4]
Der Fall des AfD-Politikers zeigt exemplarisch, wie sehr Russland für die extreme Rechte zum positiven Bezugspunkt geworden ist. Tillschneider, Vertreter des völkischen »Flügels« der Partei, war Gründer der »Patriotischen Plattform« in der AfD und ist mit dem Netzwerk des Antaios-Verlags in Schnellroda verbunden. Damit steht er am äußerst rechten Rand der ohnehin schon extrem rechten AfD. Auf dem von ihm organisierten »Preußenfest« 2024 ließ er sich in Schnellroda vor einer preußischen Fahne fotografieren, die erst in der NS-Zeit eingeführt worden war, lediglich das Hakenkreuz fehlte.[5] Die prorussischen Neigungen des Politikers traten nicht zum ersten Mal zutage, 2022 schlug eine Russlandreise in der Heimat hohe Wellen, die ihn mit anderen AfD-Abgeordneten auch in den Donbas führen sollte. Der geplante Abstecher ins Kriegsgebiet musste schließlich mit Rücksicht auf das Image der Partei abgesagt werden.[6] Ende März 2023 fuhr Tillschneider zu einer Wiener »Sicherheitskonferenz«, einer kleinen, deutlich rechtslastigen und Putin-freundlichen Zusammenkunft, die aus den Reihen der AfD-Schwester FPÖ in Zusammenarbeit mit dem russischen Zentrum für geostrategische Studien durchgeführt wurde.[7] Er agitiert, wie seine gesamte Partei, vehement gegen die Russland-Sanktionen und für ein Ende der Unterstützung der Ukraine. Dabei ist er nicht nur in Deutschland präsent, sondern auch in russischen Medien wie dem staatlichen Sender RT. Seit Januar 2023 ist er, wie er gegenüber der Mitteldeutschen Zeitung bestätigte, regelmäßiger Autor der Moskauer Tageszeitung Wedomosti. In seiner dortigen Kolumne, wird berichtet, stütze er die politischen Lesarten des Kremls und plädiere für die Aufteilung der Ukraine – im Namen des Friedens.[8] Immer wieder stellt er unter Beweis, wie sehr er das Kreml-Narrativ teilt, dass der Westen den Konflikt durch antirussische Politik vom Zaun gebrochen habe.
Der Nachhall der russischen Propaganda im Landtag von Sachsen-Anhalt ist kein Einzelfall. Tillschneider ist nur ein besonders auffälliges Beispiel für eine ausgeprägt pro-russische Haltung in der AfD, andere Namen, die im Kontext mit einer ähnlichen Orientierung regelmäßig genannt werden, sind der baden-württembergische Bundestagsabgeordnete Markus Frohnmaier und dessen 2021 in Moskau verstorbener ehemaliger Mitarbeiter Manuel Ochsenreiter oder die AfD-Europaabgeordneten Maximilian Krah und Petr Bystron. Doch auch viele weniger bekannte Vertreter der Partei teilen diese Neigungen und kamen in der Vergangenheit Einladungen nach Russland nach. Parteichef Tino Chrupalla absolvierte als Gast in Moskau Termine mit Außenminister Lawrow, Beobachter sprechen von einer gut ausgebauten »Russland-Connection« der AfD.[9]
Die AfD zeigte sich von Beginn an als eine Partei, die dem von Wladimir Putin mit harter Hand geführten Imperium im Osten ausgesprochen zugetan ist. Dort weiß man diese Zuneigung zu schätzen, Ende April 2024 machte das Nachrichtenmagazin Der Spiegel mit einer Titelstory auf, der zufolge Moskau der AfD mit einem eigenen Strategiekonzept zu weiterem Erfolg verhelfen wollte. Offensichtlich gehen die Interessen des Putin-Regimes und der deutschen Nationalisten gut zusammen, weshalb man sich in Russland von einer starken AfD immense Vorteile verspricht und entsprechend auf deutsche Debatten einwirkt. Dasselbe gilt für die antieuropäischen und populistischen Kräfte anderer Länder, von Ungarn, Österreich, Italien, Frankreich, Großbritannien etc. Seit dem zunehmendem Bedeutungsverlust einer sowjetnostalgischen Linken ist die radikale Rechte europaweit das Schoßkind der russischen Außenpolitik, die ihre Interessen wiederum durch den östlichen Nachbarn gut vertreten sieht.
Die intensiven Kontakte Rechtsextremer aus verschiedenen Strukturen nach Russland sind längst bekannt, sie sollen hier später nochmals thematisiert werden. Zunächst machen sie aber aus geschichtspolitischen Gründen stutzig, schließlich war das deutsch-russische Verhältnis gerade in den Zeiten, an denen sich die deutsche Rechte orientiert, ausgesprochen feindlich. Das Wilhelminische Kaiserreich focht im Ersten Weltkrieg an der Seite der Habsburger-Monarchie einen tödlichen Kampf mit dem russischen Zarenreich, das nationalsozialistische »Dritte Reich« verwüstete die Sowjetunion mit einem Vernichtungskrieg und plante die Expansion seiner Grenzen in einen zuvor gewaltsam entvölkerten Raum weit nach Osten. Schon der Erste Weltkrieg war mit von antirussischen Ressentiments getragen, die im Zweiten Weltkrieg noch zum Feindbild vom »slawischen Untermenschen« und »jüdischen Bolschewiken« gesteigert werden sollten. Viele Feindbilder konnten sich danach in den Frieden retten und waren politisch weiter nützlich, nach dem Krieg hielt der antikommunistische Konsens den Großteil der äußersten Rechten in Europa auf strikten Kurs gegen »den Osten«.
Auf russischer Seite zählt der »Große Vaterländische Krieg« der Sowjetunion mit dem Deutschen Reich, gerade weil er als erbitterter Überlebenskampf geführt wurde, bis heute fest zu den identitätsstiftenden Elementen der Gesellschaft. »Deutsche Nazis« waren daher aus gutem Grund sowohl in der sowjetischen als auch der russischen Propaganda stets die Chiffre für das absolut Böse. Doch offensichtlich war das nie alles, denn es hat sich etwas in den historischen Erzählungen deutscher, europäischer und auch russischer Nationalisten geändert und eine Annäherung über diese Kluft ermöglicht. Diese geschichtspolitische Verschiebung soll zunächst nachgezeichnet werden. Zu ihren erstaunlichsten Volten gehörte das Auftauchen von »Nazis« außerhalb von Deutschland, in der Ukraine, mit dem 2022 der russische Einmarsch in das Nachbarland legitimiert wurde.
Der Präsident

Am Morgen des 24. Februar 2022 wandte sich Präsident Putin mit einer Rede an die russische Bevölkerung, um den Einmarsch seiner Armee in die benachbarte Ukraine als »militärische Spezialoperation« zu begründen. Die von der Deutschen Gesellschaft für Osteuropakunde herausgegebene Zeitschrift Osteuropa hat die Ansprache zur Dokumentation ins Deutsche übersetzt publiziert.
Die Rede enthielt eine ganze Reihe von inhaltlichen Angeboten an die deutsche und europäische Rechte, die allerdings wohl kaum allein taktisch motiviert waren, sondern vielmehr von ähnlichen Welt- und Geschichtsbildern zeugten. So beklagte Putin den stetigen Vormarsch des Westens nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion und sprach dabei identitätspolitische Aspekte an, die auch die Rechte weltweit umtreiben: »Alles, was dem Hegemon, den Mächtigen, nicht passt, wird für archaisch, ausgedient, nutzlos erklärt«, hieß es, die westliche »Wahrheit« hingegen werde »um jeden Preis durchgedrückt, dreist und mit allen Mitteln. Wer anderer Meinung ist, wird mit Gewalt in die Knie gezwungen.« Daneben sprach er von der »Massenmigration aus Nordafrika und dem Nahen Osten nach Europa«, ausgelöst durch US-amerikanische Interventionen. Der »kollektive Westen«, eine Sprachschöpfung, die sich durchsetzen sollte, habe ein um die USA geschartes »Reich der Lüge« geschaffen und versuche seit den 1990er Jahren, »uns fertigzumachen, zu erledigen, uns endgültig zu vernichten.« Der Westen ziele besonders auf die »traditionellen Werte« Russlands, die man »zerstören« wolle. Putins Beschreibung der westlichen »Pseudowerte« macht bereits plausibel, warum sich Politiker vom Schlage Tillschneiders nach Moskau hingezogen fühlen. Das Denken beider ist von denselben Motiven des Verfalls und der Auflösung geprägt und zeigt eine wahre Untergangs-Besessenheit. Die Kultur des Westens, lamentierte der Präsident, solle »uns, unser Volk, von innen zerfressen«, ihre Ideen führten »auf direktem Weg zu Verfall und Entartung […], denn sie widersprechen der Natur des Menschen.« Diese Semantiken sollte auch Tillschneider in Magdeburg aufgreifen, denn von beiden wird der neue Ost-West-Konflikt mit grundsätzlichen Neuinterpretationen von Kultur und Geschichte befeuert.
Insofern blieb es nicht bei dieser kulturpessimistischen Diagnose, die in diesem Ton auch in Teheran, Riad, Pjöngjang, Peking oder Budapest hätte getroffen werde können – also all den Orten, an denen man sich von den »westlichen« Produkten des Individualismus wie Populärkultur, moderner Kunst, Gleichberechtigung, Minderheitenschutz, sexueller Devianz etc. existentiell bedroht fühlt. Derartig »dekadente« Impulse, so die Furcht, könnten ja Alternativen zu den gegebenen Verhältnissen aufzeigen und die eigenen Machtstrukturen erschüttern. Der Präsident ging einen Schritt weiter und rückte die Geschichte ins Blickfeld, um dem beschworenen Szenario den Charakter eines ewigen Kampfes zu verleihen. Zur Rechtfertigung des massiven militärischen Vorgehens, das nicht Krieg genannt werden durfte, berief er sich explizit auf die sowjetische Erfahrung. Wie Russland in der Gegenwart so habe auch »die Sowjetunion im Jahr 1940 und noch Anfang 1941 auf jede erdenkliche Weise versucht, einen Krieg abzuwenden oder wenigstens hinauszuzögern.« Daher habe sie sich nicht von Beginn an dem deutschen Angreifer »mit ganzer Kraft« entgegenstellen können. Für die zuvor proklamierte Verteidigung von Traditionen war das eine ungewöhnliche Referenz. Der Umstand, dass die Sowjetunion selbst mit allen Mitteln die Modernisierung des Landes forciert hatte und in diesem Fortschrittsprozess, wie überall auf der Welt, Traditionen zerstört wurden, die nicht mehr »nützlich« schienen, blieb unerwähnt.
Heute, so entwickelte Putin das Argument gewagt weiter, sei Russland in einer ähnlichen Lage gegenüber den USA und der Nato wie die Sowjetunion gegenüber Hitler, aber man werde »einen solchen Fehler« sicher nicht wiederholen. Es folgte ein Hinweis auf die avancierte Waffentechnologie seines Landes inklusive der nuklearen Schlagkraft und die Mahnung, welcher Einsatz gerade für Russland auf dem Spiel stehe: »Für unser Land aber ist es letztlich eine Frage von Leben oder Tod. Es geht darum, ob unser Volk in der Geschichte eine Zukunft hat. […] Um eine reale Gefahr nicht nur für unsere Interessen, sondern für die schiere Existenz unseres Staates, für seine Souveränität. Genau das ist die rote Linie, von der ich mehrfach gesprochen habe.« Der Westen habe sie »überschritten«, nun sei es für Russland an der Zeit zu handeln, jedoch nicht aus Eigeninteresse, sondern zum Schutz anderer, etwa der russischen Bevölkerung auf der Krim und im Donbas, die sich zur »Wiedervereinigung mit Russland entschieden« habe. Im umkämpften Donbas drohe ein »Genozid an Millionen Menschen […], deren einzige Hoffnung Russland« bleibe. An diesem Punkt schwenkte der Präsident wieder zurück in die Geschichte und führte aus, dass die Nato die »extremen Nationalisten und Neonazis in der Ukraine« unterstütze. Was von diesen zu erwarten sei, so eine erneute historische Referenz, wisse man ja: »sie werden morden, so wie seinerzeit auch die nationalistischen ukrainischen Banden und ihre Strafkommandos, Hitlers Handlanger im Großen Vaterländischen Krieg, unschuldige Menschen ermordet haben. Und sie erheben ganz offen Anspruch auf eine ganze Reihe weiterer russländischer Gebiete.« Andere Evokationen des »Großen Vaterländischen Krieges« und der darin gebrachten Opfer folgten, verbunden mit der Versicherung, die »Ergebnisse des Zweiten Weltkriegs und die Opfer, die unser Volk für den Sieg über den Nazismus gebracht hat«, seien Russland »heilig.« Selbst das Militär der Ukraine wurde in diesem Sinne adressiert: »Kameraden! Eure Väter und Großväter haben nicht dafür gegen die Nationalsozialisten gekämpft und unsere gemeinsame Heimat verteidigt, damit die heutigen Neonazis in der Ukraine die Macht an sich reißen.«[10] Die Rede ist eines von vielen Beispielen von Umkehrungen und Vertauschungen, die in der russischen Propaganda traditionell eingesetzte werden und hier besonders geschichtspolitische Wirkung entfalten.[11]
Im Moment des Krieges war die Identifikation mit dem sowjetischen Imperium als Sieger von 1945 also wieder gefragt. Um zu verdeutlichen, wie ernst die Lage sei, sprach der Präsident in seiner Kriegsrede nun eine Warnung an alle aus, »die versucht sein könnten, sich von außen in den Gang der Ereignisse einzumischen.« Russland werde darauf augenblicklich eine Antwort haben, »wie sie sie in ihrer Geschichte noch nicht erlebt haben.« Man sei, betonte Putin, auf alles vorbereitet und habe die nötigen Maßnahmen getroffen. Die Worte waren stark gesetzt, es fiel schwer, darunter keine Drohung mit Atomwaffen zu verstehen.
Die Dokumentation der Rede in Osteuropa war nicht umsonst mit einem Hinweis auf den »demagogische[n] Charakter« der Rede versehen, die eigentlich die Kommentierung jedes Satzes nötig mache, doch die Redaktion hoffe, mit ihrer bisherigen Arbeit bereits den notwendigen Verständnisrahmen geliefert zu haben.[12] Tatsächlich kam für die Beobachter der russischen Politik Putins Inanspruchnahme des historischen Feldes nicht überraschend. Schon 2021 hatte der Kreml einen Aufsatz »Über die historische Einheit der Russen und Ukrainer« publiziert und sogar an ausländische Wissenschaftler verteilen lassen, als dessen Autor Präsident Putin gezeichnet hatte. Wie der Osteuropa-Historiker Andreas Kappeler ebenfalls in der Zeitschrift Osteuropa festgehalten hat, sorgte die beigefügte Empfehlung des Kremls an die internationale akademische Welt, »den Artikel von Wladimir Putin künftig bei der Vorbereitung von historischen Beiträgen zu nutzen«, für einige Irritationen. Verständlich, denn es ist grundsätzlich ein schlechtes Zeichen, wenn sich politische Führer an eigenen Geschichtsdeutungen versuchen, bei einer derartigen Aufdrängung der quasi amtlichen Sicht droht ein Eingriff in die Wissenschaftsfreiheit. Das Vorgehen lasse ungute Rückschlüsse auf den Wissenschaftsbetrieb in Russland zu: »Wenn ein Aufsatz des Präsidenten sogar ausländischen Historikern empfohlen wird, kann man sich vorstellen, wie sehr russische Fachleute und Studierende dazu angehalten werden, die Aufsätze ihres Präsidenten zur Richtschnur zu nehmen.«[13]
In seinen Augen hatte Putins zur Lehrmeinung aufgewerteter Text das Ziel, den russischen Anspruch auf die Ukraine geschichtspolitisch abzusichern. Als Referenzen dienten dabei einerseits die behauptete kulturelle und historische »Einheit von Russen und Ukrainern« seit der Kyjiwer Rus, andererseits der »Große Vaterländische Krieg« bzw. die Nachkriegsordnung zu Zeiten der Sowjetunion. Schon in vorherigen Verlautbarungen Putins, führt Kappeler aus, finde sich die Ukraine unumstößlich in die russische Welt integriert. Die Argumentation laufe damit »auf die These hinaus, dass die ukrainische Nation erst durch die Sowjetunion geschaffen wurde.« Mit der Einbindung historischer Konflikte zwischen Russland, Polen und Österreich und dem Territorium der Ukraine werde zudem der Bogen zum Westen als ewig destruktiver Kraft im Hintergrund geschlagen. »Solche Verschwörungstheorien, die in Russland eine lange Tradition haben, kommen in Putins Beschuldigungen an die Adresse der USA und der Europäischen Union zum Ausdruck, die Ukrainer gegen Russland aufzuhetzen.«[14]
Die Argumentation Putins offenbart somit eine geschichtspolitische Operation im Hintergrund. Nicht ohne Raffinesse knüpft er einerseits an die imperiale Tradition von Zarenreich und Sowjetunion an, macht andererseits aber die Bolschewiki für Entwicklungen verantwortlich, die nicht in sein Konzept passen. Durch den Schritt, die Staatsgrenzen der Gegenwart allein als Folge sowjetischer Nationalitätenpolitik zu deuten, wird der aktuelle territoriale Anspruch an das Nachbarland antikommunistisch gewendet. In seiner Ansprache am Morgen des Überfalls sprach Putin in dieser Konsequenz auch von der »Sowjet- oder Lenin-Ukraine«.[15] Das scheint widersprüchlich, doch so können imperiale Sowjetnostalgie, Antikommunismus und monarchisch-nationalistische Traditionsbestände zu einem Zweck verflochten und weltanschauliche Angebote für mögliche Partner im Ausland kommuniziert werden. Auch Kappeler wertet die teils emotional überfrachteten Ausführungen Putins wegen der Kombination der unterschiedlichen Traditionselemente als kalkuliert und gefährlich. Gerade dieses collagenhafte Vorgehen gebe »einen Einblick in Putins Gedankenwelt, in der sich Sowjetpatriotismus, imperialer und ethnischer Nationalismus und ein Blut-und-Boden-Pathos vermischen.«[16]
Diese spezielle Verknüpfung kennzeichnet tatsächlich viele Elemente der russischen Propaganda aus den vergangenen Jahren. Ein ähnliches geschichtspolitisches Patchwork hatte Putin bereits in einer anderen Ansprache bemüht, die ebenfalls als wichtiger Hinweis auf seinen forciert antiwestlichen Kurs gilt. Ein Jahr vor dem Überfall auf die Ukraine hatte der Präsident beim Treffen des Waldai-Klubs detailliert seine Weltsicht dargelegt.[17]
Der Waldai-Klub ist ein jährlicher Diskussionsgipfel der russischen Politik und genießt hohen Stellenwert – auch bei ausländischen Ultrarechten.[18] Nach Einschätzung des Russland-Historikers Ian Garner dient er vor allem dazu, im Stil eines Thinktanks die Ansichten des Kremls für die Öffentlichkeit aufzubereiten. Er berichtet von einer Rede Putins auf dieser Bühne, mit der schon 2013 der antiwestliche Kurs bekanntgegeben worden sei. Der Redner habe bereits damals eine ganze Reihe negativer Aspekte präsentiert, die in seinen Augen mit dem Phänomen der political correctness verbunden seien: Pädophilie, Homosexualität, Feminismus, Militarismus und selbst Satanismus.[19] Mit dieser Aufzählung der destruktiven Einflüsse des »kollektiven Westens« war Putin in einen cultural war um die Identität eingestiegen, der im Westen ebenfalls seine Fürsprecher hat. Seine Liste des Verderbens versammelte alle Sünden, die zu dieser Zeit längst auch aus den Reihen der US-Republikaner und europäischer Rechter bis in die AfD hinein einem angeblich allgegenwärtigen westlichen »Kulturmarxismus« angelastet wurden. Putin bot seinem Auditorium auch denselben Ausweg wie diese an, er propagierte den Rückgriff auf Religion, Tradition und nationale Identität im Kampf gegen die »Dekadenz« und präsentierte damit wesentliche Ingredienzien der weltweit anhebenden autoritären Revolte als Heilmittel.
Auffallend an diesen Äußerungen, die immerhin einen manifesten Krieg in Europa und damit die größte sicherheitspolitische Herausforderung des Kontinents seit 1945 flankierten, waren die darin vollzogenen Deutungen bzw. Umdeutungen des Historischen. Schließlich war es nicht die Bundesrepublik als Erbin des nationalsozialistischen Deutschlands, der Putin vorwarf, von »Neonazis« regiert zu werden, sondern die Ukraine, die als sowjetische Teilrepublik selbst schwer unter der deutschen Besatzung gelitten hatte. Mit dieser historisch inspirierten Überzeichnung der politischen Verhältnisse im Nachbarland bei gleichzeitiger Verzerrung der Vergangenheit sollten vor allem die Interessen Moskaus, seine geopolitische Einflusssphäre zu wahren, kaschiert werden. Doch wie so oft ging der Versuch, die Frontenbildung der Gegenwart allein anhand historischer Konfliktlinien zu erklären, bei genauerer Betrachtung nicht auf. Schon die Herkunft des ukrainischen Präsidenten Wolodymyr Selenskyj aus einer russisch-jüdischen Familie versperrte sich gegen diese Einordnung. Zwar gab es, wie von Putin angeführt, ukrainische Kollaboration mit Nazi-Deutschland, von diesem Phänomen waren jedoch weder Russland selbst noch das verbündete Weißrussland verschont geblieben.[20] Die heute der Aggression gegen Russland geziehenen USA hatten zudem seit 1941 im Rahmen des Lend-Lease Act die Sowjetunion massiv mit Kriegsmaterial unterstützt, ohne das sich die Rote Armee kaum hätte behaupten können (die Unterzeichnung des Ukraine Democracy Defense Lend-Lease Act am 9. Mai 2022 durch US-Präsident Biden kann hier getrost als Retourkutsche an Putin gesehen werden).
Zu den Details, die eine geschichtspolitische Argumentation so kurios machen, zählt zudem das Engagement der privaten Söldnertruppe »PMC Wagner« im Ukraine-Konflikt. Schon deren Profil will sich nicht recht in die antifaschistische Traditionslinie einfügen, denn der deutsche Name der russischen Firma geht auf die Wertschätzung ihres Kommandeurs Dmitrij W. Utkin für den Komponisten Richard Wagner zurück. Utkin schätzte jedoch nicht nur den Musiker Wagner, sondern vor allem dessen großen Verehrer Adolf Hitler mitsamt seiner antisemitisch-imperialen Weltanschauung. Fotos zeigen ihn mit tätowierten SS-Rangabzeichen, von seiner Truppe ist die Verwendung von Symbolen der white-supremacy-Ideologie dokumentiert.[21] Diese private Armee, die zuerst bei der Annexion der Krim 2014 gesichtet worden war und anschließend als »Sicherheitsfirma« im syrischen Bürgerkrieg agierte, trat nun ausgerechnet auch bei der »Entnazifizierung« der Ukraine in Erscheinung. Nach Konflikten mit dem Kreml im Sommer 2020, die den Wagner-Führungsstab das Leben kosteten, wurde das Unternahmen umstrukturiert und übernahm die Aufgabe, russische Interessen in Afrika durchzusetzen. Der neue Name, unter dem die Firma jetzt agiert, steht dabei bruchlos in der Tradition der ursprünglichen Bezeichnung: Sie nennt sich jetzt »Afrika-Korps«, wie der deutsche Kampfverband in Nordafrika während des Zweiten Weltkriegs. Alleine diese aussagekräftigen Details führen die »antifaschistischen« Vorsätze Russlands ad absurdum, schließlich böte schon der eigene Apparat genug Anlässe zur »Denazifizierung«.
Insgesamt war die Geschichte des traumatischen »Großen Vaterländischen Krieges« eine schlechte Referenz für den Angriff Russlands auf sein Nachbarland. Sie lässt sich nur aufrechterhalten, wenn wesentliche Differenzen zwischen den historischen Konstellationen ausgeblendet werden. Nicht zuletzt weckte Putins eigenes Vorgehen – eine territoriale Expansion unter Kriegsdrohung, die auf ein Zurückweichen des Westens spekulierte – eher ungute Erinnerungen an die Sudenten-Krise 1938. Möglicherweise hatte Putin seinerseits das historische Gedächtnis des Westens unterschätzt, denn für die Halbinsel Krim und das Donezbecken kam kein »Münchner Abkommen« zustande, das dem Deutschen Reich damals die Einverleibung des Sudentenlandes gestattete und zur anschließenden Besetzung der »Rest-Tschechei« führte. Vielmehr hatte man Sorge, dass nach diesem Muster im Anschluss an die Ukraine auch das Baltikum und Polen »denazifiziert« würden. Durch eine ernsthafte historische Reflexion hätte Putin daher die Reaktion des Westens erahnen können und auf das Vabanque-Spiel im Februar 2022 verzichten können. Da er die Geschichte jedoch ausschließlich in den Dienst seiner Interessen stellte, blieb ihm diese Einsicht verwehrt. Dieser rein instrumentelle Zugang zeigt sich auch an seiner gespaltenen Erinnerung an die Sowjetunion in den verschiedenen Reden. Während Lenin vorgeworfen wurde, »Frauen« und »Hühner« kollektiviert zu haben, war Stalin als Sieger von 1945 im Moment des Krieges wieder gefragt. Letztlich ging es auch viel weniger um die Vergangenheit als um die Legitimation der Gegenwart. Das Vorgehen zeitigte zumindest im Inland Erfolg und brachte das Land auf Kriegskurs, konnte es doch auf bereits lange etablierte Narrative der Nationalgeschichtsschreibung aufbauen. Verstärkt durch Propaganda und Repression hatte Putins Botschaft neben der Ukraine und dem Westen auch ihre wichtigste Adressatin, die russische Bevölkerung, erreicht.[22] Als Nebeneffekt wurde die Geschichte des Zweiten Weltkrieges mit einer neuen Erzählung überschrieben, die aus der gemeinsam mit westlichen Verbündeten geleisteten Abwehr Nazi-Deutschlands einen ewigen Kampf des Westens gegen Russland machte.
Das Außenministerium

Die geschichtspolitischen Volten des Präsidenten zu Kriegsbeginn blieben keine isolierte Aktion. Die breite Streuung ähnlicher Argumentationen ließ den Eindruck einer konzertierten Aktion entstehen, mit der ein möglichst breites Spektrum abgedeckt werden sollte. Dieser Rahmen ermöglichte, dass Russlands Präsident Putin dem altrussischen Imperium den Vorzug vor der Sowjetunion gab und deren Gründerfigur Lenin attackierte, während sein Vorgänger im Präsidentenamt, Dmitri Medwedew, der Welt zugleich eine Deutung des Faschismus im Geiste der alten sowjetischen Geschichtsschreibung auftischte. In einem Beitrag zum 9. Mai 2024, dem »Tag der Befreiung«, präsentierte der heutige stellvertretende Leiter des Sicherheitsrates der Russischen Föderation eine historische Lesart, nach der vom Vernichtungskrieg der Nationalsozialisten bis zur aktuellen Waffenhilfe des Westens für die Ukraine im Hintergrund stets das angelsächsische Kapital gewirkt habe, dessen eigentliches Ziel bis heute die Vernichtung Russlands sei.[23]
Einen ähnlich harten Ton hat auch das russische Außenministerium in seinen Pressebriefings angeschlagen. Die auf der amtlichen Website veröffentlichten deutschen Übersetzungen sind zwar recht holprig, lassen aber keine Zweifel an einer spezifischen Sicht. Die eigene Armee, so die Verlautbarungen, kämpfe heldenhaft gegen »Neonazis« in der Ukraine und schone dabei Bevölkerung und Infrastruktur nach Kräften. Leider erschwere die Unterstützung des Westens den Sieg über die »Nazis«. Kurz nach dem Bekanntwerden des Massakers russischer Soldaten an ukrainischen Zivilisten in Butscha, am 6. April 2022, klagt Marija Sacharowa, die Sprecherin des Außenministeriums, über eine schwerwiegende, von Kyjiw aus orchestrierte Desinformationskampagne. Weltweit würden »lügnerische Inszenierungen« gestreut, mit dem Ziel, »Russland Kriegsverbrechen zur Last zu legen.« Dieses Vorgehen sei schon aus Syrien bekannt, jetzt sei »die Welt zum Augenzeugen eines weiteren Verbrechens der ukrainischen Behörden in Butscha« geworden, wo man die »Inszenierung eines angeblichen Mordes an friedlichen Einwohnern durch russische Militärs organisiert« habe. Anschließend zieht sie in einem erstaunlich umfangreichen Exkurs eine Parallele zur Darstellung der Roten Armee durch die nationalsozialistische Propaganda in der Schlussphase des Zweiten Weltkriegs. Gegen Ende des Statements werden die Assoziationen immer willkürlicher. Sie vergleichen die westlichen Sanktionen gegen Russland und die angeblich entfesselte Cancel-Kultur mit der Bücher- und Hexenverbrennung im Mittelalter, den Praktiken der Nazis, der Kolonialmächte, der McCarthy-Ära etc. Die Quintessenz des Ministeriums lautet: »Das ist dieselbe Ideologie. Jetzt – die Canceln-Culture und neues Kultur-Genozid [sic!]. Diesmal gegenüber dem großen russischen Erbe. Das betrifft alles. Es gibt nichts Neues. Die alte Krankheit des Westens.« Den Abschluss des Briefings bildet ein Lob der russischen Kulturleistungen und russischen Toleranz während der Jahrhunderte im Kontrast zur westlichen Verfolgungswut: »Sich so etwas in unserem Lande vorstellen – das ist unmöglich.«[24] Aus dem Munde einer Regierungssprecherin, deren Regime seit Jahren kulturelle oder politische Abweichungen gnadenlos verfolgen lässt, zeugen diese Aussagen von einem ausgeprägten Willen zur Geschichtsklitterung.
Mit diesen Vorhaltungen war der Gipfel jedoch noch lange nicht erreicht. In einem Briefing ein halbes Jahr später zieht Sacharowa enge Parallelen zwischen der NS-Vernichtungspolitik und der gegenwärtigen Kriegslage, den Sanktionen und der westlichen Corona-Politik: »Erinnert das nicht an etwas? Gerade so gehen jetzt ihre Nachfolger vor, die sie auch verherrlicht haben – die Neonazis des Kiewer Regimes.« Wie schon Putin dem Jargon Donald Trumps vorgegriffen hatte, ähnelt der Ton der Diplomatin der Rhetorik von Querdenkern, AfD-Gefolge und Internet-Trollen. Am Ende war alles, inklusive der queeren Emanzipation, irgendwie mit der NS-Vergangenheit gekoppelt. Selbst die Migration wird darauf zurückgeführt und mit der historischen Zwangsarbeit während des Krieges verglichen: »Verhält man sich in EU-Ländern zu Einwandern [sic!] nicht wie zu Ressourcenbasis? Oder hat jemand Illusion, dass sie auf Augenhöhe behandelt werden? Gleiche Rechte wie indigene Bürger bekommen? Natürlich nicht. Sie sind als rechtslose Arbeitskraft in den Ländern, die bei Propagieren der LGBT-Ideologie entarteten [sic!], nötig. Jemand muss doch arbeiten. Das ist für sie eine Ressourcenbasis – genau wie beim Dritten Reich.«[25]
Das wilde Crossover, in dem sich mit diesen Statements reaktionäre und scheinbar fortschrittliche Elemente vermischen, ist erstaunlich. Das Motiv des dekadenten Westens, dessen Bevölkerung von der Heterosexualität abfalle und das Arbeiten verlernt habe, ist von einem deutlichen Kulturpessimismus im Stil der 20er Jahre getragen. Die vorgebliche Parteinahme für ausgebeutete Migrantinnen und Migranten und der Bezug zur NS-Zwangsarbeit schlagen hingegen einen Menschenrechts- und Gewerkschaftston an. Die Kritik am Umgang mit migrantischer Arbeit im Westen, die ganz unabhängig von der NS-Zwangsarbeit gerechtfertigt ist, wäre glaubwürdig, wenn diese Form der Ausbeutung auch für das eigene Land thematisiert worden wäre oder es eine Aufarbeitung des sowjetischen Zwangsarbeitssystems gegeben hätte. Solche Reflexionen blieben jedoch aus, wie auch die Tatsache, dass Russland über seine Kriegspolitik in Syrien und der Ukraine selbst Fluchtbewegungen gen Europa initiiert hat. In diesem Kontext vorgetragen und von maßlosen Vergleichen gerahmt, blieben die Äußerungen der offiziellen außenpolitischen Sprecherin reine Propaganda. Passend dazu gerieten in den Statements schließlich alle historischen Elemente durcheinander, und am Ende stand die ahistorische Parallelisierung, der Westen agiere wie »die Nazis«: »Die Westler und ihre Kiewer Schützlinge bemühen sich zwar Russland zu schaden […]. Mit denselben Methoden (Verbrennung der Bücher, Verbot von Dichtern, Schriftstellern, Philosophen, Vernichtung von Millionen Menschen in Gaskammern, Erschießen, Vergruben [sic!] am lebendigen Leib) wollten die Nazis das Bewusstsein des Menschen ändern, damit er darauf verzichtet, was für ihn wichtig ist.«[26]
Ganz wie bei Putin (oder auch bei seinem Adepten Tillschneider) wird diese Sicht von der Dauerklage begleitet, der Liberalismus des Westens sei letztendlich ein gigantisches Projekt zur Zerstörung Russlands und der Totalentfremdung des Menschen von sich selbst.
So skurril die Mischung der Vorwürfe zu sein scheint, weder verfehlen sie ihre Wirkung, noch sind sie randständig. Über Social-Media-Plattformen haben russische Institutionen Inhalte verbreitet, die einen ähnlichen Mix von Feindbildern aufwiesen. Russlands Botschaft in Bangladesch lancierte beispielsweise einen Post, der exemplarisch die Selbstsicht des Landes abbildete. Ähnlich einer Ikone sind dort auf Goldgrund Familien, Popen und Engel zu sehen, die sich unter einem Schirm in den Farben der russischen Trikolore versammeln. Dieser Schirm bietet ihnen Schutz vor fünf fallenden Bomben, die jeweils mit Herkunftssymbolen versehen sind: Die erste trägt ein Hakenkreuz, die zweite Stars and Stripes, die dritte zeigt die Fahne der Europäischen Union und die vierte den Stern der NATO, und die fünfte ist schließlich im Stil der Gay Pride mit den Farben des Regenbogens gekennzeichnet. Sie alle regnen vereint auf die Familie des heiligen Vaterlandes herab. Neben der Darstellung, die eine bemerkenswerte Feindkoalition von der Queer-Bewegung bis zum »Dritten Reich« herbeifantasiert, steht ein Zitat des russischen Ultranationalisten und orthodoxen Fundamentalisten Alexander Dugin, von dem später noch die Rede sein wird. Dem dort verwendeten Zitat zufolge befindet sich Russland bereits im Krieg mit der antireligiösen Zivilisation, und es stünden in diesem Kampf alle »spirituellen und moralischen Werte« der Menschheit auf dem Spiel: »Gott, die Kirche, die Familie, das Geschlecht, der Mensch«.[27] Russland präsentiert sich in diesem Bild als letzte Bastion, die bereitstehe, die ewigen Werte der Menschheit zu verteidigen. Eine Haltung, die sich für deutsche Rechtsextreme als attraktiv und anschlussfähig erweist. Der Putin-Verehrer und Herausgeber des rechtsextremen Compact-Magazins, Jürgen Elsässer, hatte sein Damaskus-Erlebnis zum Wandel von scharf links nach scharf rechts, als er bei Besuchen orthodoxer Klöster auf dem Balkan feststellte, dass »Frömmigkeit ein besseres Unterpfand gegen den Mahlstrom des Globalismus ist als Marxismus«.[28]
Der Berater

Nach dieser Betrachtung der weltanschaulichen Interpretationen des Konfliktgeschehens durch die russische Staatsspitze lohnt nun ein Blick auf die Weiterführung und sogar Erweiterung des russischen Selbstverteidigungs-Narrativs seitens eines international angesehenen Wissenschaftlers. Bereits kurz nach Beginn der russischen Invasion 2022 meldete sich der russische Politologe Sergei Karaganow im Interview mit dem in London erscheinenden linksliberalen Magazin New Statesman zu Wort. Noch kurz vor Kriegsbeginn hatte er jede Absicht Russlands, in die Ukraine einmarschieren zu wollen, bestritten.[29] Nachdem die militärischen Fakten mittlerweile auf dem Tisch gelegen hatten, ließ er sich von dem ehemaligen portugiesischen Europa-Minister Bruno Maçães zu seiner Einschätzung befragen. In diesem Gespräch maß Karaganow der historisch aufgeladenen Begründung, die in der »militärischen Spezialoperation« eine Fortsetzung der Weltkriegskonstellation sah, erstaunlich wenig Bedeutung bei. Seine Darstellung verdeutlichte, dass es Russland um geostrategische Interessen gehe. Vorrangig, so die Analyse, müsse die Ostausdehnung der NATO gestoppt werden, damit sich Russland langfristig für den zukünftigen Konkurrenzkampf mit China wappnen könne. Für dieses Fernziel, führte Karaganow weiter aus, müsse Russland zunächst seine »Souveränität« gegen den westlichen Einfluss verteidigen, was aus seiner Sicht schlussendlich auf eine Aufteilung der heutigen Ukraine hinauslaufen müsse. Trotz einer weitgehend kompromisslosen Linie wich Karaganow jedoch in einigen Details von den Geschichtsdeutungen Putins ab. Zwar unterfütterte auch er imperiales Großraumdenken mit historischen Analogien, doch scheute er sich, Putins Nazi-Rhetorik vorbehaltlos zuzustimmen. Auf die Frage seines Gesprächspartners, ob er persönlich den ukrainischen Präsidenten Selenskyj für einen »Nazi« halte, antwortete Karanagow nur lapidar: »natürlich nicht«.[30] Damit konnte er die Anti-Nazi-Erzählung bald abbrechen und sich den in seinen Augen wirklich relevanten Problemen zuwenden.
Karaganow ist alles andere als ein Dissident, er hatte schon Boris Jelzin außenpolitisch beraten und verfügt als Dekan der Fakultät für Weltwirtschaft und internationale Beziehungen an der Moskauer Wirtschaftshochschule über internationale Reputation. Der Wissenschaftler gilt als Autor der Putin-Doktrin zur Durchsetzung einer russischen Interessensphäre sowie Unterstützer einer neuen Eurasien-Strategie für eine gemeinsame russisch-europäische Zukunft. In diesem Rahmen forderte er, im Westen sollten zunächst alle Risiken beseitigt werden, damit sich Russland strategisch auf China ausrichten könne. Im Interview entfaltete er nun vollständig alle denkbaren Horrorszenarien, sollte der Krieg nicht im Sinne der russischen Pläne verlaufen. Für den Fall weiterer Probleme kündigte er ein hartes autoritäres Regime zur Rettung Russlands an und prophezeite Auswirkungen auch auf den Westen, denn die Zeit der Demokratien sei abgelaufen, wie er ganz unverhohlen ohne historisch-moralische Aufwertungsversuche schloss. Diese Haltung lässt gewisse Rückschlüsse zu, welche politischen Entwicklungen in Europa in russischem Interesse wären.
New Statesman zufolge wurde Karaganow nach dem Angriff auf die Ukraine beauftragt, eine effektive Abschreckungsstrategie gegen den Westen zu entwickeln. Diese schien aus russischer Sicht nötig geworden, da die westliche Welt, deren Darstellung zwar stets zwischen den Extremen dekadenter Schwäche und fundamentaler Bedrohung schwankte, in der Realität weder eingeknickt war noch selbst angegriffen hatte. Statt sich umgehend den Drohungen aus Moskau zu beugen, hatten EU und USA entschieden, die Ukraine bei der Verteidigung zu unterstützen. Daraufhin tischte Karaganow der Welt im Sommer 2023 eine weitere, noch drastischere Situationsanalyse auf, die zudem noch mit politischem Irrationalismus angereichert war. Die Zeitschrift Osteuropa hat seinen Text als »Beispiel für die grassierende Radikalisierung der politischen Elite« Russlands ins Deutsche übersetzt.
Tatsächlich alarmiert Karaganows Text durch seine darin wie selbstverständlich enthaltene Androhung von Gewalt und imperialen Ansprüche. Er spricht davon, wie unbefriedigend ein Minimal- oder gar Teilsieg selbst bei Abtrennung größerer Gebiete der Ukraine wäre, da auch dann »trotzdem ein Stück Ukraine mit einer noch verbitterteren ultranationalistischen Bevölkerung auf einem Berg von Waffen übrig« bliebe. Die erforderliche »Umerziehung« der ukrainischen Bevölkerung, so Karaganow mit Rückgriff auf das Vokabular des Stalinismus, nehme zu viel Zeit und Ressourcen in Anspruch. Daher führe für Russland kein Weg an einer vollständigen Kapitulation der Ukraine vorbei, für die allerdings zuvor der Westen bezwungen werden müsse. Im Gegensatz zur nüchternen machtpolitischen Positionierung im Gespräch mit dem New Statesman enthält diese Einschätzung nun deutlich ideologischere Elemente, die Züge einer politischen Theologie tragen, zugleich aber ein breites Spektrum von fortschrittlich bis konservativ konnotierten Argumenten abdecken.
Karaganow beschwört, ganz im dekolonialen Geist der Gegenwart, den Zusammenhalt der historisch Benachteiligten. Er argumentiert, die westlichen Eliten und ihr System der Globalisierung seien mitsamt ihrer »Kompradoren« dem Untergang geweiht, das Kräfteverhältnis habe sich längst »zugunsten der globalen Mehrheit« verschoben. Daher gehöre einer anderen Allianz die Zukunft, denn die »ökonomische Lokomotive« dieses Prozesses seien mit China und »teilweise auch Indien« Russlands Freunde. Russland selbst erfülle in dieser neuen Weltordnung »die Rolle des militärstrategischen Stützpfeilers«.[31]
Die Darstellung erinnert nicht nur inhaltlich an den Internationalismus der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts, sie schließt auch begrifflich dort an. Die »Kompradoren« sind nicht einfach ein Rückgriff auf die Kolonialgeschichte, sondern auch eine Reminiszenz an das Vokabular des marxistisch-leninistischen Antiimperialismus. Nach dem chinesischen Revolutionsführer Mao Tse-tung galten die »Kompradoren« stets als die einheimischen Kollaborateure an der Seite der Kolonialherren, die durch ihre Vermittlerrolle von der Ausbeutung der Rohstoffe profitierten.[32] Die Reaktivierung dieses Jargons sollte das russische Vorgehen mit einem fortschrittlichen Anstrich versehen und das Land in die Position des Verteidigers rücken. Der Gebrauch dieser Terminologie unterschlägt jedoch, dass das Regime mit diesem »revolutionären« Traditionsbestand nichts mehr zu tun hat und selbst eine ausgesprochen neokoloniale Praxis an den Tag legt. Immerhin agiert Russland ausgesprochen imperial und hält sich in Afrika, dem Mittleren Osten oder seinen autonomen Teilrepubliken seine eigenen »Kompradoren«. Offensichtlich findet dieses anachronistische Vokabular mit Blick auf mögliche Unterstützung aus der westlichen Linken, vor allem aber aus dem »globalen Süden« in der russischen Propaganda noch heute Anwendung. Hier zeigt sich bereits ein Vorgang historischer Resignifikation, das Gerechtigkeit suggerierende revolutionäre Vokabular der Vergangenheit wird einfach in einem neuen Kontext wieder in Umlauf gebracht.
Der Text führt eindrücklich vor, dass Karaganow wie die gesamte russische Auslandspropaganda augenblicklich von einer »progressiven« in eine »konservative« Argumentation zu wechseln versteht. Hat Russland eben noch als tapferer »Stützpfeiler« fest an der Seite der Verdammten dieser Erde gestanden, so werden im nächsten Moment die ewigen Werte verteidigt und das »Unkraut« bekämpft, das im Westen »auf dem Boden von 70 Jahren Wohlstand, Sattheit und Frieden gewachsen war.« Gemeint sind damit einmal mehr alle Resultate der postmodernen Gesellschaften, an denen sich schon Putin abarbeitete: »alle diese antihumanen Ideologien, die der Familie, der Heimat, der Geschichte, der Liebe zwischen Mann und Frau, dem Glauben, dem Dienst an höheren Idealen, allem, was das Wesen des Menschen ausmacht, den Kampf ansagen.« Nachdem der Text sich eben noch begrifflich im Fahrwasser des Antiimperialismus bewegt hat, schwenkt er einen Augenblick später auf eine konservativ grundierte Apologie des russisch-imperialen Anspruchs um. Damit ruft er zur Rechtfertigung der russischen Position zwei eigentlich feindlich zueinanderstehende Traditionen in einem auf.
Den Höhepunkt der Gedankengänge stellt die offene Drohung mit einem begrenzten Nuklearschlag gegen den Westen dar, für deren Rechtfertigung Karaganow schließlich in die politische Theologie abgleitet und Russland im Dienst höherer Mächte sieht. Wie er betont, habe er sich lange mit der Frage der nuklearen Strategie befasst und sei dabei zu einem »eindeutigen, wenn auch nicht sehr wissenschaftlich klingenden Schluss gekommen.« Für ihn belege die Existenz von Atomwaffen eine »Einmischung des Allerhöchsten«. Subtil verpackt er eine weitere Spitze gegen die westliche Moderne (und ihre Nachahmer) als Ursache allen Übels: Gott »erschrak, als er sah, dass die Menschen, die Europäer und die sich an sie anlehnenden Japaner, in nur einer Generation zwei Weltkriege entfesselt hatten, die Dutzende Millionen Menschenleben kosteten. Da gab er der Menschheit diese Armageddon-Waffe in die Hand, zeigte allen, die die Angst vor der Hölle verloren hatten, dass diese existiert.«[33]
Offenbar fand Karaganow, dass dem Westen in seiner dekadenten Verblendung die einstige Demut abhandengekommen sei, weshalb Russland möglicherweise gezwungen sei, in Europa ein Exempel zu statuieren, um damit das Schlimmste zu verhindern. Ein begrenzter Nuklearschlag, führt der Politikberater aus, könne der Welt klar machen, wie ernst es Russland sei und dass mehr auf dem Spiel stehe als umstrittene Grenzverläufe. Die Amerikaner, merkt Karaganow an, würden kaum »›Boston‹ wegen ›Poznań‹ opfern«, und flicht damit erneut eine historische Referenz ein. Denn der Satz spielt auf die Debatte zu Beginn des Zweiten Weltkriegs an, ob man in Frankreich und England wirklich »für Danzig sterben« wolle. Natürlich, beeilt er sich zu betonen, wolle auch in Russland niemand eine nukleare Eskalation, aber möglicherweise könnte sie das kleinere Übel sein, ehe die Welt ganz im Chaos versinke: »Der Gegner muss wissen, dass wir bereit sind, einen Warnschlag zu setzen, der Vergeltung für all die gegenwärtigen und vergangenen Aggressionen ist und dazu dient, ein Hineingleiten in einen globalen thermonuklearen Krieg zu verhindern.«
Karaganows Intervention lässt es nicht bei metaphysischen Spekulationen über das Wirken Gottes in der Rüstungsindustrie bewenden. Ganz Realpolitiker, fordert der Wissenschaftler, dass Russland die Einsatzdoktrin für seine Atomwaffen ändern müsse, um ihr Zerstörungspotential im Zweifel wesentlich niedrigschwelliger anzuwenden. Das wäre eine angemessene Maßnahme, um den Westen zur Vernunft zu bringen, denn die ausdifferenzierten Abstufungen des bisherigen Alarmprotokolls der Atomstreitkräfte seien zu defensiv: »Das Voranschreiten auf der Eskalations- und Abschreckungsleiter muss ausreichend schnell vonstattengehen.« Diese beunruhigende Forderung deckt sich mit zahlreichen Berichten über Debatten im russischen Fernsehen, ob es nicht langsam Zeit wäre, den Westen mit einem nuklearen Erstschlag in die Schranken zu weisen.[34] Das Szenario des Geopolitikers Karaganow war also nicht aus der Luft gegriffen, und 2024 begann der Kreml damit, laut über eine Änderung der Nuklearstrategie nach dessen Vorgaben nachzudenken, um den Westen unter Druck zu setzen. Im September desselben Jahres ließ Putin schließlich die Welt wissen, dass Russland seine Einsatzdoktrin für Atomwaffen entsprechend angepasst habe.[35]
Hinter dem religiösen und geschichtspolitischen Rauschen in der Argumentation des Politologen verbarg sich ein handfestes Kalkül. Das von Karaganow diskutierte Verfahren des begrenzten Schlages zur sofortigen Beendigung eines Konfliktes wird Escalate to De-Escalate-Prinzip genannt. Unter Fachleuten ist allerdings umstritten, ob es überhaupt ein handhabbares Szenario für eine Nuklearstrategie darstellt, da es zu viele Risiken birgt.[36] Der öffentliche Charakter von Karaganows Äußerungen weist diese nicht zuletzt selbst als Teil der Abschreckungspropaganda aus, die möglicherweise vor allem eine gute Verhandlungslösung herbeiführen soll.[37]
Eine Analyse des German Institute for Defense and Strategic Studies an der Führungsakademie der Bundeswehr kam noch zu Beginn des Ukraine-Kriegs zu dem Schluss, dass es »keine Anhaltspunkte« für ein russisches Vorgehen nach diesem Muster gebe.[38] Andererseits wird darauf hingewiesen, dass sich in Russland eine »strategische Metaphysik« durchgesetzt habe, in der sich eschatologische Elemente niederschlügen. Wie die Analysten der Bundeswehr schreiben, vertrete auch der ehemalige Kultusminister und heutige Präsidentenberater Wladimir Medinski, der 2022 die russischen Verhandlungen mit der Ukraine leitete, eine Geschichtstheologie, die ganz auf die Gedankenwelt des klassischen Autoritarismus und Panslawismus der Zarenzeit gefluchtet sei. In dieser Lesart stehe »die ganze slawische Welt der Orthodoxie als eine duldende und friedfertige im Kampf gegen die Dynamik und Aggressivität des katholisch und protestantisch geprägten Westens […], welcher jedoch seinerseits dem Ende des vermeintlichen Zyklus seiner kulturellen Entwicklung entgegengehe.«[39]
Auf Basis dieser Weltanschauung werde auch das Nuklearpotential nicht nur als »ein Mittel der strategischen Abschreckung gegen Angriffe von außen, nicht [als] ein operatives Instrument begrenzter Erfolgs- oder Faustpfandsicherung (Escalate to De-Escalate), sondern [als] ein strategisches Mittel zur Verwirklichung einer geschichtlichen Mission, zur Erzwingung des Guten gegen das Böse, also ein Element politischer, historisch legitimierter Erpressung mit den Mitteln von Sprache und Propaganda« gesehen. Daher, so weiter, gründe »die russische Nuklearstrategie nicht nur in einem Kalkül nuklearer Eskalation, sondern auch in einer nuklearen Eschatologie«, die der »Sicherheits- und Abschreckungsstrategie Russlands und seiner Rhetorik den geschichtsphilosophischen bzw. -theologischen Rahmen« vorgebe.[40]
Angesichts der Erfahrung, dass sich in der Hochrüstungs-Phase des Kalten Krieges bereits zwei Supermächte am Rand des Abgrunds befanden, die jedoch zumindest noch vorgaben, auf dem Boden rationalen Denkens zu stehen, wirken diese religiösen Impulse im politischen Gesamtgefüge heute umso verstörender. Äußerungen wie die Medinskis und Karaganows zeigen, wie weit auch russische Akademiker in der Krise zu gehen bereit sind. Als außenpolitischer Berater des Kremls genoss Karaganow immerhin internationales Ansehen, das er mit diesen Ausfällen verspielt haben dürfte. Der Politikwissenschaftler Andreas Umland zählt ihn daher zu dem Teil der russischen Intelligenz, der den fatalen Kurs des Regimes »in eine neoimperialistische und expansive Regression« unterfüttert und dabei selbst vor esoterischen und antiaufklärerischen Positionen nicht zurückschreckt.[41]
Der Katechon

Karaganow formulierte eine Strategie der »konstruktiven Zerstörung«, die das Risiko eines nuklearen Schlagabtausches zur Schaffung einer »Neuen Ordnung« für vertretbar hält und die zahlreiche weitere Kreml-Berater zu einer ähnlichen Argumentation ermutigt hat.[42] Die Radikalität seiner Thesen verlangt dabei geradezu nach einem theologischen Rahmen. Durch die Deutung der Atomwaffen als ein Werkzeug Gottes vermochte er die Nuklearstrategie in die gesamte Nationaleschatologie Russlands einzubetten, mit der auch Putin in jüngster Zeit sein Volk beseelt hat. Die Spekulationen über den Einsatz einer »kleinen« Atomwaffe zur Verhinderung des großen Schlagabtauschs machten aus dem Atomwaffenarsenal Russlands ein Werkzeug des Katechons, also ein Mittel, um die Ankunft der Endzeit nochmals hinauszuzögern. In der Gesamterzählung dienen sie damit der historischen Mission, die das Schicksal für die Nation auserwählt hat, und stärken Russlands Position als letztes Bollwerk der menschlichen Zivilisation vor dem Untergang. Entsprechende Aussagen sind nicht nur in den zitierten Reden zu finden, sie decken sich auch mit einer gegenwärtigen Praxis der russisch-orthodoxen Kirche, Nation und Militär regelrecht zu »sakralisieren«.[43]
Wie Herfried Münkler aufgezeigt hat, wurde mit dieser Konstruktion ein Gegenstück zum Stil der US-Außenpolitik nach dem Ende der Systemkonkurrenz gefunden. Während »die Neocons die USA« zunehmend als »heilsgeschichtliche Macht« determiniert sahen, stellte »die russisch-orthodoxe Kirche Russland inzwischen als den Aufhalter einer weiteren Ausbreitung westlicher Dekadenz dar.«[44] Diese Konzeption fügt sich nahtlos in eine Politische Theologie ein, die seit Carl Schmitt auch in der deutschen Rechten Gültigkeit hat und dem Katechon eine feste Rolle als Ordnungsmacht zuweist. Für Schmitts »fundamentalistische Kritik der Zeit«, so das Resümee Günter Meuters, liege die »heilsgeschichtliche Funktion« des Katechons darin, »als äußerlich-weltliche Macht im Dienste einer inneren Idee der Geschichte zu stehen« und als Gegenkraft zur utopischen Verlockung in Erscheinung zu treten.[45] Mit diesem Hinweis sind die Brückenschläge zwischen russischer Politik und deutscher extremer Rechter gut nachzuvollziehen, denn für sie sind Liberalismus und Marxismus mit dem »Utopischen« konnotiert, während die Position des Katechons ihren klassischen Ort anscheinend aufseiten der Rechten hat. Den Bezugsrahmen dafür bildet der 2. Paulusbrief an die Thessalonicher, in dem davor gewarnt wird, falschen Messias-Verheißungen zu glauben, die in den frühchristlichen Gemeinden kursierten. Was manche als Zeichen der nahen Wiederkunft Christi deuteten, so der Apostel, seien in Wahrheit die Täuschungen des Antichristen. Aber, beruhigt Paulus die Gläubigen, es gebe eine verzögernde Kraft, die dafür sorge, dass Christus erst zur vorbestimmten Zeit erscheine. Diese Kraft sei die des Katechons – des »Aufhalters«, der sich dem falschen Messias entgegenstelle.
Aus dieser Randbemerkung des Neuen Testaments ist in Schmitts Politischer Theologie ein zentrales Motiv gewachsen, das auch von seinen rechten Adepten heute in Anspruch genommen wird.[46] Schließlich müssen auch sie beständig die falschen Befreiungsversprechen von Materialismus und Liberalismus entlarven und die Menschen auf die wahre Erlösung vertrösten. Ihre politische Konkretion erfuhr die Figur in den Nachkriegsschriften Carl Schmitts, der bereits zu Beginn des Zweiten Weltkriegs die viel zitierte »Großraumordnung mit Interventionsverbot für raumfremde Mächte« formuliert hatte. Nach der Niederlage bekannte er sich zum Gedanken des Katechons als der »einzige[n] Möglichkeit, als Christ Geschichte zu verstehen und sinnvoll zu finden.«[47] Diese Schutzmacht gegen den Antichristen sah Schmitt auch ganz konkret in der Weltgeschichte wirken und suchte jeweils ihre aktuelle Form. Er schrieb daher, man müsse »für jede Epoche der letzten 1948 Jahre den Katechon nennen können. Der Platz war niemals unbesetzt, sonst wären wir nicht mehr vorhanden.«[48] Schmitt lud die Zeitgenossen damit geradezu ein, die Rolle des Katechons immer neu zu vergeben. Wie auch kritische Beobachter angemerkt haben, steht damit der Interpretation Tür und Tor offen, und die Rolle des »Aufhalters« kann je nach politischer Präferenz vergeben werden. Ihren Nutzen entfaltet die Anrufung der Figur damit vor allem als Zuspitzung – für eine »Theologie der Entscheidungsschlacht.«[49] In diesem Sinne kommt sie derzeit auch in den Texten russischer Politikstrategen zur Anwendung.
Hier ist nicht der Ort zu entscheiden, ob solche Elemente realiter die russische Politik leiten, oder ob sie nur ein Baustein in der großen Verunsicherungskampagne und Drohkulisse gegen den »kollektiven Westen« sind, die von der russischen Politik seit einigen Jahren errichtet wird. Jedoch sind solche Gedankengänge für die hier gestellte Frage von Bedeutung, an welchen Punkten sich die Weltanschauungen der extremen Rechten in Deutschland mit der russischen Perspektive überschneiden. In diesem Kontext rückt schließlich die Geschichtstheologie ins Blickfeld, mit der der ultranationalistische Pseudomystiker Alexander Dugin die russische Kriegspolitik der vergangenen Jahre untermauert hat, da dessen Werk seit geraumer Zeit auch in der deutschen Rechten breit rezipiert wird und im Brückenschlag zwischen deutschem und russischem Nationalismus einen tragenden Pfeiler bildet.
Dugins Mission ist es, das »liberale« Amerika aus Europa und Asien zu vertreiben, um mithilfe eines »eurasischen« Bündnisses die Menschheit wieder mit ihren heiligen Traditionen zu versöhnen. Seine Deutung vollzieht sich ebenfalls im paulinischen Muster des falschen westlichen Messias, der von den klarsichtigen Rechtgläubigen im Osten aufgehalten werden müsse. Wie Dugin in einer Schrift zur eurasischen Idee ausführt, die sein Verlag als Hintergrundmaterial zum Ukraine-Konflikt anpreist, korrespondiere diese Aufgabe mit dem traditionellen »christlich-orthodoxen Konzept der Macht als Katechon«.[50] In diesem Auftrag habe sich Putin nun nach langem Zögern dazu entschlossen, seiner historischen Mission nachzukommen. Schon in seinem Buch über den Präsidenten konkretisiert Dugin den russischen Auftrag im Einklang mit dem orthodoxen Glauben und der Deutung Moskaus als »das dritte Rom« (nach Rom und Byzanz) in der Geschichte: »Dem zaristischen Rußland kam die Rolle eines Staates zu, der die Wahrheit des von der orthodoxen Kirche gelehrten Glaubens vorbehaltlos anerkennt und traditionell als Bollwerk gegen den Sohn des Verderbens – den Antichrist – gilt, als der ›Katechon‹«. Moskau sei daher »die Hauptstadt eines grundsätzlich neuen Staates: Nicht national, sondern imperial, vom Erlösungsgedanken beseelt, eschatologisch und apokalyptisch. Es ist das letzte rettende Bollwerk, die Arche, der Boden, der für das Anbrechen des neuen Jerusalem vorbereitet ist. ›Und es wird kein viertes geben‹.«[51]
Diese Rhetorik ist typisch für Dugin, der sich nie in eine defensive politische Position einpassen wollte. Schon zu Sowjetzeiten hatte er sich in okkulten Gruppen bewegt, bald befasste er sich mit Theorien des faschistischen Denkers Julius Evola und stieß zu den Antisemiten der nationalistischen »Pamjat-Bewegung« und später den »Nationalbolschewiken«.[52] Als lautstarker und langjähriger Verfechter der imperialen Wiedergeburt Russlands fand er immer wieder scharfe Worte für Putins angeblich mangelnden Offensivgeist. Nach dem Debakel der US-Politik in Afghanistan sah er seine Stunde schließlich gekommen und forderte 2021 in dem programmatisch (in der russischen Schreibweise) als »Katehon« betitelten Blog unmissverständlich: »Amerika ist auf dem Rückzug. Wir müssen angreifen!« Jetzt, da die »Hegemonie« in der Defensive sei, müsse Russland die Chance nutzen und »eine Gegenoffensive vorbereiten«. Die Gelegenheit sei einmalig, die amerikanische Niederlage biete »unsere historische Chance. Es wäre ein Verbrechen, sie zu verpassen. Unser Imperium ist 1991 gefallen. Heute sind sie an der Reihe. Und es ist unsere Pflicht, als völlig souveräne und unabhängige geopolitische Einheit in die Geschichte zurückzukehren.«[53]
Obwohl der tatsächliche Einfluss Dugins auf den Kreml stark umstritten ist, gaben ihm die konkreten Schritte der Staatsführung Oberwasser. Zum Entsetzen des Westens, schrieben kritische Beobachter des Geschehens, setze Putin auf Expansion und »machte sich für die Wiederherstellung eines Konstrukts stark, das eigentlich nur Historiker kannten: das zaristische Gouvernement Noworossija (Neurussland).«[54] Mit der Übernahme dieser Bezeichnung für das Gebiet nördlich des Schwarzen Meeres und dem kompromisslosen Konfrontationskurs gen Westen setzte er um, was der Fundamentalist Dugin immer gefordert hatte. Dieser nutzte den Ukraine-Konflikt daher umso mehr zur Propagierung des katechontischen Charakters seiner eurasischen Idee. Ihm zufolge hatten atlantische Geostrategen das historische Projekt eines Anti-Russlands in Osteuropa verfolgt, bei dem der Ukraine die Schlüsselposition zugekommen sei. Wegen dieses angeblich von langer Hand geplanten Programms zur Zerstörung Großrusslands sei selbst dem zögerlichen Putin nur noch die offensive Verteidigung geblieben. Unter der Oberfläche dieser Vorgänge machte Dugin zusätzlich eine heilsgeschichtliche Entwicklung aus. Der Krieg, schrieb er, sei ein »Großereignis der Weltgeschichte«, der Anfang »einer endzeitlichen Schlacht zwischen der heiligen Tradition und der modernen Welt«, letztere habe »in der liberalen Ideologie und globalistischen Politik ihren unheilvollsten, toxischsten und radikalsten Ausdruck gefunden.« Aus diesem Grund spreche er »zunehmend vom Armageddon, der letzten entscheidenden Schlacht zwischen den Armeen Gottes und Satans.«[55]
Dugins Geschichtsmystik ist eine Sache, wichtiger ist die Frage, ob diese Lesart von den Entscheidungsträgern im Kreml tatsächlich geteilt wird, oder man dort nur darauf spekuliert, den Westen im Sinne einer klassischen madman-Strategie durch demonstrative Irrationalität in Angst zu versetzen. Die Entfesselung solcher apokalyptischen Überbietungen birgt jedoch immer Risiken nach außen und innen. Durch den Überbietungsgestus könnten sich sogar Dynamiken entfalten, die dem jetzigen Machthaber gefährlich werden könnten. In diese Richtung schlägt ein 2023 von Dugin verfasstes Manifest über »die Bedingungen für unseren Sieg« aus, in dem er seiner Unzufriedenheit mit dem Kriegsverlauf Ausdruck verleiht. Es ist der Ausdruck einer klassischen Fronde innerhalb eines bereits autoritären Systems, um dieses noch weiter zu radikalisieren. Die von Dugin darin zur Abhilfe vorgeschlagenen Maßnahmen gegen den zu sanften Kurs bilden ein revolutionäres Programm, mit dessen Umsetzung eine Art faschistisches Großrussland erschaffen werden sollte, »organisch« geführt mit einer nationalbolschewistischen Wirtschaftsordnung. Das Russland Putins schien Dugin nicht mehr zeitgemäß: »Wenn wir gewinnen wollen«, heißt es, »müssen wir das derzeitige System grundlegend ändern. Wir brauchen einen neuen Staat und eine neue Politik. Wir haben nicht viel Zeit.«[56]
Der »russische Taliban«

Selbst wenn Dugins Einfluss auf die Staatsspitze im Kreml überbewertet werden sollte, so konnte er mindestens innerhalb der europäischen extremen Rechten einige Außenwirkung entfalten. Das hatte er einem mächtigen Geldgeber zu verdanken, der zum inneren Kreis der Macht zählt, dem russischen Oligarchen Konstantin Malofejew. Die langjährige britische Russland-Korrespondentin Catherine Belton bezeichnet Malofejew in ihrer umfangreichen Analyse des Netzwerks, mit dem sich Wladimir Putin sukzessive die Kontrolle über sein Land gesichert hat, treffend als »orthodoxen Taliban«. Offenbar konnten in seiner Person das imperiale Restaurationsstreben des Kremls und der neue religiöse Fundamentalismus zusammenfinden. Belton beschreibt, wie Malofejew mithilfe seines Investmentfonds und seiner Stiftung Sankt Basilius der Große als »Frontmann im Kampf des Landes gegen den Westen um die Vormachtstellung in der Welt« agiert. Der Oligarch sei »Teil eines Prozesses, der kurz nach der prowestlichen Wende in der Ukraine während der Orangenen Revolution begann, als der Kreml anfing, ein Netzwerk russischer Nichtregierungsorganisationen und stellvertretender Interessengruppen für den Staat aufzubauen, das als erstes versuchte, sich in der Ukraine zu etablieren und von da aus in den Westen zu expandieren.« In dieser metapolitischen Kampagne für antiliberale Werte und einen gegen den Westen gerichteten Neo-Panslawismus wurde auch Dugin mitsamt seiner Thesen zum »Dritten Rom« zu einer propagandistischen Schlüsselfigur aufgebaut.[57] Als Plattform standen ihm dafür der von Malofejew 2014 gegründete Thinktank Katehon mit gleichnamigem Medium und ein eigener Fernsehsender Tsargrad TV zur Verfügung. In einem Interview mit der österreichischen Zeitschrift Profil bestätigte Malofejew 2016, Dugin als Chefredakteur für Katehon und Tsargrad TV eingestellt zu haben.[58] Geld und Infrastruktur waren damit vorhanden, und das Vorgehen zeigte offensichtlich Wirkung. Mit solch finanzstarker Unterstützung konnten seine Publikationen bis weit in den Westen wirken, zumal Übersetzungen in mehrere Sprachen ihre internationale Rezeption sicherstellten. Das Ziel der Arbeit war die Bildung eines eurasischen Großraums »von Lissabon bis Wladivostok«, ein Konzept, das vielfache Angebote an die extreme Rechte in der EU enthielt und die Geschichte beider Kontinente neu schreiben wollte.
Im deutschen Sprachraum war Dugin zuvor lange Zeit nur von Spezialisten wahrgenommen worden, die allerdings schon früh vor seiner Synthese aus Ultranationalismus und religiösem Fundamentalismus gewarnt hatten.[59] Erst als Prophet des Krieges rückte er allmählich ins Bewusstsein einer größeren westlichen Öffentlichkeit. Als seine Forderungen schließlich zur Realität wurden, sollte Dugin jedoch einen hohen Preis zahlen. Ein halbes Jahr nach Kriegsbeginn 2022 fiel seine Tochter und Mitstreiterin Darja Dugania einem Attentat zum Opfer. Die junge Frau hatte als Journalistin unter dem Pseudonym Darja Platonowa für kremlnahe Medien wie RT und Tsargrad TV gearbeitet sowie als nationalistische Aktivistin die Gedankenwelt ihres Vaters verbreitet. Sie wurde bei einem Sprengstoffanschlag auf ihr Auto getötet, für den russische Behörden umgehend den ukrainischen Geheimdienst verantwortlich machten. Die Frage, ob die Bombe Dugania oder ihrem Vater galt, ist bis heute ungeklärt, doch der Mord bewirkte ein weltweites Medienecho, das Dugin endgültig jenseits der Fachwelt bekannt machte.
Dugin im Westen

Für die Entwicklung einer prorussischen Rechten in Deutschland und der EU ist Dugins Wirkung als Stichwortgeber nicht zu unterschätzen. Diese Zielgruppe hatte er selbst längst identifiziert und öffentlich benannt. Im Gespräch mit dem rechtsextremen Magazin Zuerst!, als dessen Chefredakteur sein geistiger Ziehsohn Manuel Ochsenreiter wirkte, hatte er schon 2012 gefordert, Russland solle diese Szene aktiv bespielen: »Es gibt überall in der westlichen Welt Zirkel, Gruppen, Medien und politische Parteien, die gegen die US-Hegemonie arbeiten, teilweise sogar ausgesprochen anti-amerikanisch und anti-liberal sind. Vor allem in Europa können wir das beobachten. Es wäre das natürlichste von der Welt, genau diese Gruppen zu unterstützen! Rußland hätte die Macht und die Infrastruktur, genau diesen Gruppen zu helfen und so einen effektiven Gegenangriff im Informationskrieg zu starten.«[60]
Spätestens mit der Krim-Annexion 2014 forcierte Russland tatsächlich seine Schritte in diese Richtung. Das zeigte schon ein »Geheimtreffen zum 200. Jubiläum des Wiener Kongresses« im Jahr 2014, auf dem sich die Prominenz der äußersten europäischen Rechten in Wien ein Stelldichein gab – mit Dugin als Stargast. Ausgerichtet wurde die Zusammenkunft von der Basilius-Stiftung Malofejews, der damit seinen Willen manifestierte, metapolitisch in den Westen zu wirken und Russlands Mission als Schutzmacht des christlichen Fundamentalismus und Ultranationalismus in Europa zu fördern.[61] Der Oligarch Malofejew machte nie einen Hehl aus seiner scharfen Ablehnung dessen, was er für »westlich-liberale« Lebensart hielt. In einem Gespräch mit dem österreichischen Nachrichtenmagazin Profil hatte er die EU als »Sodomiten« bezeichnet und sich damit gebrüstet, den damaligen FPÖ-Spitzenpolitikern wie H. C. Strache und Johann Gudenus schon lange verbunden zu sein. Mit Letzterem habe er 2014 während des Referendums auf der Krim »gefeiert«. »Freundschaften mit den Rechten in Europa« hielten, wie er betonte, »weil uns der Glaube an den Herrn Jesus Christus vereint – die AfD, die Lega Nord oder der Front National.«[62]
Die Vernetzung mit Malofejew half Dugin neben seinen weltanschaulichen Inhalten international als ein interessanter Autor wahrgenommen zu werden. Sein Nimbus erreichte auch die AfD, bereits 2015 hatte Malofejew eine Delegation um den AfD-Seniorpolitiker Alexander Gauland nach Russland eingeladen und ein Treffen mit Dugin arrangiert.[63] Die Begegnung war naheliegend, Gauland hatte sich schon anderthalb Jahrzehnte zuvor in Die Welt gegen einen EU-Beitritt Weißrusslands und der Ukraine ausgesprochen. Russland, prophezeite der damals noch nicht am äußersten rechten Rand aktive Journalist ganz im Sinne Dugins, werde »die Trennung von seinen slawischen Brudervölkern niemals akzeptieren und nach Überwindung seiner Schwächephase ›die russische Erde wieder einsammeln‹.«[64] 2014 erklärte Gauland seiner noch jungen Partei mit derselben Phrase die Annexion der Krim.[65] Russischen Beobachtern musste spätestens jetzt deutlich werden, dass es in Deutschland ein Spektrum gab, das für Pläne zur Grenz- und Gebietsrevision nach den Kriterien von Blut und Boden empfänglich war.
Diese öffentlichen Äußerungen waren jedoch schon der zweite Schritt. Hinter den parteipolitischen Kulissen waren die Kontakte schon seit Längerem geknüpft worden. Gerade für diese internationalen Verbindungen hatten sich einmal mehr die metapolitischen Netzwerke der Neuen Rechten bewährt, die seit Jahrzehnten den intellektuellen Austausch gleichgesinnter Ultranationalisten, europäischer Faschisten und anderer selbsterklärter »konservativer Revolutionäre« über die Landesgrenzen hinweg orchestrierten. Über diese Kanäle war Dugin in den eingeweihten Kreisen europaweit längst ein Begriff. Die deutschen Übersetzungen seiner Bücher waren vor der Wiener Konferenz bereits bei den politisch extrem rechts stehenden Verlagen Regin und Arktos erschienen. In einer vom kurzlebigen Medienprojekt Arcadi der Identitären Bewegung veröffentlichten Eigengeschichtsschreibung wird die Bedeutung von Dugins Werk als »Meilenstein für die Entwicklung neurechten Denkens« daher besonders hervorgehoben.[66] Der Autor dieser Huldigung ist der österreichische Rechtsextreme Alexander Markovics, den es von den neurechten Netzwerken der Wiener »Identitären« zur NPD-Zeitung Deutsche Stimme verschlug und der als Generalsekretär des Suworow Institut zur Förderung des österreichisch-russischen Dialogs fungiert, in dem er sich als eurasischer Unterapostel hervortut.[67] In den sozialen Medien postete er neben Bildern mit Dugin stolz eine Medaille, die ihm Putin für sein »Engagement beim Weltjugendfest 2017« in Sotschi verliehen hatte.[68]
Der erste Zögling Dugins in der rechtsextremen Publizistik war allerdings der bereits erwähnte Journalist Manuel Ochsenreiter gewesen, der 2021 überraschend in Moskau starb, wohin er sich vor deutschen Ermittlungen wegen eines Anschlags in der Ukraine geflüchtet hatte. Ochsenreiter stammte aus dem neurechten Kernmilieu um die Zeitschriften Junge Freiheit und Sezession und war mit Dugin persönlich eng verbunden. Auf dessen Katehon-Plattform wurde er als Direktor eines Zentrums für eurasische Studien vorgestellt und war vielfach mit Texten und Videos präsent. Vor seinem Tod arbeitete er als Referent für das Bundestagsbüro des baden-württembergischen AfD-Politikers Markus Frohnmaier, der ebenfalls auf Katehon die AfD als neue politische Kraft angepriesen hatte.[69]
Vor allem aber fungierte Ochsenreiter über das Magazin Zuerst! und das Zentrum für eurasische Studien als Vermittler der »eurasischen Idee« Dugins.[70] Der Rezeption in diesen Kreisen kam es entgegen, dass Dugins Denken stark vom gleichen »konservativ-revolutionären« Kanon geprägt war, den auch die Neue Rechte in Deutschland und Österreich als grundlegend erachtete. Sie alle hatten sich nicht nur mit der russischen Reaktion, sondern auch mit deutschen Autoren der Zwischenkriegszeit intensiv auseinandergesetzt und leiteten zentrale Elemente ihres Denkens aus den Schriften Carl Schmitts, Oswald Spenglers und Arthur Moeller van den Brucks her.
Der erste Kontakt des europäischen Rechtsextremismus mit Dugin reicht zurück bis in die Zeit unmittelbar nach dem Ende der Sowjetunion. Bald nach dem Fall des Eisernen Vorhangs war Dugin zunächst mit Vertretern der frankophonen Rechten zusammengetroffen; ihnen allen gemeinsam war der Wunsch, den amerikanisch-liberalen Einfluss aus Europa zu verdrängen. Markovics nennt als Ausgangspunkt eine Reise, die der wallonische Nationalrevolutionär Jean Thiriart zusammen mit zwei weiteren Granden der europäischen Nouvelle Droite, Alain de Benoist und Robert Steuckers, 1992 nach Moskau unternommen hatte. Dort sollte »eine Zusammenarbeit zwischen seiner Europäischen Befreiungsfront (EFL) und eurasischen Kräften in Moskau« angestrebt werden. Erst durch diese Reise sei auch »der junge Alexander Dugin verstärkt in Kontakt mit nationalrevolutionären und neurechten Europäern [gekommen], welche die Befreiung des Kontinents vom Griff der USA anstrebten.«[71]
Damit teilten die Aktivisten aus Ost und West ein Ziel. Thiriarts Lebenswerk war es, ein Europa »von Dublin nach Wladiwostok« gegen die USA zu einen, wofür er schon zuvor die abenteuerlichsten Bündnisse eingegangen war. Während des Zweiten Weltkriegs kollaborierte er mit dem nationalsozialistischen Deutschen Reich, in dessen Expansion er eine starke einigende Kraft auf dem Kontinent ausmachte. Später entdeckte er den panarabischen Nationalismus für seine Sache, verteidigte die Kolonialherrschaft in Belgisch-Kongo, gründete eine Bewegung »Junges Europa« und sinnierte bereits über ein lagerübergreifendes Bündnis mit der Sowjetunion, um »Europa europäisch zu machen«.[72] Nach dem Ende des Kalten Krieges konnte er das rechte Europa-Projekt ungehindert von zu großen weltanschaulichen Verwerfungen angehen, die das Bündnis mit den Sowjets noch mit sich gebracht hätten. Dafür war Dugin ein idealer Partner.
Der Kontakt sollte sich in den folgenden Jahren auszahlen, und Groß-Europäer und Neu-Eurasier engere Beziehungen knüpfen. Mit seiner Vergangenheit in der spätsowjetischen Subkultur zwischen Okkultisten, Neonazis und Nationalbolschewiken verstand Dugin, sich ein Image als »Hipster Rasputin« zu schaffen, der »zwischen Schriftstellerzirkeln, Straßengangs, militärischen Hinterzimmern und dem universitären System« verkehrte.[73] Das raunende Auftreten und die charismatische Inszenierung des Geschichts-Mystikers konnte nach dem Ende der Sowjetunion auf ultrarechte Kreise im In- und Ausland Eindruck machen und so eine »Neue Rechte à la russe« hervorbringen, wie es der ukrainische Politologe Anton Shekhovtsov pointiert beschrieben hat. Shekhovtsov wies allerdings auch darauf hin, dass Dugin nicht bei allen im Westen auf Zustimmung stieß. Er erwähnte etwa Alain de Benoists Reserve gegen Dugins aggressiven Imperialismus, der letztlich nur eine Wiedergeburt des Zarenreichs auf dem Rücken der kleineren osteuropäischen Nationen anstrebe, für deren »Befreiung« man doch eigentlich eintrete.[74] Doch solche Differenzen waren der Vernetzung nicht hinderlich, und Alain de Benoist berichtete später selbst von weiteren Reisen und prominenten Kontakten nach Russland »auf Einladung von Alexander Dugin«.[75]
Die »Durchdringung Osteuropas durch die ›Neue Rechte‹« (und umgekehrt) hatte also schon unmittelbar nach dem Umbruch begonnen. Nach dem Verschwinden des sowjetischen Ordnungssystems fürchteten ihre Kader, die »Faszination durch den westlichen Liberalismus« könne »das neugewonnene Gefühl der Osteuropäer für die Nation effektiver« zerstören als »der vergangene kommunistische Terror«.[76] Letztlich fanden diese Kreise in ihrem antiamerikanischen Illiberalismus, politischem Spiritualismus und einem an Carl Schmitt geschulten geopolitischen Großraum-Denken zusammen. Die ideologischen Überschneidungen lagen nahe, schließlich teilte man sich die gleiche Inspirationsquelle: antiwestliche Denker der Gegenaufklärung des 19. Jahrhunderts in Frankreich und Russland sowie den Kanon der deutschsprachigen »Konservativen Revolution« aus der Zwischenkriegszeit. Damit war die Basis für eine internationale Kooperation der Ultranationalisten gelegt, selbst wenn sich die Einzelinteressen mitunter widersprachen. Volkmar Wölk, ein langjähriger Beobachter dieser Vernetzungsarbeit, hat diese »Renaissance der europäischen konservativen Revolution« über Grenzen und Generationen skizziert, mit deren Hilfe Dugin zum »Hauptvertreter des Eurasismus und wohl wichtigster russischer Propagandist der Konservativen Revolution« werden konnte.[77] Nur aufgrund dieser Vorarbeit konnten sich die späteren Netzwerke entwickeln, die schlussendlich bis in die Parteistrukturen der antieuropäischen Rechten reichen sollten und gerade aufgrund ihres intellektuellen Charakters auch die grundlegende Neuausrichtung des historischen Denkens anstrebten.
»Goldgrund Eurasien«

Vor dem Hintergrund dieser langjährigen Vernetzungsgeschichte ist es erstaunlich, dass die Ernennung von Dimitrios Kisoudis im Februar 2022 zum Grundsatzreferenten von AfD-Chef Tino Chrupalla von der Öffentlichkeit weitgehend unbeachtet geblieben ist. Die Personalie im engsten Stab der Parteispitze setzte pünktlich zur russischen Invasion der Ukraine ein deutliches Zeichen. Kisoudis ist ein langjähriger Anhänger des antiwestlichen Denkens, der seine Weltanschauung mit russisch-orthodoxen Elementen, aber vor allem den Schriften Carl Schmitts und Alexander Dugins unterfüttert. Sein 2015 veröffentlichtes Buch Goldgrund Eurasien buchstabiert diese geopolitische Orientierung deutlich aus. Ganz im Sinne Dugins und Malofejews (und Oswald Spenglers) ist der Westen für ihn eine dekadent gewordene, sterbende Zivilisation; größte Bewunderung hat er dagegen für Putin, der »als Europäer« angetreten und »zum Eurasier« geworden sei.[78] Im Bündnis mit Kirche und Volk habe sich der russische Präsident vom Westen mit seiner fatalen »Schmelztiegel-Ideologie« abgewandt und zum »Dritten Rom« bekannt.[79] Damit sei die gravierende Fehlentwicklung infolge von Glasnost und Perestroika, die Westöffnung Russlands, erneut korrigiert worden, nachdem schon die Bolschewiki den gleichen Fehler Peters des Großen revidiert hatten. Kisoudis argumentiert schon hier im Fahrwasser der Konservativen Revolution der 1920er Jahre, als Moeller van den Bruck ebenfalls den »petrinischen Fehler« der politischen und kulturellen Westorientierung Russlands beklagt hat, obwohl seine eigentliche Sendung im Osten, in Asien, liege.[80]
Kisoudis’ Denken beruht auf einer Raumstrategie, als deren Quelle er Dugin sowie die deutschen Geopolitiker Carl Schmitt und Karl Haushofer anführt. Hinter dem gesamten Ost-West-Konflikt, merkt er mit Verweis auf Schmitt an, habe der ewige Widerstreit zwischen den Mächten des Landes und denen des Meeres gestanden, eine Erkenntnis, die nun durch den an Schmitt geschulten Neo-Eurasier Dugin wiederbelebt worden sei. Nach der Annexion der Krim sei dieser »im Kampf um die Ostukraine einer von Putins schärfsten Kritikern« gewesen.[81] Tatsächlich hatte Dugin ein entschlosseneres Vorgehen gefordert und viel früher die russische Expansion zur Umsetzung seiner Neurussland-Konzeption vorgesehen. Ob es Dugins Einflüsse waren, die Putin 2022 endgültig zum Einmarsch gebracht haben, darf bezweifelt werden, aber als weltanschauliche Untermalung imperialer Politik eignen sich dessen Thesen durchaus.
Kisoudis zeigt sich in anderen Publikationen als radikaler Vertreter einer entfesselten Marktwirtschaft und lehnt sozialstaatliche Interventionen vehement ab. Vor diesem Hintergrund ist seine Begeisterung für die staatsmonopolistische Sowjetunion als Katechon gegenüber den USA ein wenig irritierend. Das gilt erst recht für seine Einschätzung des KGB, die in der »alten« Rechten zur Zeit des Kalten Krieges wohl Erstaunen hervorgerufen hätte. Nach der Wertung Kisoudis’ sei der sowjetische Geheimdienst nämlich nicht der »Hüter der kommunistischen Ideologie«, sondern eine »politisch neutrale Macht« gewesen, deren Agenten »sich in den Dienst der jeweiligen Regierung« gestellt und »ihre technisch anspruchsvolle Arbeit loyal und nervenstark« aus Vaterlandsliebe ausgeübt hätten.[82] Das Urteil würde dem Ex-KGB-Mann Putin sicher schmeicheln. Diese Inhalte erhalten heute von nationalistischer Seite regen Zuspruch, das Magazin Compact, dessen Herausgeber Jürgen Elsässer gerne mit seiner K-Gruppen-Vergangenheit kokettiert, widmete den geopolitischen Konzeptionen von Dugin und Kisoudis ein ganzes Dossier,[83] auch in der Preußischen Allgemeinen Zeitung wurden sie wärmstens empfohlen.[84]
In den Kreisen der äußersten Rechten sind solche Umdeutungen längst gang und gäbe. Wie die offizielle russische Lesart neigen auch sie mittlerweile dazu, die autoritären und imperialen Aspekte der UDSSR rückwirkend positiv zu beurteilen. Der eigentliche »Kommunismus« steht für sie jetzt im Westen. Entsprechend dreht auch Kisoudis die Begriffe einfach um. In seiner bei Dugin entlehnten geopolitischen Konzeption prallt gegenwärtig der »westliche Geldsozialismus« mit dem »autoritären Liberalismus« Russlands zusammen. Dahinter stehe der Kampf der Tradition im Osten mit den »Atlantikern«, wobei dieser Begriff sich nicht nur auf die NATO bezieht, sondern Carl Schmitts Formel von den Grundprinzipen »Land und Meer« folgt. Demnach wollten die Mächte des Meeres durch eine Verschwörung von Hedgefonds, Kredit- und Energiepolitik den Niedergang des fallenden Westens aufhalten. Zu diesem Zweck habe das westliche Geld in der Ukraine eine ihr genehme Führung installiert und den Konflikt eskalieren lassen. »Die Thalassokratie will der Tellurokratie die Ukraine abspenstig machen«, wie Kisoudis mit Referenz an die Schmitt’sche Ordnung von Erde (lat. tellus) und Meer (griech. thálassa) kommentiert. Russland solle nach Willen der Atlantiker zukünftig »kein eurasisches Reich« mehr sein.[85] Die Europäer und vor allem die Deutschen hätten sich zwar mit Blick auf ihre Energieversorgung gesträubt, seien aber nach dem Abschuss der Passagiermaschine MH17 über der Ostukraine (um dessen Aufklärung sich Kisoudis zufolge nur Russland wirklich bemüht habe) »auf Kurs der USA« geschwenkt.[86] Kisoudis, der sich seit Jahren im publizistischen und organisatorischen Kosmos der Neuen Rechten um Verlage wie Antaios und Manuscriptum bewegt, sieht Deutschlands Zukunft als Führungsmacht Mitteleuropas im »tellurischen« Bündnis mit Russland. Nur durch das Abschütteln des Westens lasse sich der drohende Untergang an der Seite der »Seemacht« USA aufhalten. Diese Positionen lassen einige Rückschlüsse über das Denken an der AfD-Spitze zu, stellte sie doch einen radikalen Ideologen wie Kisoudis als Grundsatzreferenten ein.
Der europäische Nationalismus und Moskau

Die Verbindungen innerhalb dieser europäischen Netzwerke entspringen einer Weltanschauung, die sie mit der klassischen Internationale der Gegenrevolution des 19. und 20. Jahrhundert teilen. Daneben gab es noch die offizielle russische Politik, die nach Einschätzung westlicher Beobachter zunächst primär am Nutzen internationaler Kontakte für Russland interessiert gewesen war, unabhängig von der politischen Orientierung der Partner. In der Krise sollten diese Stränge zusammenfinden. Wie sich zeigte, verfügte Russland infolge sowjetischer Außenhandelsbeziehungen über besonders gute Kontakte zu zwei europäischen Ländern, die in der Entwicklung des europäischen Rechtspopulismus eine Schlüsselrolle spielten: Italien mit Putins Männerfreund Silvio Berlusconi und Österreich mit der FPÖ. Beide Staaten waren seit den 60er Jahren wichtige Partner für die Sowjetunion, bemerkenswerterweise nicht auf Initiative der kommunistischen, sondern der bürgerlichen Parteien, die bereits damals an einer Versorgung mit Öl und Gas interessiert waren.[87] Diese Verbindungen wurden nach dem Zerfall der Sowjetunion über die politischen Lager hinweg weiter gepflegt und ausgebaut. Im Falle Deutschlands wiederholte sich das Muster, was besonders die deutsche Energiepolitik infolge der Regierung Gerhard Schröders (SPD) deutlich machte.
Mit der verstärkten Hinwendung des russischen Staates zu immer konservativeren Positionen, die sich vor allem an vermehrten Angriffen auf westliche NGOs, auf Homosexuelle und eine engere Bindung an die russisch-orthodoxe Kirche zeigte, wurde schließlich das Band des Illiberalismus zwischen Russland und der westeuropäischen Rechten immer stärker geknüpft.[88] Damit versuchte das Regime von Wladimir Putin, den zunehmenden Bedeutungsverlust der europäischen Linksparteien, die Russland in sowjetischer Tradition verbunden gewesen sind, zu kompensieren. Für die nationalstaatlichen Interessen des nach der Krim-Okkupation politisch isolierten Landes schienen alle Kontakte zu Gruppen lohnend, die sich einen grundlegenden Vorteil davon versprachen, die Europäische Union zu schwächen. Das traf auf die Gegenliebe der europäischen Nationalisten und Rechtspopulisten, deren geopolitische und kulturelle Vorstellungen sich denen der russischen Autokratie mehr und mehr angeglichen hatten. Der ukrainische Analyst Anton Shekhovtsov hat die komplexe Struktur dieses Verhältnisses untersucht und dabei verschiedene Felder identifiziert, auf denen sich die Interessen der russischen Politik mit denen der europäischen Rechten überschneiden. Zum einen sei es durch die Veränderung der Beziehungen des Westens zu Russland befördert worden, nachdem dort erkannt worden war, dass Putin keineswegs den »lupenreinen« parlamentarisch-demokratischen Weg einzuschlagen gedachte. Seither dienten die Kontakte zu westlichen Oppositionsparteien der russischen Seite zur Abwehr von Kritik aus dem Ausland und waren zudem »Quelle politischer Legitimation« jenseits offizieller staatlicher Kontakte; umgekehrt hätten sich europäische Rechtsparteien damit aufgewertet und unterstützt gesehen. Mit ihrer wachsenden Bedeutung seien sie als Partnerinnen für Russland interessanter geworden und hätten dem Kreml die Möglichkeit zur Einflussnahme bis hin zur Destabilisierung des Westens geboten.[89] Das Zusammenspiel bediente die Interessen beider Seiten, Russland konnte Einfluss auf die westliche Sphäre ausüben, die Antieuropäer wurden durch eigene Kontakte gestärkt. Im Fall Italiens und Österreichs fiel der Ausbau der vorhandenen Verbindungen besonders leicht.
Spätestens im Zuge der Sanktionen nach der Krim-Annexion 2014 wurden solche Kanäle für den Kreml notwendig. Der AfD-Europaabgeordnete Petr Bystron schrieb über eine Annäherung zwischen der italienischen Lega und der Partei Einiges Russland im Jahr der Krim-Besetzung, die schließlich in einer von Lega-Chef Matteo Salvini unterzeichneten offiziellen Kooperationsvereinbarung mündete. Salvini wurde auch von Außenminister Lawrow empfangen, obwohl dieser »so gut wie nie ausländische Gäste ohne Regierungsfunktion in Moskau empfing und ein Treffen mit dem italienischen Außenminister Angelino Alfano bisher noch nicht zustande gekommen war.«[90] Salvini zeigte sich als scharfer Gegner der Russland-Sanktionen, war häufig in russischen Medien zu sehen, und sein Foto mit Putin-Porträt vor dem Kreml ging um die Welt. 2014 war er an der Gründung der Gruppe Freunde Putins im EU-Parlament beteiligt.
Neben dem immer provokanter werdenden Verhalten Victor Orbáns war ein 40-Millionen-Kredit, mit dem 2014 der damalige Front National vor dem Bankrott gerettet wurde, weiterer Ausdruck dieser russischen EU-Verbindungen. Die FPÖ neigte, nachdem sie 2016 ebenfalls einen Kooperationsvertrag mit Putins Partei geschlossen hatte, regelrecht freudig zur Selbst-Korrumpierung, wie sich im Verhalten ihrer Parteispitze gegenüber einer falschen »russischen Oligarchin« in der Ibiza-Affäre 2019 zeigte. Das österreichische Nachrichtenmagazin Profil sollte in den folgenden Jahren noch über weitere enge Verbindungen zwischen der FPÖ und Russland berichten, deren Auswirkungen bis in die parlamentarische Arbeit hineinreichten.[91] Zu besonderem Ruhm im russisch-österreichischen Nahverhältnis brachte es die ehemalige FPÖ-Außenministerin Karin Kneissl, die Putin noch 2018 mit einem Hofknicks ehrte, später offiziell nach Sankt Petersburg übersiedelte – sie selbst bezeichnete sich nach dem Ende ihrer Amtszeit als politischen Flüchtling – und der russischen Staatspropaganda diente.[92]
Kneissl war in ihrer offenen Demut gegenüber dem Autokraten Putin kein Einzelfall, sie hatte ihre Komplizenschaft nur fast rührend unprofessionell betrieben. Noch andere Protagonisten der europäischen Rechtsaußen-Parteien wurden systematisch in die Propaganda des Kremls eingebunden. Shekhovtsov hat schon 2018 detailliert rekonstruiert, dass eine ganze Reihe (west-)europäischer Politiker und Aktivisten der extremen Rechten ihren Aufstieg nicht zuletzt ihrer regen Präsenz in russischen Medien zu verdanken hatten. Das Phänomen begann, wie er nachzeichnet, bereits in den 1990er Jahren, als der deutsche Holocaust-Leugner Ernst Zündel eine regelmäßige Sendung im russischen Auslandsradio Voice of Russia bekam, die einen internationalen Skandal verursachte. Die Strategie, europäische »Rebellen« zu promoten, habe die russische Propaganda auf den Geschmack gebracht, wie Shekhovtsov schreibt. Etwas mehr als ein Jahrzehnt später habe sich das Vorgehen zum zentralen »modus operandi« russischer Medien entwickelt. In direkter Zusammenarbeit »mit europäischen und amerikanischen rechtsextremen Aktivisten, Rassisten und Verschwörungstheoretikern« hätten sie darauf abgezielt, die Narrative des Westens zu untergraben und eine »kremlfreundliche Agenda zu fördern.«[93] Das Profil der politischen Inhalte, die man im Westen stärken wollte, indem man ihnen eine Bühne gab, hatte deutlich rechte Züge, und die Liste der auf diese Weise präsentierten Akteure war lang. Sie reichte neben Zündel und Salvini über den französischen Geopolitiker und Mitglied des damaligen Front National, Aymeric Chauprade, und den Kopf der US-amerikanischen Alt-Right Richard Spencer bis zu Lyndon LaRouche, den Anführer einer international agierenden, sektenartigen Bewegung. Besonders positiv wurde auch über Marine LePen, diverse Granden der FPÖ und antieuropäische Parteien wie die britische UKIP, die Schwedendemokraten, die Dänische Volkspartei u. a. berichtet.
Während der Corona-Pandemie 2022 ließ sich dieses Muster erneut beobachten, als russische Medien devianten Meinungen aus dem Westen auffallend viel Raum gaben. Russische Auslandssender wie RT stellten die Maßnahmen zur Pandemiebekämpfung in Deutschland als totalitär dar, obgleich in Russland selbst wesentlich schärfer agiert wurde. Diese Propaganda erfüllte einen doppelten Zweck, sie sollte im Westen Verwirrung stiften und den Russen selbst den »totalitären« Charakter des Westens vor Augen führen. Konflikte zwischen Impfgegnern und Behörden in den EU-Staaten wurden teils drastisch überzeichnet, wohlgemerkt in einem Land, das die eigene Impfkampagne mit Nachdruck führte und dessen Repressionsorgane selbst jedes Anzeichen von Opposition mit Gewalt unterdrücken.[94] Der Tenor war, dass Impfungen in Europa schädlich, in Russland hingegen nützlich seien, wie es eine Analyse der Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen zusammenfasste. Dafür sei auf einen »bestimmten Pool zuverlässiger europäischer Politiker« als Kronzeugen zurückgegriffen worden, »gewöhnlich mit linken oder rechten Ansichten.« Mitunter hätten diese in Russland sogar mehr Bekanntheit als in ihren Heimatländern erlangt, »da die Beiträge der russischen Propaganda regelmäßig deren ›Expertenmeinung‹ präsentieren.«[95] Als Nebeneffekt wurde das historische Verhältnis, wonach der Westen Dissidentinnen und Dissidenten aus dem Osten Asyl gewährt, umgekehrt und Russland konnte sich als Hüter der Freiheit präsentieren.
Für diese Diversionsstrategie wurden die neuesten technischen Möglichkeiten ausgeschöpft. Neben eigenen Einflussnahmen durch die deutschsprachigen Kanäle des russischen Auslandssenders RT oder des Newsportals Sputnik, die vor allem seit 2014 massiv Kreml-Narrative verbreitet hatten und sich 2022 nach Verbot bzw. Verbotsandrohung zurückziehen mussten, tauchten auch gefälschte Webauftritte etablierter westlicher Medien auf. Dabei handelte es sich keineswegs um einzelne Guerilla-Aktionen, sondern um den Output professioneller hybrider Kriegsführung, wie diese forcierte und aggressive Form der Auslandspropaganda auch genannt wird. Die niedrigschwellige und globale Struktur des World Wide Web bietet dafür ein ideales Operationsgebiet, weshalb es von staatlichen und terroristischen Akteuren als »Radikalisierungsmaschine« intensiv genutzt wird. Schon 2016 hatten sich russische Troll-Accounts systematisch in den US-amerikanischen Wahlkampf eingeschaltet, bald wurden Gruppen wie Reconquista Germany bekannt, die nach diesem Vorbild auch in Deutschland operieren wollten.[96] Das Vorgehen hatte Erfolg, der Bayerische Verfassungsschutz analysierte 2024 eine massive russische Desinformationskampagne, die unter dem Namen »Doppelgänger« bekannt wurde. Die dort beschriebenen großflächigen Propaganda-Maßnahmen zielten vor allem auf die deutsche Öffentlichkeit sowie auf Frankreich, die USA, Israel und die Ukraine. Im Wesentlichen waren drei Vorgehensweisen zu beobachten, mit denen prorussische Narrative verbreitet werden sollten: der Einsatz gefälschter Nachrichten-Websites, die unter den Labels und im Layout anerkannter Medien Fake-News in die Welt setzten, die Nutzung eigener Webauftritte in der Landessprache des Ziellandes und die systematische Verbreitung von echten, allerdings teils dekontextualisierten Nachrichten im eigenen Sinne über Twitter/X, Facebook, Telegram etc.[97] Die Analyse war eine amtliche Untermauerung der zahlreichen Berichte über russische Troll-Fabriken, die in Europa und v. a. Deutschland Unsicherheit schüren sollten.
Auch die umfangreiche Arbeit eines Recherche-Verbundes mehrerer in- und ausländischer TV-Sender und Zeitungen konnte anhand von Datenlecks nachweisen, dass die Desinformation durch das russische Militär in hoher Frequenz regelrecht industriell betrieben wird. Die Ideologischen Streitkräfte Russlands, eine Spezialeinheit zur hybriden Kriegsführung, produzieren massenweise prorussische Nachrichten, Social-Media-Posts, Memes und Kommentare und verbreiten sie via Internet in der Welt. Besondere Aufmerksamkeit galt der Berliner Politik. Von der »Flüchtlingskrise, über die Corona-Pandemie, die Bauernproteste und vor allem in allen Fragen zur Ukraine waren die Cyberkrieger eifrig bemüht, die öffentliche Meinung in ihrem Sinne zu beeinflussen. Die Süddeutsche Zeitung präsentierte in diesem Kontext ein russisches Dokument, in dem die Ziele der »Einflussoperationen« festgehalten sind. »Demnach sollen Falschinformationen in Deutschland ›die Zukunftsangst erhöhen‹ und rechte Parteien stärken.«[98] Besonders die AfD, aber auch das BSW gälten als interessant und sollten vorangebracht werden. Im Gespräch mit dem Spiegel betonte der ehemalige stellvertretende BND-Chef Arndt Freytag von Loringhoven ebenfalls, dass die systematische Desinformation aus Russland ihre Wirkung »schleichend«, aber stetig entfalte, »indem sie das Misstrauen gegenüber Staat, Regierung und traditionellen Medien schürt. Das beobachten wir, und das ist im strategischen Interesse des Kreml, wie auch die schleichende Entsolidarisierung mit der Ukraine und die Wahlergebnisse für AfD und BSW.«[99] Die weltanschaulichen Inhalte des russischen Neo-Imperialismus verbreiten sich also nicht allein über die Zirkulare der Neuen Rechten, sondern werden längst viel breiter in die gesamte Gesellschaft gestreut. Mit diesen Methoden ist es in der Vergangenheit rechten deutschen und russischen Medien gelungen, gezielt die Bevölkerung in Deutschland zu adressieren und aufzuhetzen.[100]
Nach dem Einmarsch der russischen Truppen in die Ukraine steigerten sich diese Angriffe auf die neuralgischen Punkte der deutschen Öffentlichkeit sichtlich. In hoher Frequenz wurden Themen bedient, für die die deutsche Gesellschaft entweder historisch oder ganz aktuell besonders empfänglich war. Neben dem intensiv bedienten Nazi-Narrativ in Bezug auf die Ukraine waren das vor allem die Themen »Krieg«, »Flüchtlinge« und »Atomwaffen«. Die russische Propaganda spekulierte offensichtlich auf lang andauernde Auseinandersetzungen, die in Deutschland bereits während der vergangenen Jahrzehnte intensiv geführt worden waren. All das sind Triebkräfte im umfassenden Rechtsruck in Deutschland und Europa, und dieses Vorgehen erhöht die Anziehungskraft Moskaus auf den rechten Rand der politischen Landkarte seit geraumer Zeit immens. Ein wenig scheint Russland das Spiel zu wiederholen, mit dem zuvor die Sowjetunion Teile der westlichen Linken einzuwickeln verstanden hat. Während sie nach außen mit Emanzipation, Frieden und Freiheit lockte, behielt sie das eigene Land fest im Griff von Regression, Militarismus und Zwang. Nach diesem bewährten Muster spielen sie jetzt der europäischen Rechten erfolgreich das Lied der Souveränität, um sich selbst ein neues Imperium mitsamt abhängiger Satelliten zu schaffen.
Putin selbst agierte dabei bereits vor dem Einmarsch in die Ukraine, den er mit historischen Anleihen zu rechtfertigen suchte, mit einem ausgeprägten Bewußtsein für historische Symbolik. Zunächst, beschreibt Catherine Belton, verstand er es, sich der Bevölkerung als »progressiver« Ex-KGB-Mann vorzustellen, der sein Wissen und seine Fähigkeiten nun bereitwillig in den Dienst der neuen Ordnung stellen wolle.[101] Dabei seien die imperialen Ambitionen der Gegenwart bereits mitgedacht gewesen, denn Putin und sein Kreis hätten von einer »Sowjetunion, aber mit Kapitalismus«, geträumt. Vielmehr sollte der Kapitalismus zur »Waffe« werden, um »Russlands Macht in der Welt wiederherzustellen.«[102] Vor allem aber gelang es ihm, in der Auseinandersetzung mit konkurrierenden Oligarchen die richtigen Zeichen zu setzen. Er versprach, die Kontrolle zurückzuholen. Denn wie Belton detailliert nachzeichnet, flossen immense Summen durch die Kanäle der Oligarchen ins westliche Ausland ab, während der postsowjetische Staat mit seinen Institutionen zerfiel und die Gesellschaft zunehmend dysfunktional wurde. Dafür kooperierte man mit Rackets der anderen Seite. Wie Belton betont, hätten sich weder die russischen Oligarchen noch das Netzwerk Putins ohne die ihnen verbundenen Finanzkreise in London und Genf je so machtvoll entfalten können.
Auf dieser Misere konnte Putin schließlich sein System aufbauen, indem er die staatlichen Behörden dafür einsetzte, die Macht zu zentralisieren. Seitens der Bevölkerung wurde dies als Wiederermächtigung der Nation interpretiert, dabei hatte lediglich die Führungsclique gewechselt. Von den konkurrierenden Banden, so ließe sich das Szenario im Sinne eines Gangsterfilms beschreiben, siegte diejenige, die mit traditionellen einheimischen Strukturen in Verbindung stand über diejenigen, die sich mit dem westlichen Ausland verbündet hatten.
Von dieser korrupten Gesellschaftsstruktur, die durch materielle und symbolische Machtdemonstrationen lebt und sich per Akklamation populistisch des Volkes bedient, führt ein unmittelbarer Weg zum russischen Überfall auf die Ukraine. Herfried Münkler hat unprätentiös die politische Konfliktkonstellation beschrieben, die auf russischer Seite zur Entscheidung für eine »militärische Lösung« führte. Demnach standen die anstehenden Reform- und Modernisierungsprojekte in der europäischen Union in unmittelbarem Widerspruch zu vitalen Interessen des russischen Regimes:
»Fossile durch erneuerbare Energien zu ersetzen, war eine im Grundsatz richtige Reaktion auf den bedrohlichen Klimawandel, signalisierte der russischen Seite jedoch, dass es sich bei der bestehenden Wirtschaftsverflechtung […] um ein Auslaufmodell handelte. Dabei war nicht abzusehen, welche russischen Güter an die Stelle von Gas und Öl treten konnten. Die Politik eines mittelfristigen Verzichts der Europäer auf fossile Energie legte die strategische Verwundbarkeit Russlands in wirtschaftlichen Fragen offen, seitdem sich das Land in einen Rentierstaat verwandelt hatte.«[103]
Eine Modernisierung der Wirtschaft war zugunsten des neuartigen Superreichtums unterlassen worden, statt auf Produktion hatte auch Putin lieber auf den Verkauf von Rohstoffen gesetzt. Damit war die Lebensbedingung des einstmaligen Industrieriesen mitsamt der seiner gesellschaftlichen Führungsschicht nach wie vor die ungleich verteilten Bestände des ehemaligen sowjetischen Staatseigentums. Die Einschätzung des republikanischen Senators John McCain, Russland sei eine gigantische, »als Land verkleidete Tankstelle«, mag undiplomatisch gewesen sein, traf aber die Realität. Als US-Transatlantiker alten Zuschnitts hatte McCain in seiner Skepsis gegenüber der Stabilität des Moskauer Systems ein Problem benannt, das die russische Elite ebenso zu verantworten hatte, wie ihre westlichen Partner, die diesen Zustand aus Eigennutz ignorierten.[104] Betrachtet man die Problematik mit Blick auf diese innerrussischen Strukturen, fällt die Frage der NATO-Osterweiterung viel weniger ins Gewicht, worauf auch verschiedene Handlungen und Aussagen aus Russland selbst hindeuten. Vielmehr, so extrahiert Münkler aus tendenziell russlandfreundlichen Analysen, litt der gestrauchelte Gigant im Osten an »›imperialen Phantomschmerzen‹ und der Angst vor einer funktionierenden Demokratie in seiner unmittelbaren Umgebung.«[105] Aus dieser Perspektive erklärt sich auch der Grünen-Hass seiner westlichen Bewunderer, schließlich waren es die Konzepte zum nachhaltigen Umbau der Energiewirtschaft, die Russland ökonomisch in die Bredouille brachten. Da liegt es nahe, dass ihre Impulsgeber zum Zielobjekt erklärt werden.
Die deutsche Rechte im Ost-Dilemma

Das Erwachen des ukrainischen Nationalismus

Eine Betrachtung allein der Einflüsse Dugins und der prorussischen AfD droht allerdings, die Haltung innerhalb der äußersten Rechten zum Ukraine-Krieg verzerrt darzustellen. Bekanntlich hatte sich auch in der Ukraine eine extreme Rechte herausbilden können und bot Ansatzpunkte für Kooperationen mit deutschen und anderen »Kameraden«. Die Entwicklung des ukrainischen Radikalnationalismus war keineswegs gradlinig, sondern wurde von der wechselhaften Geschichte des Landes mit ihren Grenzverschiebungen, Vertreibungen, der Präsenz nationaler Minderheiten und mehrerer Sprachen beeinflusst, ehe er parallel zum Territorialkonflikt mit Russland größere Relevanz entfaltete.
Seit der Unabhängigkeit des Landes von der Sowjetunion 1991 hatte sich der ukrainische Radikalnationalismus nach Jahrzehnten klandestiner Arbeit wieder offiziell organisieren können. Dabei wurde er aufgrund des drohenden Konfliktes mit Russland um die Krim und der generell komplexen Transformationssituation in Osteuropa bereits in den neunziger Jahren von der Forschung aufmerksam beobachtet, die ihm jedoch zunächst wenig Erfolg attestierte.[1] Allein zwischen der Ost- und der Westukraine sorgten unterschiedliche Konfliktlagen eher für eine Fragmentierung des rechten Lagers, sowohl in historischen Fragen als auch hinsichtlich der Ost-West-Orientierung herrschte kein Konsens. Verwirrend genug, hatte sich zeitweilig sogar eine Strömung ausgeprägt, die sich wie russische Rechtsextreme ebenfalls auf Alexander Dugins neoeurasische Konzeption und die deutsche »Konservative Revolution« berief. Das neue Kontinentalreich sollte demnach entweder mit Russland gemeinsam herrschen oder in Spiegelung des russischen Imperialismus Russland zur »Nordost-Ukraine« werden lassen.[2] Stärkere Strukturen, die für den europäischen Neo-Faschismus bedeutend wurden, wuchsen vor allem im inoffiziellen und subkulturellen Bereich. In der Ukraine konnten sich Musikstile der extremen Rechten wie National Socialist Black Metal und Hardbass entwickeln, und Bands dieser Musikrichtung gingen in Europa vor einschlägigem Publikum auf Tournee.[3]
Nach der Jahrtausendwende verbuchte insbesondere die nationalistische und antisemitische Partei Swoboda Erfolge, deren Schwerpunkt bei den Wahlen deutlich im Westen des Landes lag.[4] Ihr kam während des Euromaidan 2014 eine wichtige Rolle zu, weshalb sie in der anschließenden Übergangsregierung den stellvertretenden Ministerpräsidenten stellte. Zugleich geriet die Partei durch die ultrarechte Sammlungsbewegung Rechter Sektor unter Druck. Für ihre europäische Vernetzung erwies sich die prorussische Orientierung der vom französischen Front National und dem ungarischen Jobbik dominierten Allianz der Europäischen nationalen Bewegungen im Europaparlament als Hindernis, was dazu führte, dass Swoboda ihren Beobachterstatus dort aufgab. Der eigentliche Aufschwung nationalistischer ukrainischer Parteien fand erst im Zuge des Konflikts mit der ostukrainischen Irredenta statt. In diese Phase fällt auch die Gründung der ultranationalistischen Asow-Brigade, aus der die Partei Nationales Korps hervorging. Diese Militarisierung machte die Ukraine für Neonazis in Westeuropa interessant, wie auch die subkulturellen Verbindungen aus der Musikszene zum Tragen kamen.[5] Jedoch stießen die Angebote trotz reichlich vorhandener historischer Referenzen keineswegs nur auf Gegenliebe, da die Verbindungen der europäischen extremen Rechten nach Russland ebenfalls ausgeprägt waren.
Eine genauere Untersuchung zeigt, dass es auch am rechten Rand der deutschen Politik in der ukrainischen Frage nicht wirklich einen tragfähigen Konsens gibt. Dabei spielen vielfach erneut historische Gründe eine Rolle, mitunter aber auch Ratlosigkeit und Eigeninteresse. Im Groben lassen sich verschiedene Linien innerhalb der Szene herausarbeiten: Erstens eine Mehrheit, die sich gegen eine Sanktionierung Russlands ausspricht, sei es aufgrund offener Sympathien für Form und Inhalt der russischen Politik, sei es aufgrund materieller Interessen wie der Energiekosten oder einfach der Hoffnung auf einen starken Verbündeten. Ein Teil dieser Sanktionsgegner ist dabei zweitens weniger russlandfreundlich als »souveränistisch« motiviert und sieht im Konflikt keinen Mehrwert für die eigene Position. Diese vorgeblich Neutralen stellen die größte Gruppe, deren Forderungen jedoch weitgehend im Sinne Russlands sind. Im Optimalfall sehen sie eine Chance zur Schwächung der USA in Europa und die Möglichkeit, ihrer Vorstellung zur Neuaufteilung der Welt näherzukommen und die ungeliebte Ordnung von 1945 endgültig zu revidieren. Die dritte Strömung ist eine meist im neonazistischen Spektrum angesiedelte Minderheit, die den Konflikt ähnlich wie die russische Führung ebenfalls als Fortsetzung der historischen Konstellation 1941–45 interpretiert und sich mit weltanschaulich verwandten Gruppen in der Ukraine verbündet hat. Sie unterstützt die Ukraine im Kampf gegen Russland, aber nicht bei der angestrebten Eingliederung in die EU und NATO.
Verwirrende Frontverläufe

Der Chor der Rechten wird also ausgesprochen vielstimmig, sobald es um Russland geht. Das erschwert es nicht nur, die einzelnen Stimmen klar zu erfassen. Die Frage, ob sie es mit Russland oder der Ukraine halten sollte, brachte in Deutschland auch die äußerste Rechte selbst in die Bredouille, da in ihr historische Widersprüche und verschiedene Interessenlagen aufeinanderstießen.
Die Erschütterungen waren für die Beteiligten unmittelbar zu spüren, schon der russische Einmarsch stellte bis in proukrainische Kreise hinein einige Sichtweisen infrage. Im Februar 2022 waren sich deutsche Neonazis plötzlich nicht mehr sicher, welche Seite die richtige sei. Traditionell wirkt in diesen Kreisen noch das Geschichtsbild des Zweiten Weltkriegs in die Gegenwart hinein. Daher hatte sich die neonazistische Kleinpartei Der III. Weg mit einigen italienischen Gesinnungsgenossen lange Zeit ganz im Sinne der antisowjetischen Kollaboration aufseiten der Ukraine positioniert. Seit der Krim-Besetzung 2014 unterstützten ihre Aktivisten vor allem die nationalistische Asow-Brigade; Fotos zeugen von Besuchen und Übungen in den Reihen der ukrainischen »Kameraden«.[6] Die Neonazis waren Teil einer antirussischen Allianz, die im Westen vor dem Krieg einige Aufmerksamkeit erregt hatte, da sich der ukrainische Ultranationalismus mit seinen offenen NS-Bezügen als ein wachsendes Problem herauskristallisiert hatte.
Am Tag des russischen Angriffs, dem 24. Februar 2022, erschien jedoch auf der Homepage des III. Weges ein gemessen an dieser Konstellation erstaunlicher Kommentar. Der Thread zum Kriegsbeginn wurde mit einer Kritik der langjährigen ukrainefreundlichen Position eröffnet: »Diese [proukrainische] Haltung ist richtig. Der Wunsch ist legitim. Aber die aktuelle Situation und deren Vorgeschichte und Globalistenplänen [sic!] wird diese allgemeine Haltung nicht gerecht. Wir kennen die Geschichte – sowohl unsere als auch die der Ukraine seit 30 Jahren … JETZT AKTUELL kann ich die Russen verstehen. Ich bedaure die Lage unserer nationalen Kameraden der Ukraine [sic!]. // – Steiner –«
Der Post stammt vom Account des langjährigen Neonazi-Kaders Thomas Wulff, der seit vielen Jahren den martialischen Spitznamen »Steiner« verwendet. Nach langen Jahren als Führungsfigur der norddeutschen Neonazi-Szene um Michael Kühnen, Aktivist im Spektrum der Freien Kameradschaften, Parteipolitiker der 1995 verbotenen FAP und später der NPD, war der bekennende Nationalsozialist Wulff schließlich beim III. Weg in Erscheinung getreten. Mit seiner Vita dürfte er jeglicher prorussischen Gefühle unverdächtig sein, dennoch stellte er sich zu Beginn des Angriffs gegen die eigenen Verbündeten von Asow. Mehr noch, zum Zeitpunkt seines Kommentars galt es als ausgemachte Sache, dass Russland die Ukraine binnen weniger Tage besiegen würde. Die von ihm »bedauerten Kameraden« dort sahen gerade einem ungewissen Schicksal, wenn nicht dem Tod entgegen, was die Kaltschnäuzigkeit des Geschriebenen noch unterstreicht. Doch die aktuelle Lageanalyse schien das Opfer zu rechtfertigen. Demnach stritt die Ukraine nicht mehr für die eigenen Interessen, sondern war zum willfährigen Werkzeug in den Plänen »globaler Mächte« – im Neonazi-Jargon eine verbreitete Chiffre für Juden, Amerikaner und Atlantiker – geworden.
Offensichtlich stand Wulff mit dieser Haltung nicht alleine. Die Kommentare im Chat der Neonazi-Partei zollten seiner Rede von den »Globalistenplänen« Beifall. Verantwortlich für den Krieg seien »Finanzmafia, Medien und Geldsystem«, schrieb ein User im selben Jargon. Der nächste Teilnehmer meinte, »Putin macht nichts anderes als die 30% Russen in der Ukraine zu schützen«, um noch einen Vergleich mit dem Beginn des Zweiten Weltkriegs anzufügen: »So wie ER [sic!] die Deutschen in Polen damals schützen wollte.«[7]
Der III. Weg sollte in der Folgezeit weiterhin Propaganda für Asow machen und dessen Kämpfer auch materiell unterstützen.[8] Doch zeigen diese Kommentare, dass es mit Blick auf den Krieg selbst dort Unsicherheiten gab, wo man bislang ein klares Weltbild pflegte. Ursprünglich hatte die Ukraine in den Augen des III. Weges als Bollwerk gegen die »asiatische Bedrohung« gegolten, während man Putin unterstellte, ein sowjetisch-marxistisches Imperium wiedererrichten zu wollen. Aus dieser Lesart heraus war die Positionierung aufseiten der ukrainischen Nationalisten eine konsequente Fortführung der deutsch-sowjetischen Frontstellung des Zweiten Weltkriegs und führte einzelne Aktivisten sogar direkt in den Kampf gegen den »Neobolschewismus« Putins.[9] Offensichtlich war man sich zu Kriegsbeginn der Sache aber nicht mehr ganz so sicher. Der eingeschlagene Weg der Ukraine in Richtung Nato und EU deckte sich nicht mit der eigenen Agenda, zumal der ukrainische Präsident Selenskyj in den Kreisen der Partei als »Judenstämmling« verhöhnt und für Korruption und Affären verantwortlich gemacht wurde.[10] Putins Russland hingegen schien mehr und mehr zur Nemesis des verhassten US-Globalismus zu werden, was dem Land manche Sympathien auch beim III. Weg einbrachte.
Ausschlaggebend dafür, dass der III. Weg nach kurzer Verunsicherung doch weiter zur Ukraine hielt, dürfte die Hoffnung auf eine nationalistische Revolution in Europa nach einem ukrainischen Sieg über das »asiatische« Russland gewesen sein. Mit Sympathien für die ukrainische Westorientierung oder gar die USA hatte diese Haltung nichts zu tun. In dieser Minderheitenposition innerhalb der deutschen Rechten brach sich vor allem der an der klassischen Rassenlehre orientierte Gedanke Bahn, den Kampf der »weißen« Ukraine gegen die »gelbe Gefahr« aus dem Osten zu unterstützen. Aufgrund dieser Ausrichtung wurden nach dem russischen Überfall behördliche Warnungen davor bekannt, dass sich deutsche Neonazis auf ukrainischer Seite dem Kampf anschließen könnten. Entsprechende Aufrufe in den sozialen Medien hatten diese Spekulationen genährt, jedoch waren ersten Medienberichten zufolge nur Einzelpersonen aus der Szene tatsächlich ins Gefecht gezogen.[11] Nach einigen Monaten des Krieges traten allerdings tatsächlich ein Russisches Freiwilligenkorps und eine Legion Freiheit Russland in Erscheinung, die unter Beteiligung deutscher Rechtsextremisten Guerilla-Operationen auf russischem Territorium ausführten. Zum Medienereignis wurden die Aktivitäten des Hooligans Denis Kapustin.[12] Dieser unter seinem Nom de Guerre »Nikitin« bekannte russischstämmige Rechtsextremist und Kampfsportler war in Deutschland aufgewachsen, hielt sich aber seit 2017 in der Ukraine auf und war 2019 mit einem Einreiseverbot in den Schengen-Raum belegt worden. Kapustin avancierte in Deutschland kurzzeitig zum bekanntesten Gesicht extrem rechter Freiwilliger im Krieg gegen Russland.
In diesem Geist agiert eine Formation namens »Deutsches Freiwilligenkorps« auf dem Messenger-Dienst Telegram, die ebenfalls angibt, für die Ukraine zu kämpfen. An der Seite von anderen »weißen Kriegern« verschiedener Nationen führe man Krieg gegen »den monströsen Kommunismus einerseits und den völlig entarteten Kapitalismus andererseits«, heißt es da.[13] Neben Bildern von Hitlers Stellvertreter Rudolf Hess und blonden Ukrainern sind Aufnahmen von Kriegswaffen zu sehen, und es wird zum Besuch militärischer Ausbildungscamps aufgefordert. Gemeinsam mit den ukrainischen Brüdern, ist zu lesen, stehe man gegen »den bolschewistischen Feind.«[14] Die Fotos präsentieren ein proukrainisches Milieu aus deutschen Neonazis und Identitären, manche Bilder sollen von realer Kampfbeteiligung zeugen. Die tatsächliche Stärke dieser Truppe bleibt hinter ihrer propagandistischen Präsentation im virtuellen Raum jedoch unklar.
Die Rolle solcher Kräfte wie auch die Aktivitäten Kapustins und anderer sind schwer einzuschätzen. Im Juni 2023 stellten damalige Bundestagsabgeordnete der Linkspartei eine kleine Anfrage an die Bundesregierung zu »russischstämmigen rechtsextremen Milizen aufseiten der Ukraine«, bei der auch explizit nach Kapustin gefragt wurde.[15] Die Bundesregierung antwortete, dass den Behörden keine Erkenntnisse »zur Gesamtzahl deutscher Staatsangehöriger« auf der Seite der ukrainischen Truppen vorlägen. Bei Deutschen mit Bezug zu politisch motivierter Kriminalität gebe es hingegen Kenntnis von »einer mittleren einstelligen Anzahl an Personen« auf ukrainischer Seite. In ihrer Antwort auf die Anfrage ging sie auch auf die Aktivitäten von Kapustin ein, obwohl dieser nicht die deutsche, sondern die russische Staatsangehörigkeit hat.[16] Die rein militärische Bedeutung der Aktivitäten dürfte wohl zu vernachlässigen sein, allerdings birgt die Rückkehr kriegserfahrener Neonazis nach Deutschland ein erhebliches innenpolitisches Risiko.
Abendland im Osten

Mit der Entscheidung für die ukrainische Seite im Konflikt stehen die deutschen Neonazis nicht allein. Auch die FPÖ-nahe österreichische Zeitschrift Neue Ordnung, die seit 2020 unter dem Titel Abendland weitergeführt wird und für die auch Autoren der deutschen Neuen Rechten zur Feder greifen, verteidigte zunächst die nationalistischen Kräfte von Asow.[17] Für Neue Ordnung bzw. Abendland galten sie schon bald nach der Gründung als Verfechter eines »dritten Weg[es] zwischen dem Westen und Rußland«, deren Engagement auf dem Maidan nicht bedeutet habe, dass sie »die russische Hegemonie gegen eine westliche Vorherrschaft auszutauschen« strebten. Vielmehr sei das Ziel der Bewegung klassisch national und souveränistisch gewesen, denn »auch ein Volk von mehr als 45 Millionen Menschen [möchte] eigene Interessen verfolg[en] und durchsetz[en].«[18] Im Unterschied zu beispielsweise dem Rechten Sektor, einer Sammelorganisation und späteren Partei nationalistischer Gruppen, sei Asow nationalrevolutionär ausgerichtet und stehe auch dem Westen feindlich gegenüber, da man eine »›Sowjetisierung‹ der Ukraine durch die EU« befürchte.[19] Nach Darstellung der Neuen Ordnung schöpft die Frontstellung von Asow gegen Russland aus den Quellen klassisch rechter Weltanschauung. An Putins Russland werde von den Ukrainern mangelnder Ethnozentrismus, Multikulturalismus und Multikonfessionalismus kritisiert. Auch sei der Islam »für Putin eine der traditionellen russischen Religionen«, finden sich die Asow-Positionen zusammengefasst.[20] Diese Überzeugungen bildeten, so der Bericht, die Basis für die bekannten Kooperationen mit Gruppen wie der italienischen Casa Pound, der französischen Groupe Union Défense, dem deutschen III. Weg sowie einzelnen »identitären« Gruppen.
Trotz dieser frühen Aufmerksamkeit für die ukrainische Ultrarechte vermied Abendland jedoch eine antirussische Positionierung. Diese hätte auch der bisherigen Linie des Blattes widersprochen. Traditionell war man – wie die FPÖ selbst – an einem engen Zusammengehen mit Russland interessiert, wovon 2020 etwa ein Interview mit dem in Russland gut vernetzten Unternehmensberater und Osteuropa-Historiker Alexander Rahr zeugte, der sich ganz im eurasischen Geist für ein »Europa von Lissabon bis Wladiwostok« stark machte und monierte, Deutschland habe sich unter Merkel zu sehr an den USA orientiert und damit Putin verprellt. Stattdessen hätte es »die einzigartige Chance, einen solch germanophilen Präsidenten im Kreml zu haben, strategisch klüger nutzen müssen.« Die Krim-Annexion wurde im Gespräch als »Wiedereingliederung« bagatellisiert.[21] Ein eindeutig proukrainischer Kurs von Abendland war also trotz der Aufmerksamkeit für Asow nicht zu verzeichnen.
In diesem Sinne zwischen den Konfliktparteien hin- und hergerissen, äußert sich zu Kriegsbeginn auch der Abendland-Verleger Wolfgang Dvorak-Stocker. Seine Zeitschrift, schreibt er, habe sich seit Jahren grundsätzlich freundlich »der russischen Geschichte und Kultur gewidmet« und sei dafür »auch immer wieder angefeindet worden.« Er könne einerseits die Sicherheitsinteressen Russlands und Putins daraus abgeleitetes Agieren völlig nachvollziehen; zudem beschuldigt er den Westen, ein falsches Spiel mit Russland und der Ukraine gespielt zu haben. Andererseits sei er familiär mit der Ukraine verbunden und zeigte sich schockiert von den Realitäten der russischen Kriegsführung. Als Vertreter einer Strömung, die sich seit Jahren massiv migrationsfeindlich positionierte, blickt er hauptsächlich besorgt auf die nun nach Österreich strömenden Flüchtlinge.
An diesem inneren Zwist wird deutlich, wie sehr der Krieg das bei Abendland vorherrschende völkisch-nationale Denken vor Probleme stellte, da sich in ihm die Politik vor die ethnokulturelle Identitätskonstruktion schob. Entsprechend vage bleibt der Schluss, den Dvorak-Stocker in seinem Leitartikel zieht, der bei allem antiwestlichen Affekt Russland nicht aus der Verantwortung entlassen kann: »So verurteilenswert Putins Angriff auf die Ukraine auch ist, sitzen die wahren Schuldigen dennoch in Washington. Geschossen haben freilich die Russen auf die Ukrainer, oft auf Menschen, die selbst ethnische Russen sind.«[22]
Ratlos in Schnellroda

Das Schlingern weiter Teile der extremen Rechten im Ukraine-Kurs ist symptomatisch, ihr Politikansatz ist auf Personalisierung von Schuld und einfache Lösungen auf Kosten von Minderheiten zugeschnitten. Die plötzliche Realität des Krieges stellte nun aber selbst jene Protagonisten des nationalistischen Lagers vor Rätsel, die sonst stets Bescheid zu wissen vorgeben oder sich gar in der Rolle des Stabschefs gefallen. Kurz nach dem russischen Einmarsch publizierte der Verleger Götz Kubitschek am 1. März 2022 im Blog der Sezession den Text »Kühle Scham«, der wie bei seinem österreichischen Kollegen Dvorak-Stocker von deutlichen Ambivalenzen zeugt. Zunächst bittet er seine Leserschaft um Verständnis dafür, dass sich seine Plattform »in der Ukraine-Frage über das Lapidare hinaus nicht zu Wort« melde. Der Autor inszeniert sich gerne als über den Dingen stehend und versucht sich auch in diesem Fall in der Pose des Unbeteiligten. Doch der Schein trügt, denn tatsächlich ergreift Kubitschek im Laufe des Textes durchaus Partei und kann in der Bundestagsdebatte über eine Unterstützung der Ukraine vor allem »Geschwätz« und »Gesinnungsethik« entdecken. Es wurmte ihn offensichtlich, dass ausgerechnet die Erben des Pazifismus, der alle soldatischen Ideale in Deutschland zu Grabe getragen habe, angesichts der Gefahr versuchten, die Initiative zu ergreifen. Im Krieg, schreibt er verbittert, seien doch Eigenschaften gefragt, »die den Deutschen ausgetrieben wurden« und »das Gegenteil« dessen darstellten, »was hierzulande einen Mann ausmachen soll«. Ohnehin mangele es Deutschland an realem Einfluss, Handlungsmöglichkeiten und heroischen Tugenden, so der Tenor des Textes, um in dieser Frage tatsächlich etwas von Relevanz beisteuern zu können. Die »Rechte«, schließt Kubitschek, sei sich »uneins«, was aber aufgrund mangelnder Optionen nicht weiter dramatisch sei.[23]
Diese Einschätzung stand nicht wirklich in Bezug zur Realität, da die Bundesrepublik Deutschland zusammen mit anderen Staaten die Ukraine materiell massiv zu unterstützen begann und damit sehr wohl Ansatzpunkte für politisches Handeln vorhanden waren. Die AfD sollte angesichts dessen auch bald die von Kubitschek so vehement geleugneten realen Optionen entdecken und im Bundestag Front gegen Russland-Sanktionen, die Unterstützung der Ukraine und – natürlich – die Aufnahme von Flüchtlingen machen. Ganz so unbedeutend, wie von ihm behauptet, war die rechte Haltung zum Krieg eben doch nicht, sonst hätten in den folgenden Monaten nicht AfD und Co. derart vehement gegen die Ukraine-Hilfe mobilisiert.
Womit Kubitschek haderte, war der Umstand, dass sich in der von ihm als nutzlos apostrophierten Debatte die falsche Seite durchgesetzt hatte. Die Haltung der Sezession war nie so neutral, wie die Sätze Kubitscheks klingen. Die Kreise in Schnellroda bewegten sich stets innerhalb des antiwestlichen Mainstreams der äußersten Rechten. Kubitschek verlinkte in seinem online publizierten Text zudem prorussische Inhalte. Vor allem verweist er am Ende seiner Ausführungen auf eine Äußerung des thüringischen AfD-Politikers Björn Höcke, der hinter vordergründiger Friedensrhetorik geopolitische Vorstellungen in Anschlag brachte, denen weite Teile der extremen Rechten zustimmen konnten. Nach Höcke wurde die Ukraine das »Opfer« einer Auseinandersetzung zwischen »Ost« und »West«, dabei sei sie »wie die vielen anderen ostmitteleuropäischen Staaten weder das eine noch das andere, sie ist ein Zwischenland. Ostmitteleuropa ist weder Ost noch West. Sowohl Russland als auch die USA haben sich da rauszuhalten.«[24]
Hinter seiner Distanz-Pose versuchte Kubitschek durchaus, eine Linie vorzugeben und die Lage ganz nach den eigenen, also vorgeblich »deutschen« Interessen zu beurteilen. Dabei ließ sich trefflich auf historische Vorbilder zurückgreifen, schließlich deckte sich Höckes Idee eines neutralen »Zwischenlands« zwischen Ost und West mit raumpolitischen Traditionen der deutschen Rechten. Diese kannte unter anderem die durch den Tat-Kreis um Hans Zehrer und Giselher Wirsing Anfang der 30er Jahre verfochtene Konstruktion eines »Zwischeneuropas«, das bei Höcke begrifflich wieder anklang. Die Konzeption sah vor, Osteuropa »mit dem ›antikapitalistischen und antiimperialistischen‹ Deutschland zusammenzuschließen und vor allem den Südosten des Kontinents als agrarischen Ergänzungsraum für den deutschen Industriestaat zu nutzen.«[25] Angesichts Höckes notorischer Neigung, mit historischen Referenzen zu spielen, dürfte die Wortwahl kein Zufall gewesen sein. Doch wie schon bei seinem Kampfgefährten Kubitschek ist auch Höckes Neutralismus mit Vorsicht zu genießen. Eine systematische Auswertung seiner Reden zum Thema »Ukraine-Krieg« zeigte, dass er wesentliche Elemente der russischen Agitation übernahm.[26]
Aus all dem sollte dennoch keine unumstößliche Parteinahme für Russland geschlossen werden, letztlich zielt diese Strömung um Kubitschek und Höcke primär darauf ab, die USA zu schwächen, deren weltweite Dominanz als Haupthindernis der Rekonstruktion des angestrebten eigenen »Reiches« gilt. Langfristig soll aus der Abnutzung im Konflikt zweier Blöcke Kapital für die deutsche Wiedergeburt geschlagen werden, weshalb die nach dem Versailler Vertrag entwickelten Konzeptionen von Wirsing als nützliche Vorlagen gelten. Immerhin ging es Autoren wie ihm darum, Deutschland zwischen London, Paris und Moskau wieder in sein imperiales Recht zu setzen. Aus diesem Grund hatte bald nach der deutschen Vereinigung Alain de Benoist, Statthalter der französischen Nouvelle Droite, dieselbe Tradition in seinen Ausführungen zum »imperialen Modell für die künftige Struktur Europas« aufgerufen.[27] Eine Strömung, die seit Jahrzehnten darauf lauert, Europa vom »Westen« zu befreien, sieht den Ukraine-Konflikt mit durchaus eigenen Augen und hofft, ihn als Hebel für die eigenen Vorstellungen nutzen zu können – zur Not mithilfe Russlands.
Gerade »identitären« Autoren, die sich hauptsächlich auf die Rekonstruktion des »Eigenen« fokussieren, mag der ungeschminkte Expansionismus Russlands durchaus suspekt sein. Im Fall Kubitscheks vermag die immer wieder betonte Herkunft aus einer Vertriebenen-Familie die Reserve gegenüber der russischen Politik sicher noch zu bestärken. Bereits die frühen Texte der Sezession über Dugin zeugten daher von einer gewissen Distanz, so sehr man sich auch mit ihm auf die Verachtung der westlichen Kultur einigen konnte. Neben Dugins Mystiker-Performance, die sogar den mitunter selbst genüsslich antirationalen Autoren aus Schnellroda zu viel war, stieß man sich vor allem an der hervorgehobenen Rolle Russlands, die seine Geostrategie birgt. Schon früh wurde daher der Verdacht geäußert, dass hier unter Rückgriff auf den eigenen konservativ-revolutionären Kanon lediglich eine Aufwertung russischen Machtstrebens vorgenommen werde: »Wenn die ›Menschenrechte‹ westlich-imperialistische Interessen verfolgen, dann dient seine Theorie womöglich vor allem dazu, einen russischen Imperialismus zu rechtfertigen. Wie auch immer die ›vierte politische Theorie‹ aussehen wird: natürlich wird Rußland ihr Träger sein, natürlich wird sie aus der russischen Seele geboren werden.«[28]
Da drohen deutsche Interessen womöglich auf der Strecke zu bleiben, weshalb Russland die Rolle des Hegemons im Großraum nicht uneingeschränkt zugestanden wird. In dieser Frage haben schließlich die in der Redaktion vereinten deutsch-österreichischen »Identitären« eigene Ambitionen. Caroline Sommerfeld, in Wien lebende Autorin der Sezession, stimmt zwar grundsätzlich Dugins Gedanken zu, dass die »westliche Zivilisation […] selbst in der Neuzeit noch nie so nah an einer direkten und offenen Verkörperung der Herrschaft des Antichrist« gewesen sei, zeigt sich jedoch hinsichtlich der machtpolitischen Details von Dugins Deutung skeptisch. Aus ihrer Sicht kommt vor allem die Rolle des Katechons eher dem »Deutschtum« zu als Russland.[29] So bestimmen am Ende noch gekränkte nationale Eitelkeiten die esoterische Debatte. Dennoch werden in diesem Kreis die Ansätze zu einer Renaissance des eurasischen Denkens seit Langem aufmerksam verfolgt.[30] Immerhin ist man sich mit Dugin in der Feindbestimmung und der Dekadenz-Diagnose einig.
Zumindest für den Schnellroda-Kreis vergleichsweise nüchtern argumentierte hingegen Erik Lehnert, der langjährige »wissenschaftliche Leiter« des Instituts für Staatspolitik und nach einer Umstrukturierung im Frühjahr 2024 Herausgeber der angegliederten Sezession. Er zeigte bereits zu Kriegsbeginn Verständnis für die russische Haltung und zieht in einem Beitrag einen Vergleich mit der Situation beim Zerfall Jugoslawiens. Wie er schreibt, sei es »konsequent von Putin, nicht abgewartet zu haben, bis die Ukraine NATO-Mitglied wurde (wie die baltischen Staaten es bereits sind). Er hätte dann nicht mehr ein einzelnes Land, sondern ein Bündnis angegriffen.« Im Gegensatz zum Westen aber handele Putin, statt zu reden. Da die Europäer verweichlicht seien, fielen nun »keine Bomben auf Rußland, allenfalls regnet es Drohungen.« Er hoffe, schließt Lehnert, im »Interesse der betroffenen Menschen in den Kriegsgebieten«, dass es Russland vor allem darum ginge, »eine bessere Verhandlungsposition für eine dauerhafte Friedensordnung in Osteuropa zu gelangen. Ein dauerhafter Krieg wäre nicht nur für die Ukraine und Rußland, sondern auch für ganz Europa verheerend und würde die Position der USA nachhaltig stärken.«[31] Eine Hoffnung, die sich in fast drei Jahren Krieg eben so wenig erfüllt hat, wie die Diagnose eines sofortigen Zurückweichens des Westens.
Zum Ende des ersten Kriegsjahres wurde der Ton auch in der Sezession entschiedener. Ein Gespräch Kubitscheks mit dem Musikwissenschaftler und AfD-Europaabgeordneten Hans Neuhoff rückte vor allem das Interesse der USA an einer NATO-Osterweiterung in den Mittelpunkt, bei der die Europäer letztlich tatenlos hätten zusehen müssen. Das Interview ging zwar auf wesentliche Ereignisse und Konfliktlinien seit den 1990er Jahren ein, blendete aber die Entwicklung sowohl der russischen als auch der ukrainischen Gesellschaft aus. In der Erklärung schienen Anleihen an die rechten Deutungsmuster der Covid-Pandemie durch; damit wurden Konflikt und Krieg zu einem reinen Produkt US-amerikanischer Massenmanipulation und universalistischer Hybris einer von den USA induzierten »linksgrünen Denke«.[32] Die Grundstruktur der Argumentation weist ein Paradox auf, das viele Statements zum Ukraine-Krieg kennzeichnet: Ein Milieu, dessen Denken seit Jahren um Begriffe wie »Identität« und »Souveränität« der Deutschen kreist, spricht diese mit größter Selbstverständlichkeit anderen Nationen ab, wenn sich diese Staaten nicht in das angedachte Großraumschema »Moskau-Berlin« einpassen wollen.
Jungeuropa zwischen den Fronten

In einigen Winkeln dieses speziellen Milieus führte der Krieg zu merkwürdigen Konstellationen. Jungeuropa, ein aus der Identitären Bewegung entstandener Verlag, publizierte zu Beginn des Krieges einen Bericht zweier Autoren von ihrer Reise durch die Ukraine nach Kyjiw. Der Verlag hält eine Reihe klassischer Autoren des europäischen Faschismus wie Drieu la Rochelle, Robert Brasillach und Leon Degrelle im Angebot und hat ein Faible für die europäischen Freiwilligen, die im Spanischen Bürgerkrieg aufseiten Francos kämpften. Aus diesem Ansatz heraus lässt sich auch die Faszination für die rechten Kämpfer in der Ukraine nachvollziehen, die sich ebenfalls aus mehreren Ländern freiwillig gemeldet hatten. Das wird aus dem Tagebucheintrag aus der »Festung Kiew« deutlich, wo die Deutschen ihre Kontakte zu rechten Ultras und Hooligans für Besichtigungen vor Ort nutzten. Beeindruckt notierten sie: »Die rechten Freiwilligeneinheiten der Ukraine sind bezeichnenderweise die multikulturellsten Truppen des Landes. In Andrijs Einheit treffe ich Russen, Weißrussen, Polen und Tschechen, später im Laufe des Tages lerne ich noch einen Aserbaidschaner und einige andere Nationalitäten kennen, die hier mit Sturmgewehren behangen den Angriff auf Kiew abzuwehren versuchen. Getrennt sind sie zwar in der Nationalität, geeint aber in der politischen Überzeugung.«
Von einer unmittelbaren Beteiligung deutscher Freiwilliger raten sie bei aller Begeisterung für die rechte Internationale ab, das sei sinnlos und schade nur der Kampfkraft in der Heimat, wie sie meinen: »Tatsächlich würden selbst hunderte deutsche Rechte in diesem Krieg mit seinen hunderttausenden Soldaten keinen Unterschied machen, dafür würde jeder von ihnen in Deutschland schmerzlich fehlen.«[33]
Wie nah das Geschehen rückte, wurde deutlich, als Jungeuropa am 16. März 2022 den Tod seines ukrainischen Autors Mykola Krawtschenko meldete, der im Feuer russischer Grad-Raketenwerfer bei Butscha ums Leben kam. Der ukrainische Nationalist zählte zu den Gründern von Asow und hatte für Jungeuropa ein Manifest von Mykola Sziborskyj, einem Führer des historischen ukrainischen Nationalismus, kommentiert.[34] Der Verlagschef Philip Stein, zugleich eine Schlüsselfigur des identitären Netzwerkes einprozent, übt sich in seinem Nachruf in heroischem Realismus, indem er schreibt, so sei der Krieg, »auf beiden Seiten sterben gute junge Männer für eine Idee.« Offensichtlich sah er den ukrainischen und den russischen Nationalismus nicht nur in einer Äquivalenzposition streiten, sondern begriff die Parteien trotz Feindschaft untereinander als Teil einer gemeinsamen Front, denn Stein fügt mit Blick auf die Toten beider Seiten hinzu: »Dass wir sie an einer anderen Front schmerzlich vermissen werden, ist ein Fakt.«[35]
Das Nebeneinander ist jedoch programmatisch, bei Jungeuropa publizieren auch Autoren der Sezession, die zur russischen Sicht der Dinge neigen und den Euromaidan 2013/14 für einen US-implementierten Regimewechsel halten. Wohl als Ausweis männlich-ritterlicher Werte sind auch die Kondolenzworte eines ausgewiesen prorussischen Schnellroda-Aktivisten mit dem Pseudonym »Raskolonikow« zu verstehen, der anmerkt: »Krawtschenko starb unter GRAD-Feuer. Manch anderer wurde unter GRAD-Feuer neu geboren …«[36] Mit dieser sinnstiftenden Ästhetisierung von Tod und Feindschaft ließen sich ähnlich wie mit Kubitscheks Klage vom Verlust des Heroischen immerhin die Uneinigkeit und Ratlosigkeit des eigenen Lagers überspielen.
Tumult im Volkskrieg

Nach dem richtigen Kurs suchte anfangs auch Tumult, ein ins Feld der AfD abgewandertes Projekt des ehemaligen APO-Aktivisten Frank Böckelmann. Die Zeitschrift ging auf die seit den 70er Jahren bestehende Schriftenreihe zur Verkehrswissenschaft zurück und führte den bereits bekannten Titel nach einem Konflikt in der alten Redaktion mit einer neuen Ausrichtung weiter. Anlass für die Trennung waren Texte zu Flucht und Migration, die im Winter 2015 einen Großteil der alten Besetzung zum Ausscheiden bewegten und den neuen Redaktionskreis weiter ins Fahrwasser der Neuen Rechten brachten. Heute stellt Tumult eine ernstzunehmende Konkurrenz für die Sezession dar, zumal die Zeitschrift professioneller gemacht ist und mit bekannteren Namen v. a. aus der Kunst- und Hochschullandschaft aufwarten kann. Einzelne Autoren haben sogar die Redaktion gewechselt, andere schreiben in beiden Organen. In maßgeblichen inhaltlichen Einschätzungen besteht zwischen den selbsternannten »Konsensstörern« aber durchaus Einigkeit. Beide führen die Klage, die Bundesrepublik Deutschland sei in ihren Entscheidungen kein souveräner Staat, sondern laufe nach wie vor am Gängelband vor allem der USA, und sehen die Politik- und Medienlandschaft jenseits der eigenen Reihen als monolithischen Block.
In der Frage des Ukraine-Kriegs stand das Blatt nun vor demselben Dilemma wie alle anderen Publikationen der Rechten. Sollte es sich auf die Seite Putins schlagen und damit die Souveränitätsrechte der Ukraine missachten oder auf die der Ukraine und so gefährlich in die Nähe des verhassten Berliner Mainstreams rücken? Zu Anfang schien das Pendel noch stark in Putins Richtung zu schlagen, wie Texte von Thomas Flichy de La Neuville, Professor für Geopolitik und internationale Beziehungen, zeigen, der am Vorabend des russischen Angriffs die Krise als »Ablenkungsmanöver« von einem uralten geopolitischen Konflikt interpretierte. »Seit dem Tag, an dem die Seemacht der USA die Deutschlands und Großbritanniens übertraf«, schreibt der Franzose, sei es »Amerikas konstante Politik«, ein Zusammengehen der »deutschen Industrie und [der] gigantischen Energiereserven Russlands mit allen Mitteln zu unterbinden.« Mit dieser Linie wolle der Hegemon das Entstehen einer »echten Konkurrenzmacht in Eurasien« vereiteln. In einer etwas eigenwilligen historischen Deutung ordnet er auch beide Weltkriege in das Schema ein, da »die USA all ihre Kräfte in die Waagschale« geworfen hätten, um »Westeuropa und Russland sorgfältig geteilt zu halten.« Nur eine Beachtung dieses »uralte[n] Hintergrunds« könne »Licht in den aktuellen Konflikt bringen.«[37]
Unmittelbar nach dem russischen Einmarsch meldete sich auch der Russland-Korrespondent von Tumult und Ernst-Jünger-Spezialist Alexander Michailowski zu Wort. Er schlägt gleich den passenden Ton an und eröffnet seine Einschätzung mit dem Satz: »Das ist der Ernstfall, um es mit Carl Schmitt zu sagen.« Obgleich er sich mehr russische »soft power« gegenüber der Ukraine gewünscht habe, sieht er den Angriff grundsätzlich als gerechtfertigt, wobei er besonders auf die Aktivitäten von Asow abhebt. Letztlich aber bleibt er vollständig auf der Linie des russischen Mainstreams und lässt seine Leser wissen, er erwarte einen schnellen Sieg mit anschließendem »Tribunal (ähnlich dem in Den Haag)« gegen die ukrainische Staatsspitze.[38]
Wie sich bald herausstellte, sollten diese ersten Einwürfe im Sinne des russischen Vorgehens die weitere Ausrichtung des Blattes keineswegs antizipieren. Sämtliche Bruchlinien und Abstufungen innerhalb der Publizistik rechts außen traten bei Tumult deutlich zutage. Heftgründer Böckelmann hatte die innerrechten Konfliktlinien schon früh einer eingehenden Betrachtung unterzogen. Nach einer Aufzählung der unterschiedlichen Interessen Russlands und des Westens nebst der jeweils damit einhergehenden Verbrechen sowie einem Exkurs zu Carl Schmitts Kritik des Völkerrechts kommt er schließlich zu einer interessanten Schlussfolgerung. Die Verteidiger Kyjiws, so schreibt er bewundernd, konnten »dem Aggressor nur widerstehen, weil sie als Volk zu den Waffen greifen, das ganze Land als Gesamtkörper, eine einzige Armee«. Auf dieser Grundlage habe sich in der Ukraine erfüllt, was er in seinen wilden APO-Zeiten erträumt hatte: »Sieg im Volkskrieg!« In dieser Synthese seiner alten revolutionären und neuen völkischen Anwandlungen schien ihm die Ukraine doch das richtige Vorbild für das angestrebte deutsche Souveränitätsprojekt zu sein. Das war allerdings nicht als Parteinahme oder gar Anbiederung an den Westen gedacht, für Böckelmann gab es nur eine mögliche Konsequenz: »Unabhängigkeit ist das Gebot der Stunde. Selbst diejenigen, die an einer eurasischen Zukunftsoption festhalten, müssen wissen, dass nur ein eigenwilliges, hochaufgerüstetes Europa an der Seite Russlands gegen China, den expansiven Islam und die Vereinigten Staaten bestehen könnte.«[39]
Mit Thilo Sarrazin erhob sich nach knapp einem halben Jahr Krieg, im Herbst 2022, eine weitere prominente Stimme mit einem klaren Plädoyer zur Unterstützung der Ukraine. Es gehe darum, so Sarrazin in Tumult, die neuen Realitäten anzuerkennen und dafür zu sorgen, dass Russland »für lange Zeit nachhaltig die Kraft und die Lust verlier[t], seine europäischen Nachbarn militärisch zu bedrohen oder gar mit Krieg zu überziehen.«[40] Ganz sachte zeichnete sich in der Redaktion also eine andere Linie ab, als sie sonst in der erweiterten AfD-Blase auszumachen war. Das bereitete den Autoren durchaus Kopfschmerzen, und im Editorial derselben Ausgabe beklagt der damalige Chefredakteur Leon W. Plöcks, der Krieg zeige »einmal mehr, wie gespalten dieses Land sogar quer durch die sogenannten politischen Lager« sei. Man wolle an der Einigkeit arbeiten, aber nun stünden sich »linksliberale Pazifisten, ›rechte‹ wie ›linke‹ US-kritische Putin-Sympathisanten und transatlantisch durchmanipulierte Rußlandgegner« unversöhnlich gegenüber.[41]
Die Debatte um die richtige Haltung stellte die Redaktion von Tumult vor ein Problem mit ihrem Selbstverständnis. So scharf die Kritik an der prorussischen Linie weiter Teile der Rechten auch formuliert wurde, auf keinen Fall wollten die dort versammelten professoralen Rebellen in die Nähe der offiziellen Regierungslinie kommen. Schließlich lieferte die Opposition gegen den »linksgrünen Mainstream« auch Tumult die Hauptenergiequelle. Jede Annäherung an das Lager der verhassten »feministischen Außenpolitik«, das war der Redaktion klar, konnte existenzbedrohend werden, Konkurrenz gab es mit Compact, Cato und Sezession zur Genüge. Um etwaigen Missverständnissen vorzubeugen und weiterhin maximale Distanz zur Regierung zu signalisieren, verfasste man ausführliche Polemiken gegen den Anspruch der Grünen, durch Unterstützung der Ukraine »Werte« zu verteidigen. Exemplifiziert wurde dies an Außenministerin Baerbock, einer zentralen Hassfigur der gesamten deutschen Rechten, der man wie allen »BRD-Spitzengrünen« vor allem das Bekenntnis zur Westbindung verübelte.[42]
Insgesamt war die proukrainische Position bei Tumult ausgeprägter als in anderen Medien des Milieus, was auch reflektiert wurde. Das Tumult-Winterheft 2022/23 wagte einen Vergleich der rechten Publizistik zum Ukraine-Krieg und konstatierte, dass sich aufgrund der – gemessen am Ereignis recht dünnen – Berichterstattung die Auseinandersetzung in die einschlägigen Leserforen verlagert habe. Die Autorin Karen Jahns zeigt sich dabei verwundert, dass der ukrainische Befreiungskampf im eigenen publizistischen Lager so wenig Widerhall fand, wo dieser doch eigentlich ein Vorbild sein müsste. Diese Beobachtung nutzt Jahns sogleich zu einer geschichtspolitischen Volte, denn die Ursache dieses »Tabus« vermutet sie in einem auch auf der rechten Seite gestörten Verhältnis zur Nation. Diese stelle Geopolitik und Antiamerikanismus über die nationalen Interessen, klagt sie, um schließlich zu befinden: »Hier wirkt das deutsche Nachkriegstabu, das eigene Volk zu lieben.«[43] Allerdings interpretiert Jahns die Stellungnahmen nur aus der Perspektive des Kampfes um »nationale Identität« und thematisiert nicht, dass die russische Seite mit der Kritik der »westlichen Dekadenz«, der Einwanderung und Minderheitenrechte dem Gros der europäischen Rechten schlichtweg näher war als die an den Westen appellierende Ukraine. Immerhin strebte der angegriffene Staat in die EU, deren Ablehnung bei AfD & Co. den Konsens bildet.
Im Folgeheft druckte Tumult mit der Rede des rheinland-pfälzischen AfD-Landtagsabgeordneten Joachim Paul schließlich eine eindeutige Positionierung. Er stellt sich darin scharf gegen die prorussischen Kräfte und beklagt, dass auch »Europas Rechte«, bis auf in Polen und den baltischen Ländern, »Putins Russland durchaus als alternative Großmacht und natürlichen Bündnispartner im Kampf gegen die im Westen virulenten Dekadenzphänomene avisiert« habe. Angesichts einer regelrechten Abhängigkeit bei FPÖ und Le Pen von Putins Gunst fordert er einen umfassenden Kurswechsel. Seine Partei solle zur Kenntnis nehmen, dass der »heroische Widerstand« der Ukraine in ihrem »Volkskrieg« die in Europa verloren geglaubte Tugend »patriotischer Wehrhaftigkeit« wieder zur Geltung gebracht habe. Statt also auf der rechten Seite mit pazifistischen »Kirchentagsparolen« spazieren zu gehen, solle man lieber die »Zeitenwende« aktiv mitgestalten.[44] Das waren deutliche Worte, und sie zielten offensichtlich auf die in der AfD verbreitete Technik, die Parolen der Friedensbewegung aus den 80er Jahren zu recyceln. Allerdings dürfte es kein Zufall sein, dass Paul einem der westlichsten Landesverbände entstammt und nicht aus den AfD-Hochburgen in Ostdeutschland. In seiner Aufforderung zu einer offensiv antirussischen Positionierung steht er noch immer für eine Minderheit in der Partei, die sich kaum durchsetzen wird.
Über diese Kluft hinweg werden die verschiedenen Fraktionen von ihrer einhelligen Ablehnung der Berliner Ampelkoalition geeint, allen voran der Grünen. Die Häme über den weltfremden Pazifismus und die Vorwürfe eines militanten Menschenrechtsimperialismus halten sich dabei einigermaßen die Waage. Cato, das Zeitschriftenprojekt des ehemaligen Kubitschek-Mentors und Junge Freiheit-Haushistorikers, Karlheinz Weißmann, warf den Grünen ausgerechnet jene »Volkskrieg«-Sehnsüchte vor, die Böckelmann in Tumult von der Ukraine so erfreut reaktiviert fand. Der lange in Moskau beheimatete Putin-Biograph und RT-Kolumnist Thomas Fasbender findet die Grünen, wie er für das Blatt zusammenfasste, zu naiv-pazifistisch und wertemilitant in einem: »Der russische Angriffskrieg in der Ukraine 2022 zerreißt nun das träumerische Band aus bewältigter Sünde und errungener Erlösung. Ein Vierteljahrhundert hat die grüne Generation daran gewebt. Ihr neuer transatlantischer Bellizismus – ›Zeitenwende‹ – verdankt sich nicht zuletzt den Ex-Maoisten auf der grünen Führungsebene. […] Einst predigten sie den Volkskrieg gegen den Imperialismus, heute predigen sie universale Rechte, das Primat der Moral und zugleich einen Staat, der im Namen der Vernunft kaum noch Grenzen kennt. Pazifistisch gesinnt waren sie noch nie.«[45]
Tatsächlich seien mangelndes Selbstbewusstsein der Europäer und ihre Unterordnung unter die USA Ursache der Misere, schiebt er später in einer »geopolitischen Analyse« nach. Die EU werde sich noch die Augen reiben, wenn die USA die Ukraine schlussendlich fallen ließen, was für den Autor nur eine Frage der Zeit ist. Die proukrainische Politik der Grünen sei daher eine reine Übersprungshandlung, um sich das eigene Scheitern im gesellschaftlichen Umbau nicht eingestehen zu müssen: »Das eigentliche Motiv, ebenso bei den Strack-Zimmermanns, Kiesewetters, Röttgens und anderen Trommlern für den ukrainischen Sieg, ist das Nichtwahrhabenwollen. Sie wollen nicht sehen, wie die Ordnung erodiert, wie sich die Gewichte verschieben, wie die Autorität nicht mehr greift.«[46]
In einem ähnlichen Gestus agierte auch das inoffizielle Parteiorgan der AfD, die weltanschaulich nah bei Cato angesiedelte Junge Freiheit. Mit grundsätzlicher Sympathie für das selbstbewusste russische Vorgehen bei der Wahrung der eigenen Interessen und einer ebenso grundsätzlichen Skepsis gegenüber den US-amerikanischen Einflüssen in Europa verfolgte sie im Konflikt das Hauptziel der nationalen Souveränität Deutschlands. Trotz der realistischen Erkenntnis, dass es für Deutschland sicherheitspolitisch derzeit keine Alternative zur Nato gebe, blieb auch in diesem Blatt eine grundsätzlich antiamerikanische Haltung bestehen.[47] Immerhin begrüßte man die in der »Zeitenwende« beschlossene Aufstockung des Verteidigungshaushaltes, auch wenn man es der Ampel-Regierung natürlich nicht zutraute, die Bundeswehr mit dem Notwendigen für die Landesverteidigung zu versorgen. Anhand dieser »souveränistischen« Linie manövrierte sich schlussendlich auch die AfD durch die Frage der Ukraine-Hilfe. Während sie auf der einen Seite alles dafür tat, Russlands Interessen zu wahren und sich mit aller Kraft gegen die Sanktionen stemmte, stimmte im Juni 2022 fast die Hälfte ihrer Abgeordneten dem Gesetzesentwurf »Sondervermögen Bundeswehr« zu.[48]
Diesen Mehrwert der Aufrüstung und einer neuen gesellschaftlichen Akzeptanz des Militärs in Deutschland einzustreichen, sind letztendlich alle Strömungen bereit, schließlich gilt ihnen »Wehrhaftigkeit« noch immer als »politische Substanz des Rechtskonservatismus«.[49] Die Lösung im Bruderzwist um die richtige Ukraine-Politik lag also darin, in den neuen Kriegszeiten die Notwendigkeit einer »politisch-intellektuellen Aufrüstung der Bundesrepublik« zu betonen, auch wenn über deren geopolitische Ausrichtung noch Uneinigkeit untereinander herrschte.[50] Zugleich vermochten alle Flügel, der bestehenden Regierung und ihren Vorgängern Unfähigkeit zu attestieren und unter dem Dach des Konfliktes mit der Aufrüstung zumeist gleich noch die Unabhängigkeit von den USA, die Rückkehr zur Atomkraft, ein Umschwenken in der Migrationspolitik und ein Ende der Gleichstellungspolitik zu fordern. Dieses »Deutschland zuerst!«-Paket ließ sich je nach Standpunkt bequem zusammen mit dem Hinweis auf eine zukünftige Eurasien-Orientierung oder eine aus dem Osten drohende Gefahr schnüren. Vor allem aber stach in der Zeit seit dem russischen Überfall die Zurückhaltung des sonst bis zum Marktschreierischen lauten Milieus ins Auge. Im Vergleich mit anderen Medien nahm der Ukraine-Krieg im publizistischen Universum der äußersten Rechten wesentlich weniger Raum ein, allenfalls wurde die Aufnahme ukrainischer Flüchtlinge ablehnend thematisiert.
Zudem ist im Hintergrund der Entscheidung für oder gegen Russland ein weiterer historischer Konflikt von Belang. Grob skizziert stehen sich in den strategischen Konzepten der extremen Rechten die Traditionen von »Rheineuropäern« und »Eurasiern« gegenüber. Erstere orientieren sich dabei am Europa der Karolinger und sehen ihre Mission in der Wiedergeburt des »Abendlandes«, durchaus in Abgrenzung vom orthodoxen Osten. In diesen Lesarten spielt Carl Schmitt eine herausragende Rolle, dessen Reichsvorstellungen sich aus dem römisch-katholischen Kirchenrecht herleiteten. Die »Eurasier« beziehen sich in Großraumfragen ebenfalls auf Schmitt, da sie auf dessen »Interventionsverbot für raumfremde Mächte« pochen, um vor allem die USA (und Großbritannien) vom eurasischen Kontinent fernzuhalten. Beiden gemeinsam ist zudem die in den jeweiligen Konzeptionen vorgesehene Aufwertung Deutschlands zum Hegemon Europas (dem »Reich«), entweder in der Tradition Karls des Großen oder eben als westliches Ende der Achse Berlin-Moskau. Stabilität bot keines der Modelle, wie die europäische Geschichte der vergangenen Jahrhunderte immer wieder gezeigt hat. In Bezug auf »Rheineuropa« können französische Rechte mit Hinweis auf »Charlemagne« Deutschland die Führungsrolle ebenso streitig machen wie Österreich mit Verweis auf die Habsburger als letztes legitimes Kaisergeschlecht. Abgesehen davon ist diese römisch-katholisch geprägte Konzeption historisch obsolet geworden, da der Einfluss des Vatikans in Europa heute kaum mehr mit dem früherer Zeiten zu vergleichen ist. In Deutschland kollidiert zudem in dieser Frage stets der protestantisch geprägte Nord-Osten mit dem katholischen Süd-Westen. Die deutsch-russische Verbindung wiederum stünde in der preußisch-protestantischen Tradition und würde die Staaten »dazwischen« zerstören und wie schon nach 1939 in einem gegenseitigen Belauern münden. Um solche Anachronismen des Imperialismus zu unterbinden, wurde einmal die Europäische Union gegründet, deren Zerstörung nicht umsonst ganz oben auf der Agenda aller Rechtsaußen-Parteien in Europa steht.
Dafür sorgte die neue Lage auf einer anderen Ebene für eine klare Trennlinie. Medien wie die NZZ oder auch Die Welt, die bereits seit einiger Zeit an der Normalisierung der AfD mitgewirkt hatten, grundsätzlich aber transatlantisch ausgerichtet sind, gingen auf weite Distanz gegenüber der prorussischen Linie. In der Haltung zu Flucht, Migration und den Grünen waren ihre Positionen für das Rechtsaußen-Lager oft nahtlos anschlussfähig, bei einer Kritik der politischen Westorientierung endete die Gemeinsamkeit jedoch. Auf dieser Etappe trennten sich die Wege.
Alte Landkarten

Ostpreußens Wiedergeburt?

Für das am Nationalsozialismus geschulte historische Gedächtnis sind die hier dargestellten Verbindungen irritierend. Nur knapp ein Jahrhundert nachdem der »Osten« als kolonialer Expansionsraum für ein »deutsches Indien« gegolten hat, scheint sich der Blick verändert zu haben. Heute, konstatieren Beobachter, sei »Rußland kein geographischer Sehnsuchtsort für neurechte Ideologen aus Deutschland, sondern ein politischer.«[1] Dafür gibt es allerdings konkrete Gründe, denn Russland fördert den Aufbau nationalistischer Strukturen zur Schwächung der EU und bietet den Rechtsparteien im Illiberalismus seiner »geführten Demokratie« eine konzeptionelle Orientierung.
Möglicherweise spielen deshalb in der deutschen Rechtsaußen-Publizistik zum Ukraine-Krieg verglichen mit den russischen Verlautbarungen historische Bezüge derzeit eher eine untergeordnete Rolle. Allenfalls kommt die Geschichte durch geopolitische Referenzen über die Hintertreppe wieder zurück in den politischen Salon, denn, wie bereits angemerkt, Konzepte wie »Zwischeneuropa« oder die Ordnung von »Land und Meer« sind schon im Deutschen Reich entwickelt worden. Geschichtspolitisch grundiert ist zudem die Behauptung, die Deutschen seien im Zuge von zwei Weltkriegsniederlagen und ihrer »Umerziehung« nach 1945 aller Fähigkeiten beraubt worden, geopolitisch oder gar militärisch zu wirken. Andere Länder wie Russland und die Ukraine, heißt es, hätten sich die heroischen Tugenden hingegen bewahren können und seien daher in der Lage, ihre Interessen besser zu vertreten – womit einmal mehr bewiesen wäre, dass die Wirkung des US-Liberalismus im Westen fataler gewesen sei als die des Sowjetkommunismus. Damit lässt sich die große Unentschiedenheit angesichts des Krieges wenigstens noch im Kampf gegen die Vergangenheitsbewältigung nutzbar machen. (Allerdings blieben – wie stets beim Lobpreis des Soldatischen – die Faktoren Not und Zwang ebenso unerwähnt wie die in beiden Gesellschaften durchaus signifikant aufgetretene Flucht Wehrpflichtiger vor dem Gemetzel.) Insgesamt jedoch ist die deutsche Rechte mit der Evokation des Historischen angesichts des Ukraine-Kriegs entgegen ihrer sonstigen Gepflogenheiten auffallend zurückhaltend.
Dieser Eindruck wird dadurch verstärkt, dass in den derzeitigen Debatten auch gebietsrevisionistische Bestrebungen zweitrangig zu sein scheinen. Das ist bemerkenswert, immerhin waren diese seit dem Versailler Vertrag 1919 und vor allem seit dem Verlust der östlichen Reichsgebiete nach 1945 ein wesentlicher Bestandteil nationalistischer Weltanschauung und Propaganda, die immer noch die Reichsgrenzen von 1871 als Ideal deutscher Staatlichkeit vor Augen haben. Schon während der nuklearen Hochrüstungsphase der 1980er Jahre hatte der extrem rechte Publizist Wolfgang Venohr versucht, diese alte Raumordnung mit einem wiedervereinigten Deutschland im Zentrum als friedensbringendes »Mitteleuropa«-Konzept wiederzubeleben.[2] Andreas Mölzer, seit Jahrzehnten europaweit exzellent vernetzter Stratege am rechten Rand der FPÖ, erinnerte kurz vor dem Mauerfall an seine Vision vom großdeutschen »Mitteleuropa«. Als historisch notwendiger Gegenentwurf zur Europäischen Gemeinschaft und den Machtblöcken USA und Sowjetunion sei diese Konzeption die »einzige Chance, den europäischen Frieden auf Dauer zu sichern und allen darin lebenden Menschen die Freiheit zu bescheren und unsere historisch gewachsene Identität wiederzuerlangen.« Dazu gelte es, endlich die Debatte von »Berlin und Bozen, von Stettin und Straßburg« zu führen.[3]
Nach dem Mauerfall war für die äußerste Rechte unbestreitbar, dass Deutschland eine historische Reichsmission zur europäischen Wiedergeburt erfüllen müsse. Dafür sei die Vereinigung mit »Mitteldeutschland«, wie das Beitrittsgebiet genannt wurde, um die weitere Lücke im Osten kenntlich zu machen, lediglich ein erster Schritt gewesen. Im künftigen Großraum sollten »Kaiserstädte wie Aachen, Prag, Wien und Berlin« wieder in ihre »angemessene Funktion« gesetzt werden.[4] Die endgültige Festlegung der Oder-Neiße-Linie als deutsche Ostgrenze im Zwei-plus-vier-Vertrag stieß auf massive Ablehnung. Hier erhoffte man sich von einer baldigen Lockerung der Westbindung in einem Europa nach dem Kalten Krieg neue Spielräume.[5] In den kühnsten Träumen war vorgesehen, dass das Ende der DDR und der Sowjetunion zu einer Revision des Ergebnisses der Potsdamer Konferenz von 1945 führen sollte. In den Augen mancher Autoren konnte die Nachkriegszeit nicht anders enden als in der Wiedergeburt Deutschlands auf dem Territorium des alten Reiches. Heute haben die »Reichsbürger« den Staffelstab dieses klassischen Reichsnationalismus übernommen, deren Aktivismus sich derzeit jedoch vor allem gegen die Verwaltungsorgane der Bundesrepublik richtet.[6] Verglichen mit früheren Jahrzehnten ist es vor dem Hintergrund des Ukraine-Kriegs um das europäische Restaurationsprojekt des »Reiches« auffallend still geworden.
Das derzeitige Schweigen zu diesem Themenkomplex muss allerdings langfristig nichts bedeuten. Angesichts der russischen Ambitionen, Grenzen in Europa zu verschieben, drohen überwunden geglaubte historische Gebietsfragen wieder aktuell zu werden. Die russische Propaganda weiß das und fördert solche Tendenzen nicht nur in Deutschland, sondern auch in der EU nach Kräften. In Erwartung eines schnellen Sieges hat der Präsidentenberater Karaganow gegenüber dem New Statesman 2022 ganz offen davon gesprochen, die Ukraine unter Ausnutzung des europäischen Revanchismus aufzuteilen. Polen, Rumänien und Ungarn, sagte er mit Blick auf langjährige Streitigkeiten, wären sicher »glücklich«, vormals verlorenes Gebiet zurückzubekommen.[7] Das war ein deutliches Angebot und spielte auf die zahlreichen Grenzverschiebungen nach dem Ersten und Zweiten Weltkrieg an, mit denen nationalistische Kräfte in den ukrainischen Nachbarstaaten bis heute hadern. Dugin verwendet den Hinweis auf die historisch eigenständigen Völker Osteuropas als Argument dafür, die Länder der Visegrád-Gruppe, also Polen, Ungarn, Tschechien und die Slowakei, aus der EU zu lösen. Die sich »christlich-konservativ« verstehende Visegrád Post spiegelte 2018 ein Interview von einer der Webseiten Dugins, in dem dieser den »osteuropäischen Raum« als »eine Art besondere Zivilisation oder Subzivilisation innerhalb der europäischen« beschrieb, die durch die Visegrád-Gruppe Souveränität erlangen könne. Jeder Konflikt mit der EU sei »ein Schritt in Richtung eines möglichen Austritts Osteuropas aus der EU.«[8] Wenig später wurde offenbar, dass sich der Hinweis auf diese historischen Territorialfragen gegenüber den gleichen Partnern auch zur Disziplinierung eignet. Als sich die tschechische Politik Ende 2023 mehr und mehr vom Visegrád-Kurs fort- und auf die EU-Linie zubewegte, forderte Dmitrij Medvedev umgehend die Rückgabe des Sudentenlandes an Deutschland – woraufhin ihm der Jubel deutscher Rechtsextremisten entgegenschallte.[9]
Das zeigt, dass die russische Kommunikation mindestens ein doppeltes Spiel spielt. Dugin sendete beispielsweise, während er den Visegrád-Mitgliedern den Schritt aus der EU und weg von Deutschland nahelegte, ganz andere Signale an die deutsche Rechte. Ihnen macht er die Achse Berlin-Moskau schmackhaft, damit Deutschland seine historische Rolle im Osten wieder erfüllen könne. In seinen »Grundlagen der Geopolitik« entwickelt er eine deutsch-russische Kooperation gegen die US-Dominanz auf dem europäischen Kontinent. Durch sie könnten die Fundamente für ein prosperierendes »Groß-Russland« und »Groß-Deutschland« gelegt werden, mit einem cordon sanitaire aus dem Baltikum, Polen, Moldau und der Ukraine. Da die deutsch-russischen Kriege der Vergangenheit auf »erfolgreiche Subversion der atlantischen Lobby« zurückzuführen seien, werde Russland Ostpreußen an Deutschland zurückgeben, um die neue Verbindung zu besiegeln. Die beiläufige Formulierung, zeitgleich zu diesem Prozess der »Restitution Preußens« erfolge eine »Transformation« der Pufferstaaten (deren Territorium ja durchaus betroffen wäre), lässt den mit dieser Konzeption verbundenen größeren Umbau Osteuropas v. a. auf Kosten Polens diskret verschwinden.[10]
Es ist nicht auszuschließen, dass die ostentative Russlandtreue großer Teile der äußersten deutschen Rechten das Kalkül einschließt, als westlicher Schwerpunkt solch einer zukünftigen eurasischen Allianz langfristig Polen zu schädigen und tatsächlich wieder Zugriff auf Ostpreußen zu bekommen. Zumindest sandte Dugin immer wieder entsprechende Botschaften aus. Schon 1998 hatte sich das Ostpreußenblatt sehr angetan von einer Publikation gezeigt, in der Dugin zusammen mit N. P. Klokotow, einem Generalleutnant der russischen Streitkräfte, die Neugründung Ostpreußens im Rahmen einer deutsch-russischen Verbindung vorgeschlagen hat. Damit, so der Gedanke, könnten beide Länder voneinander profitieren und die »destruktiven Tätigkeiten der Atlantik-Lobby« zurückdrängen.[11] Kurz vor der Jahrtausendwende wurde in rechten Blättern rege die deutsch-russische Zukunft diskutiert und befunden, dass dafür an »der territorialen Rückgabe Ostpreußens aus dem Beuterest der Sowjetunion« kein Weg vorbei führe.[12] Seither speist Dugin diese Idee der »Wiedergeburt« Ostpreußens – mal in Form eines neutralen Staates, mal als Rückgabe an die Bundesrepublik – in die politische Debatte ein, wo sie nicht nur in Deutschland durchaus zur Kenntnis genommen wird.[13]
Die Motive dieser Vorschläge sind allerdings leicht zu durchschauen. Herfried Münkler hat in seiner Darstellung der geopolitischen Neuordnungskonzepte den unmittelbar destabilisierenden Effekt dieses immer wieder ausgelegten Ostpreußen-Köders prägnant zusammengefasst. Demnach, paraphrasierte er Dugin, solle die »Achse Moskau-Berlin« durch eine »Rückgabe der russischen Exklave Kaliningrad an Deutschland hergestellt werden, womit die Bundesrepublik jedoch zwangsläufig zum politischen Widerpart Polens und Litauens werde, was politische Handlungsunfähigkeit der Europäer zur Folge haben werde. Zusätzlich setzte Dugin auf eine Teilung der Ukraine, deren östlicher und zentraler Teil zu Russland kommen solle, während die Westukraine sich in Richtung Europa orientieren könne, was unter den Europäern zu weiteren Konflikten im Hinblick auf mögliche Einflusszonen führen werde.«[14] Im Detail hätte das sicher Auswirkungen auf die Nato-Ostflanke, deren im Baltikum stationiertes Kontingent dann wohl Geschichte wäre. Mit Blick auf Polen und das Baltikum ist das russische »Rückgabe-Angebot« daher schlicht ein kalkulierter Gegenzug zur NATO-Osterweiterung. Ob es überhaupt realistisch ist, dass eine aggressiv expandierende Großmacht ein Territorium wie die Oblast Kaliningrad wieder abtritt, bleibt dahingestellt. Doch seitdem Russland Staatsgrenzen in Osteuropa wieder für vakant erklärt hat, scheint die Zukunft offen zu sein. Als Störmanöver in der deutschen Politik könnte der »Ostpreußen-Köder« seinen Zweck erfüllen.
Die derzeitige Zurückhaltung in solchen Fragen, vor allem im Verhältnis zu den früheren Einflüssen der Vertriebenen-Verbände, bedeutet ja keineswegs, dass dieses Thema in Deutschland keine Relevanz mehr hat. Vielmehr kann die deutsche extreme Rechte in dieser Hinsicht tatsächlich abwarten und hoffen, dass die Zeit für sie spielt. In Vertriebenenkreisen jedenfalls werden alle diesbezüglichen Regungen aufmerksam registriert, wie etwa der Vorschlag eines polnisch-amerikanischen Unternehmers, Polen solle in Kaliningrad einmarschieren, um Druck auf Russland auszuüben.[15] Als vor einigen Jahren die Meldung kursierte, Gorbatschow habe Deutschland im Zuge der Zwei-plus-vier-Verhandlungen einen Rückkauf Ostpreußens angeboten, das Angebot sei aber auf Desinteresse gestoßen, sah man sich unter Vertriebenen hintergangen.[16] Gorbatschow dementierte zwar umgehend, und die deutschen Diplomaten hatten die wohl realistische Einschätzung, dass es eine Finte aus dem sowjetischen Apparat gewesen sei, da ein solcher Schritt jede Unterstützung des Westens für das Vorhaben der Wiedervereinigung gekostet hätte.[17] Für die Vertriebenen-Lobby war die Geschichte jedoch eine Bestätigung mehr, von der Regierung verraten worden zu sein.
Angesichts des Ukraine-Kriegs ist für Königsberg-Nostalgiker die Lage jetzt wieder interessant geworden. Russland könnte im Fall seiner Niederlage gezwungen sein, die Enklave Kaliningrad aufzugeben, im Fall des Sieges wäre durch mögliche Grenzverschiebungen die Nachkriegsordnung verhandelbar, zumal man sich dem ausländischen Regime gegenüber loyal verhalten hat. Bei einer politischen Neuordnung Europas nach den Vorstellungen Russlands und der Rechten wäre die verheißene »Wiedergeburt Ostpreußens« ein lohnender Preis für die Aufgabe der Westbindung.
Grenz-Revisionismus

Mit der Verschiebung von Grenzen scheint auch die Geschichte selbst neu verhandelbar. Putins Äußerungen im Interview mit dem im Februar 2024 eigens nach Moskau gereisten US-amerikanischen Rechtsextremisten Tucker Carlson über die Rolle Polens als angeblicher Hauptaggressor von 1939 sind für die Akteure der äußersten Rechten schon deshalb interessant, weil sie weitgehend ihrer eigenen Geschichtsschreibung entsprechen. Putin vermied in dem Gespräch zwar jede kritische Betrachtung des Stalinismus und der von diesem vorangetriebenen territorialen Neuordnung nach 1945, ließ aber gerade in der Frage des Kriegsbeginns 1939 deutliche antipolnische Affekte erkennen. Polen, behauptete er, habe Hitler eigentlich keine andere Wahl gelassen als anzugreifen, und er schwieg zugleich über die geheime sowjetische Rüstungskooperation mit der Reichswehr zur Umgehung des Versailler Vertrages oder die spätere Vereinbarung zur Aufteilung Polens.[18] Für das Geschichtsbild der extremen Rechten ist das eine willkommene Unterstützung von oberster russischer Stelle.
Solche Positionen finden sich hierzulande in randständigen Publikationen, etwa den Büchern des Antaios-Autors Stefan Scheil. Der aktive AfD-Politiker und studierte Historiker arbeitet systematisch daran, Deutschland von der maßgeblichen Verantwortung für zwei Weltkriege zu befreien. Vielmehr solle die Sicht durchgesetzt werden, dass gerade der Zweite Weltkrieg »viele Väter« gehabt habe, wie es in der Szene heißt. Diese immer wieder zitierte Formel geht auf Reinhard Uhle-Wettler, den altgedienten Stichwortgeber des nationalistischen Geschichtsrevisionismus, zurück, und hat es bis in die Pegida-Rede Björn Höckes zum Jahrestag des Ukraine-Kriegs in Dresden geschafft.[19] Für das große historische Revisions-Projekt zum Zweiten Weltkrieg sind die Behauptungen Putins ebenso dienlich wie Medwedews bereits zitiertes Schwadronieren über das »angelsächsische Kapital« als eigentlichen Förderer Hitlers. Die jahrzehntelang eingeklagten offenen Rechnungen mit Russland spielen daher im Moment keine große Rolle. Sobald Polen geschichtspolitisch zum Hauptziel wird, können sich der deutsche und der russische Nationalismus hervorragend verständigen.
Die gleiche Linie herrscht in der Berichterstattung des Compact-Magazins vor, das ausgesprochen Putin-begeistert ist und über Polen zu verkünden weiß, es sei 1939 ein »Raubstaat« und »kein unschuldiges Opfer« gewesen.[20] Um die Flamme der Vertriebenen am Brennen zu halten, bietet das Blatt inzwischen eine eigene Gedenkmünzen-Serie »Ostpreußen« an. Als der Compact-Chef 2015 den selbsterklärten »König von Deutschland« Peter Fitzek, interviewte, fragte er, warum sich die Reichsbürger-Bewegung überhaupt mit der Bundesrepublik herumärgere und sich nicht einfach von Putin Königsberg zukommen lasse: »dann könnt Ihr dort das Königreich machen!« Fitzek antwortete, er habe deswegen zwar schon in der russischen Botschaft vorgefühlt, sei dort aber auf Unverständnis gestoßen. Daher müssten zunächst in Deutschland die Dinge geändert werden: »Uns wird zugetraut, die Transformation hier zu beginnen.«[21]
All das zeigt, dass das dem deutschen Nationalismus spätestens seit dem Versailler Vertrag tief eingeschriebene und durch die Vertreibungen nach 1945 noch immens verstärkte antipolnische Ressentiment zwar in den vergangenen Jahren von Zustimmungen zu den grenz- und migrationspolitischen Störmanövern der PiS-Regierung in der EU verdeckt wurde, aber nach wie vor jederzeit abrufbar ist. Trotz ihres kulturpessimistischen Konsens erweisen sich die deutsche und die polnische Rechte in geschichtspolitischen Fragen immer wieder als erbitterte Kontrahenten, weshalb der aus einer Vertriebenenfamilie stammende Götz Kubitschek Polen vor dem Hintergrund des Ukraine-Kriegs vorwerfen konnte, »in einer Mischung aus Mustervasall und Landhunger auf[zutreten]«.[22] In Deutschland ist der antipolnische Affekt, der sich aus historischen Gründen meist mit einer scharfen antibritischen Haltung verknüpft, noch auf ein eingrenzbares Milieu beschränkt, während in Russland derartige Positionen mittlerweile von der Spitze des Staates artikuliert werden.
Zwar dürfte Putin kaum der ebenfalls von Scheil, Uhle-Wettler und anderen seit Jahren verfochtenen Lesart des Unternehmens Barbarossa als eines notwendigen deutschen Präventivschlags gegen die Sowjetunion zustimmen, aber seine Haltung zu Polen wird gerne als Schützenhilfe für das eigene Langzeitprojekt der Neuinterpretation deutscher Geschichte zur Kenntnis genommen. Damit leistet ausgerechnet der russische Staat dem Geschichtsrevisionismus der extremen deutschen Rechten wertvolle Dienste. Beklagte doch Scheil selbst noch lange, dass vorerst die »mögliche ›Relativierung‹ der Kriegsverantwortung zwischen 1939 und 1945 […] die Vorstellungskraft des weit überwiegenden Teils der deutschen Öffentlichkeit tatsächlich« übersteige.[23] Um in solchen Fragen Gehör zu finden, so weiß man, sind die eigenen Stimmen auf diesem Feld noch zu schwach, während der Dialog Putins mit Carlson hingegen internationale Reichweite erzielte. Dieser Vorteil wiegt deutliche Differenzen mit Blick auf den deutschen Russlandfeldzug und das spätere sowjetische Vorgehen als Sieger und Besatzungsmacht vorerst auf, das doch jahrzehntelang im Mittelpunkt rechter Erinnerungspolitik gestanden hatte; Spuren davon waren 2023 zwar noch in Alice Weidels Einlassung zum 9. Mai zu finden.[24] In Hinblick auf die besorgte Öffentlichkeit in der Frage des Ukraine-Kriegs treten diese Traditionen allerdings zunächst in den Hintergrund, und revisionistische Publizisten erhoffen sich, mit der propagandistischen Unterstützung aus Moskau die eigene Geschichtsschreibung gegen Polen sichtbarer machen zu können.
Deutsch-russische Traditionen

Diese widersprüchliche Haltung gegenüber Russland hat ihre Entsprechung in der ebenso wechselhaften Geschichte des deutsch-russischen Verhältnisses. Ein Rückblick über einen größeren Zeitraum fördert auf dem rechten Feld der Politik ein doppeltes Russlandbild zutage, in dem sich rassistische Beschwörungen der »asiatischen Bedrohung« einerseits und andererseits die Hoffnung auf Russland als Geburtshelfer für die Abnabelung vom Westen abwechseln.
Gerade für die sich »konservativ-revolutionär« verstehende Strömung stellte die deutsch-russische Verbindung sogar eine Ur-Szene dar. Bei der »Konvention von Tauroggen«, einer heute in Litauen gelegenen Stadt, schlossen 1812 hohe preußische Offiziere – ohne Wissen und Einverständnis ihres Königs! – einen Sonderfrieden mit ihrem russischen Gegner und beendeten so das ungeliebte Bündnis mit Frankreich. In der Folgezeit, seit dem Wiener Kongress, wirkte Russland als die gegenrevolutionäre Garantiemacht, auf die sich die europäische Reaktion stützen konnte, was sich in verschiedenen Abkommen Deutschlands, Russlands und der K.-u.-k.-Monarchie manifestierte. Selbst als sich Russland und Österreich auf dem Balkan entzweit hatten, sollte das preußisch dominierte Deutschland ab 1887 per Rückversicherungsvertrag dem Zarenreich verbunden bleiben. Die tatsächliche Bedeutung des Abkommens ist allerdings umstritten, zumal sich das Reich in einander widersprechende Koalitionen begeben hatte. Im Kontext der Spannungen zwischen östlichen und westlichen Einflüssen, denen Deutschland ausgesetzt war, galt die Verbindung aber als »Schutzimpfung des Zaren gegen französische Ansteckung«, wie es ein späteres Bonmot des deutschen Historikers Johannes Haller ausdrückte.[25] Faktisch rückte Russland mit dem Ende der gegenseitigen Neutralitätsverpflichtungen enger an Frankreich heran, und es entstand die Konstellation, die schließlich in den Ersten Weltkrieg führte. Kurzum, das deutsche, österreichische und russische Imperium hatten lange eine gemeinsame Front gegen jede revolutionäre Versuchung aus dem »Westen« gebildet, sei sie nationaler, liberaler oder sozialistischer Provenienz. Das historische Gedächtnis der äußersten Rechten ist sich dieser Tradition noch bewusst, weshalb die Arbeit Malofejews heute an diese antirevolutionäre Koalition des Hochkonservatismus anzuknüpfen vermag.
Allerdings wurde diese historische Allianz von anderen Entwicklungen überlagert, die bis in die Gegenwart für Widersprüche sorgt. Parallel zu ihr hatte sich u. a. mit der alldeutschen Bewegung eine völkisch grundierte antislawische Strömung herausgebildet, die sich nicht allein gegen die polnische Minderheit im Reich, sondern insgesamt gegen die gefürchtete »gelbe Gefahr« aus dem »asiatischen« Osten richtete.[26] Die ohnehin schon vorhandene Spaltung des deutschen Konservatismus in katholisch-süddeutsch orientierte »Großdeutsche« und protestantisch-preußisch orientierte »Kleindeutsche« war mit dem völkischen Element um eine Friktion reicher geworden. Die Frage war nun, ob man sich mit Russland im Rücken gegen den schädlichen »dekadenten« Einfluss des Westens behaupten oder das »weiße« Europa vor den »asiatischen Horden« aus der unendlichen russischen Weite schützen sollte. Mit dem Schwund der prorussischen Haltung der preußisch-deutschen Politik, dem Ersten Weltkrieg und vor allem der Gründung der Sowjetunion konnte dieses völkisch grundierte Denken mehr und mehr Raum gewinnen. Nachdem die russische Rolle als Garant der europäischen Reaktion endgültig obsolet geworden war, prägte den deutschen Nationalismus im 20. Jahrhundert eine Kombination aus Antislawismus, Antikommunismus und dem Antisemitismus, der die beiden anderen Elemente noch integrieren konnte.
Trotz dieses immer weiter radikalisierten Antislawismus existierte zugleich die nach wie vor stark antiwestliche bzw. antifranzösische Ausrichtung weiter und fand im Versailler Vertrag und der Besetzung des Rheinlandes nach dem Ersten Weltkrieg neue Nahrung. Daran konnte während der Weimarer Republik auch das Denken des neuen, revolutionären Nationalismus anknüpfen, der sich in der ungewohnten Rolle wiederfand, einen Staat und eine Regierung nicht zu verteidigen, sondern zu bekämpfen. Einige Autoren dieser Schule haben trotz ihres militanten Antimarxismus in der Sowjetunion wieder eine Bündnispartnerin gesehen, mit deren Hilfe sie den Versailler Vertrag abzuschütteln hofften. Es waren nicht nur die Nationalbolschewisten um Ernst Niekisch, bei denen Armin Mohler hinter der Parole »Ein Reich von Wladiwostok bis Vlissingen« gar »deutsch-russische Weltherrschaftsträume« vermutete.[27] An eine Abkehr vom Westen zugunsten eines welthistorisch noch aufstrebenden Ostens glaubten auch Karl Haushofer, Oswald Spengler und Arthur Moeller van den Bruck, wenn auch mitunter kaum zu erkennen war, ob sie mit Russland zu kooperieren oder es nicht doch langfristig zu unterwerfen planten. Zunächst erhoffte man einfach eine Allianz der weltpolitisch Ausgestoßenen zwischen dem Deutschen Reich als großem Verlierer des Weltkriegs und der Sowjetunion, die mehr und mehr zum Feind der eigenen Feinde geworden war. Perspektivisch wurde erwartet, dass sich die Bolschewiki vom verwestlichenden Marxismus lösten und zu den eigenen Traditionen zurückfänden. Moeller van den Brucks Idee vom »Recht der jungen Völker« Deutschlands und Russlands, die jeweils ihren »eigenen Sozialismus« hätten, musste als Basis vorerst ausreichen.[28] Die Hauptstoßrichtung war die Abkopplung Deutschlands vom kulturellen und politischen Westen mitsamt seiner demokratischen, sozialistischen und liberalen Ideen, weshalb noch Jahrzehnte später diese »konservativ-revolutionäre« Strömung von ihren Bewunderern als Widerstand gegen »die Verwestlichung des deutschen Geistes« gepriesen wurde.[29]
Diese Subströmung konnte sich innerhalb des deutschen Nationalismus nie tatsächlich durchsetzen, zumal der Nationalsozialismus, dem sie den Weg zwar maßgeblich ebnete, dann andere Prioritäten hatte. Als sich jedoch das Deutsche Reich 1939 kurz vor dem Überfall auf Polen mit der Sowjetunion abstimmte, die sie nichtsdestotrotz weiter als eigentlichen Hauptfeind begriff, wurden Elemente dieses Denkens wieder stärker hervorgehoben. Das bestätigte auch der Russland-Historiker Gerd Koenen, als er das besonders komplexe deutsch-russische Verhältnis in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts Revue passieren ließ: »Viele ältere Handlungslinien und Stichworte der preußisch-deutschen Politik schienen in der deutsch-sowjetischen Zusammenarbeit von August 1939 bis Juni 1941 Wiederauferstehung zu feiern, von den polnischen Teilungen bis zur Rückversicherung, von Tauroggen bis Rapallo. Jedenfalls war es kein bloßer britischer oder polnischer Spleen, in diesem unerklärten Kriegsbündnis weniger den Bruch nationalsozialistischer Doktrinen als vielmehr die Erfüllung einer lang angelegten Tendenz in der Geschichte beider Länder zu sehen.«[30]
In diesem viel zu knappen Exkurs zu den zahlreichen Verschlingungen im deutsch-russischen Verhältnis sollten hier zumindest grob die Grundlagen für die heutige Annäherung der deutschen Rechten an Russland über ein von Todfeindschaft geprägtes 20. Jahrhundert hinweg skizziert werden. Es gab in dieser Beziehung eben immer beide Varianten, die »slawische Gefahr« einerseits und die antiwestliche Allianz mit Russland andererseits. Auf diese Tradition können heutige Positionierungen zurückgreifen. Tragischerweise zeigt sich damit das historische Gedächtnis der Rechten als besser ausgeprägt als bei Teilen der Linken, da man wesentlich klarer zwischen Russland und der Sowjetunion zu unterscheiden versteht. Manche Akteure der Linken greifen hingegen nach jedem Trümmerstück von Hammer und Sichel, das ihnen aus Moskau hingehalten wird. Hier hat sich die Erkenntnis noch nicht durchgesetzt, dass in Putins Russland von der Sowjetunion nunmehr nur das imperiale und autoritäre Element übriggeblieben ist.
Aber kehren wir zurück zur Rechten, die sich 1991 mit einer neuen Situation konfrontiert sah. Mit dem endgültigen Ende der »bolschewistischen Bedrohung«, die rassentheoretisch aufgeladen das Denken der Rechten im 20. Jahrhundert fast durchgehend beherrscht hatte, rückte der andere Teil der deutsch-russischen Geschichte wieder stärker ins Bewusstsein. Bereits unmittelbar nach dem Mauerfall erinnerte das rechtsextreme Handbuch zur deutschen Nation an diese Tradition, als darin über die »Wiedergeburt Deutschlands« räsoniert wurde. Demnach belegte das »preußischrussische Bündnis in der Konvention von Tauroggen zur Abwehr des französischen Jochs […] die Notwendigkeit eines Widerlagers für Deutschland in der russischen Absicherung: Frankreich konnte geschlagen und Deutschland und Europa befreit werden.«[31] Die Geburt der nationalen Rechten aus dem Geist einer konservativ inspirierten Meuterei 1812 in Tauroggen, um endlich den Westen abzuschütteln, kommt dem Selbstverständnis der prorussischen Rechten heute erstaunlich nahe.
Das ist ihren russischen Gesprächspartnern selbstredend bekannt, weshalb sich auch Dugin 2012 im Gespräch mit seinen Bewunderern von Zuerst! auf die deutsch-russische Allianzen gegen Frankreich von Tauroggen bis Bismarck bezog. Russland, schloss der extravagante Gesprächspartner seine Ausführungen, habe schon bei der Reichsgründung 1871 geholfen und stets »ein starkes Deutschland auf dem europäischen Kontinent« unterstützt.[32] Heutige Autoren der deutschen Rechten ziehen in dieser Tradition eine »antikoloniale Linie« von Moeller van den Bruck bis Armin Mohler für »einen Aufstand der benachteiligten Völker gegen die Dominanz des westlich-liberalen Denkens.«[33] Diese klassischen Arbeiten der Antiwestler wurden also nicht nur grundlegend für die westliche Neue Rechte, sie fanden auch bei Dugin und seinen Lesern ein starkes Echo.[34] Dabei erweisen sich die Angebote Russlands an Deutschland heute mitunter als ähnlich dubios wie die Träume der Deutschen zwischen den Weltkriegen, da sich in ihnen die Kooperationsofferten kaum von den Dominanz- und Kontrollversuchen unterscheiden lassen.
Bis 1989: Aufstand der Völker

Als sei diese wechselhafte Geschichte im Verhältnis der deutschen Rechten zu Russland nicht schon verwirrend genug, lässt sich zudem ein weiterer Traditionsbruch feststellen, den gerade die heutigen »neurechten« Kreise in ihrer eigennützigen Hinwendung zu Putins Russland vollzogen haben. Noch in der alten Bundesrepublik war die Perspektive dieser Neuen Rechten, die in den 70er Jahren das Fundament für den heutigen Aufschwung legte, erstaunlich different vom aktuellen Kurs. Damals hatte sich unter der Fahne des Befreiungsnationalismus eine Art rechter Antiimperialismus entwickelt, der sich nicht nur gegen die USA, sondern auch gegen den sowjetischen Zentralismus richtete. Die Länder, auf deren Rücken heute die Achse Berlin-Moskau geschmiedet werden soll, galten zu Zeiten der Sowjetunion noch als vorrangige Verbündete. Günter Bartsch, Zeitzeuge und Teilnehmer an den Konstitutionsprozessen der Neuen Rechten in Deutschland, hat 1975 in seinem Bericht über die »Revolution von rechts« beschrieben, dass sich gerade seine Kreise nicht allein aus Antikommunismus, vielmehr auch aus Solidarität mit den osteuropäischen Völkern gegen den sowjetischen Hegemon gewandt hätten, um den »Kampf um nationale Selbstbestimmung und politische Freiheit« zu unterstützen. Der Blockkonflikt wurde als Komplizenschaft imperialer Superstrukturen gedeutet, die man selbst im Namen der souveränen Völker zu bekämpfen gedenke, woran der US-geführte Westen in Wahrheit gar kein Interesse zeige. Denn dadurch, dass der Westen weder 1956 in Ungarn noch 1968 in der CSSR eingegriffen habe, sei er »zum Komplizen des Moskauer Panzer-Imperialismus geworden.« Die Neue Rechte wolle »weder dies noch den Prager Frühling vergessen«, sondern empfahl »einen gemeinsamen Aufstand der osteuropäischen Völker, dem beizustehen sie bereit sei. Ihre Solidarität gilt auch den nationalen und oppositionellen Minderheiten in der UDSSR, wo sie mit einem Umsturz rechnet. Ihre besondere Sympathie genießt das ukrainische Volk, womit sie die Abkehr von der germanischen Herrenrassentheorie unterstreicht.«[35] (Letzteres wäre allerdings zu hinterfragen, da manche Rechtsradikale die Ukrainer mit Verweis auf die Wikinger der Kyjiwer Rus »rassenpolitisch« eingemeinden, aber die »antiimperialistische« Argumentation ist unverkennbar.) Bei Lichte betrachtet bedeutete dies den Abschied vom eigenen Reichsimperialismus; offensichtlich hatte die »revolutionäre« Rechte der Bundesrepublik in ihrer Gründungsphase noch das Gegenteil der Schmitt’schen Raumkonzeption vor Augen. Die Untätigkeit, die sie damals dem Westen vorwarf, war nichts anderes als das, was sie heute fordert: die Achtung des Interventionsverbots im fremden Großraum.
Für den damaligen Aktivisten und Autor Bartsch hatte in den 70ern nicht zuletzt eine zeitbedingte Mimesis an die Neue Linke den »Antikommunismus in einen Antiimperialismus« umgewandelt, der sogar »grundsätzlich taktische Bündnisse mit bestimmten kommunistischen Gruppen (Trotzkisten und Maoisten) erlaubt« habe.[36] Es sollte sich eine antisowjetische Querfront formieren, die umgekehrt zur derzeitigen prorussischen funktionierte. Dabei schob sich die Nationalitätenfrage vor die Frage nach den weltanschaulichen Differenzen. Im Fokus stand nun das Schicksal der »Randvölker«, die man analog zum Nationalismus des 19. Jahrhunderts als Schlüssel zum angestrebten Zerfall des sowjetischen Imperiums betrachtete. Mit dieser Denkfigur versuchte man hinsichtlich Osteuropas, Konzepte zu spiegeln, die in der Neuen Linken z. B. in Bezug auf Lateinamerika angewandt wurden, wobei die Rolle der USA hier von der Sowjetunion ausgefüllt wurde.
Zu Zeiten des Kalten Krieges wurden der baltische und ukrainische Nationalismus hofiert, westliche Länder des Ostblocks wie Ungarn, die CSSR und des Baltikums galten wegen ihres Souveränitätsstrebens gegenüber Moskau als leuchtende Vorbilder im antikommunistischen Freiheitskampf. Jedes nationale Bestreben innerhalb des Warschauer Paktes wurde im Sinne des eigenen Interesses gedeutet, die 1945 im Potsdamer Abkommen manifestierte politische und territoriale Neuordnung des ehemaligen Deutschen Reiches zu revidieren. Zur Lösung der gerade mit Blick auf die deutsche Teilung stets brennenden »nationalen Frage« setzten neurechte Gruppen allerdings auch auf Russland und die Teilrepubliken der Sowjetunion selbst. Eine stark nationalrevolutionär inspirierte Lageanalyse »neurechter« Theoriezirkel aus der Mitte der 70er Jahre erwartete im Fall von »Umwälzung« in der Sowjetunion und Osteuropa »einen gewaltigen Wiederaufbruch des deutschen Nationalismus«. Daher, so befand man, hingen die »außenpolitischen Voraussetzungen für den Erfolg der Neuen Rechten« in Deutschland wesentlich von »einer neuen russischen Revolution [ab], welche sich in der Tat bereits seit den fünfziger Jahren anbahnt.«[37] Jede innersowjetische Friktion, jede Autonomiebestrebung, die sich teils noch in den kommunistischen Parteien der Teilrepublik abbilden konnte, wurde genau beobachtet. Diese Praxis war das Gegenteil der heutigen imperialen Restaurations-Erwartungen. »Was geht in der Sowjetunion vor?«, fragten Nationalrevolutionäre Mitte der 70er Jahre mit Blick auf die diversen Fliehkräfte hoffnungsvoll: »Die Ukrainer, Krimtartaren, Litauer, Armenier – zahlreiche ›Randvölker‹ der UDSSR besinnen sich auf ihre nationale Eigenart, bilden illegale Gruppen und selbst Parteien, wehren sich durch die Überfremdung durch die ›Moskowiter‹ und erneuern ihre kulturelle Tradition. Lenin hatte das zaristische Reich als Völkergefängnis bezeichnet. So wird auch die UDSSR von all denen genannt, die vergebens erwarteten, daß der Kommunismus die nationale Frage lösen und eine auf Gleichberechtigung gegründete Ordnung schaffen würde.«[38]
Einer der zentralen Stichwortgeber dieser Richtung, Henning Eichberg, schrieb 1978 von den »Völkern in Unruhe«, die sich auf die Suche nach ihrer Identität begeben hätten und daher »[m]ultinationale Großreiche wie die USA und die Sowjetunion« bedrohten.[39] Er nannte nicht nur explizit die Ukraine, Georgien und das Baltikum, der neurechte Autor kam sogar zu einer Quintessenz, die seine Nachfolger heute kaum mit ihrer prorussischen Ausrichtung zusammenbringen könnten: »Wer auch nur eine Sprache oder Volksgruppe in Europa unterdrückt oder an ihrer eigenbestimmten Entwicklung hindert«, so Eichberg, »begeht damit einen Anschlag auf die europäische Kultur insgesamt.«[40] Ganz in der Tradition des 19. Jahrhunderts sah er im Nationalismus ein potentiell revolutionäres »›Gegenprinzip‹ zum multinationalen Imperialismus« und forderte, die »regionalistischen Befreiungsbewegungen« im Namen des Selbstbestimmungsrechts der Völker zu unterstützen, um die »Legitimität der Superstrukturen« aufzuheben.[41] Die Nationalrevolutionäre seiner Generation standen noch gegen den »Wodka- und Cola-Imperialismus«, eine Haltung, die umso leichter fiel, als Deutschland aus ihrer Sicht Opfer beider war. Zwar hatte weder ihr »ethnopluralistisches« Idealbild, das friedliche Nebeneinander sauber getrennter Ethno-Staaten, jemals eine historische Entsprechung noch wäre es angesichts der komplexen Besiedlungsstruktur (nicht nur) Osteuropas Garant eines dauerhaften Friedens gewesen, aber das »befreiungsnationalistische« Konzept wirkte zeitgemäß und wesentlich defensiver als der Nationalismus alter Schule. Der Unterschied zu ihren Nachfolgern heute, die sich an Moskaus imperiale Mission klammern, ist beachtlich.
Unterfüttert wurde diese Ausrichtung gegen Moskau noch dadurch, dass ukrainische Nationalisten nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland Zuflucht gefunden und eine Bündnistradition geschaffen hatten. Der Bekannteste unter ihnen war Stepan Bandera, NS-Kollaborateur und Führer der antisemitischen und nationalistischen OUN-Miliz, der 1959 im Münchner Exil vom sowjetischen Geheimdienst ermordet worden war. Auch nach dem Fall der Sowjetunion wurde das Aufkeimen ultranationalistischer und neofaschistischer Strukturen in diesen Ländern wohlwollend beobachtet. Die baltische Ablösung von der Sowjetunion wurde begrüßt, da man sich davon – auch mit Blick auf Königsberg – eine Erweiterung des deutschen Einflusses erhoffte.[42] Ebenso erfreut nahm man die affirmative Haltung zur Kenntnis, die sich in diesen Ländern mitunter gegenüber der historischen Kollaboration mit dem Nationalsozialismus entwickelte. Als nach der Jahrtausendwende in den baltischen Ländern und der Ukraine erste Denkmäler und Gedenkaufmärsche für die SS-Freiwilligenverbände bekannt wurden, reagierte der rechte Rand in Deutschland mit Genugtuung; endlich schienen sich mögliche Bündnisse zur Revision des verhassten kritischen Geschichtsbildes aufzutun. Aufgrund dieser Prozesse hatte das Interesse für die sowjetischen »Randvölker« lange im Vordergrund gestanden.
Selbst in der innerdeutschen Debatte zeichnete sich diese modernisierende Verschiebung weg von der Konterrevolution hin zur nationalen »Befreiung« ab. Davon berichtet auch die rechte Eigenliteratur, so weist eine Schrift zur Entwicklung der Neuen Rechten aus dem Antaios-Verlag darauf hin, dass »Neuzugänge« wie Günter Maschke oder Bernard Willms aus der Linken »die Perspektiven [verschoben] und […] sogar den gewohnten Primat des Antikommunismus« bestritten. »Willms erklärte etwa in seinem 1982 erschienenen Buch Die deutsche Nation, daß man die DDR nicht länger als Feind betrachten dürfe, sondern mit ihr in ›nationaler Koexistenz‹ leben müsse, um einen deutsch-deutschen Bruderkrieg zu verhindern.«[43] Langsam begann die extreme Rechte, die Entfremdung von den »Brüder und Schwestern« im Osten mehr zu fürchten als die Fragen von Eigentum und betrieblicher Mitbestimmung, die sie jahrzehntelang gegen den Kommunismus hatte kämpfen lassen. Als sich in den 80er Jahren mit dem NATO-Doppelbeschluss und der Hochrüstung die Frage des reinen Überlebens in der Blockkonfrontation neu stellte, wurden Stimmen laut, die schon wesentliche Elemente dessen artikulierten, was sich heute im Umfeld von AfD & Co. vernehmen lässt. Ein Blick auf diese Phase, beschrieben aus rechter Eigensicht, hilft daher, die heutige Verwirrung besser zu verstehen: »Ein großer Teil der konservativen Intelligenz wollte die Lage der Bundesrepublik überhaupt nicht länger nach den Regeln der Blocklogik bestimmen. Die Teilung des Landes wurde wieder stärker als Folge des ›Weltbürgerkriegs‹ verstanden, und die deutsche Situation erschien immer noch als die der ›Besiegten von 1945‹. An einigen Stellen war sogar eine Belebung des Tauroggen- und Rapallo-Mythos zu beobachten, es kam zu heftigen Debatten um die Westintegration und das Verhalten Adenauers angesichts der ›Stalin-Note‹ von 1952. Diese Rückkehr des nationalen Elements muß nicht nur als Voraussetzung für alle neuen Paradigmen der konservativen Intelligenz – Nationalstaat versus europäischer Bundesstaat, Forderung nach einer operativen Deutschlandpolitik, Ablehnung der multikulturellen Gesellschaft – betrachtet werden, hier entstand auch die Basis für eine Neubelebung, deren Erfolg die konservativen Veteranen selbst überraschte.«[44]
Diese Einschätzung wurde durch das Institut für Staatspolitik einige Jahre vor Gründung der AfD publiziert, und heute sind manche Erben der so beschriebenen Strömung bereit, im Sinne ihres antiwestlichen Paradigmas nicht nur die imperiale Restauration Russlands zu akzeptieren, sondern sich auch auf national eingefärbte Sowjet-Nostalgie einzulassen – vor allem wenn als Preis die Restauration zu Hause winkt. Jetzt scheint wieder der antiwestliche Charakter des russischen Imperiums zu überwiegen, und von Russland wird wieder die Rolle der Garantiemacht gegen den »dekadenten westlichen Liberalismus« gewünscht.
Mit zunehmender Neigung der Osteuropäer, eher auf die USA als auf Deutschland zu setzen, wurde der Blick auf die so lange geforderte »Souveränität« der Nachbarn allerdings ungnädig. Als sich immer deutlicher abzeichnete, dass EU und NATO als Partner für die osteuropäischen Nationen attraktiver waren als das alte Deutsche Reich, begann sich die Wahrnehmung zu ändern. Möglicherweise trug auch die amerikanische Entdeckung des »Neuen Europas« zur Entfremdung mit bei, denn die Länder Südost- und Ostmitteleuropas folgten US-Präsident Georg Bush 2003 bereitwilliger in den Irak-Krieg als die langjährigen Verbündeten im »alten« Westen. Allmählich wurde aufseiten der Rechten die gesellschaftliche Liberalisierung infolge der Westorientierung problematisiert, da mit ihr allerhand Freizügigkeiten, Gleichstellungsbestrebungen, Säkularisierung und Migration gefürchtet wurden. Insofern kam es der äußersten deutschen Rechten zupass, als sich der ehemals westorientierte Putin zunehmend in einen ultrakonservativen Kulturkämpfer, autokratischen Herrscher und imperialen Erneuerer wandelte. Selbst seine Verankerung im sowjetischen Geheimdienst fand sich zu seinen Gunsten ausgelegt. Hatte die Zeitschrift Criticón im Falle Gorbatschows noch den KGB als Strippenzieher der Reformen vermutet,[45] gereicht heute bei Putin der einstige Makel zum Lob: endlich Autorität! Für eine endgültige Renaissance des deutsch-russischen Verhältnisses musste allerdings die russische Geschichte von den marxistischen Überbleibseln gereinigt werden, was schließlich Putins »imperiale« Lesart der Sowjetunion ausreichend leistete. Auf der Basis dieses gegenseitigen Entgegenkommens konnten sich das autokratische russische Regime und die extreme deutsche Rechte über die historischen Gräben hinweg einander annähern.
In der Rückschau schwankte der deutsche Nationalismus in seiner Haltung zum Osten immer zwischen verschiedenen Positionen: Es gab den preußischen Traditionsstrang, der Ruhe an der Ostgrenze suchte, aber die slawischen Minderheiten im eigenen Land unterdrückte. Es gab den »abendländischen« Flügel, der Mitteleuropa dominieren wollte und sich nach Osten mit einer Pufferzone abzusichern gedachte. Völkische Rassentheoretiker sahen im Osten den dringend benötigten »Lebensraum«, den sie bis zum Ural zu kolonisieren anstrebten, andere wollten lieber mit Russland und später selbst der Sowjetunion den »Westen« besiegen. Manche planten auch alles in einem und wollten erst mit der Sowjetunion gegen den Westen zu Felde ziehen, um sich dann weiter nach Osten auszubreiten. Im Ergebnis dieser Orientierungen führte und verlor das Reich im 20. Jahrhundert zwei Mal einen Zweifrontenkrieg. Nach 1945 gab es Antikommunisten, die zähneknirschend unter dem Dach der US-geführten NATO verharrten, und Nationalisten, die den Westalliierten die deutsche Teilung nicht verziehen. Unter dem Einfluss der Neuen Linken entwickelte sich ein »Befreiungsnationalismus« gegen die Imperien Sowjetunion und USA; nach dem Mauerfall bekam aufgrund der Schwäche Osteuropas das Reichsdenken wieder neuen Schwung. Heute erhoffen sich manche von Putin die Restauration von Tradition und Autorität nach dem Vorbild des 19. Jahrhunderts, andere sehen die Ukraine als »nordischen Schutzwall« gegen die »asiatischen Horden« Russlands. Diese historisch-weltanschauliche Gemengelage ist die Ursache für die unterschiedlichen Haltungen gegenüber Russland und der Ukraine, die sich in den verschiedenen Fraktionen und Strömungen der äußersten Rechten abzeichnen. Hinter allem schlummern territoriale Ansprüche und der Wunsch nach nationaler Wiedergeburt, der von der russischen Propaganda geschickt bespielt wird. Ihnen allen gemeinsam ist jedoch ein Umgang mit der Geschichte, der nur die Elemente beachtet, die den jeweiligen Interessen dienen. Im Zweifelsfall werden je nach Opportunität Traditionen abgeschnitten oder umgedeutet, so dass am Ende der »Osten« doch näher ist als der »Westen«. Dieses Vorgehen einer Überschreibung der Geschichte mit neuen Bedeutungen zeichnet sich als ein dominierender Zug rechter Metapolitik ab und betrifft weitaus mehr Bereiche als nur das deutsch-russische Verhältnis.
»Klasse« statt »Rasse«? Versuche zur Umdeutung des Nationalsozialismus

Die Legende von den »linken Nazis«

Manche Operationen zur strategischen Umdeutung von Geschichte entfalten ihre Wirkung langfristig. In Deutschland wird von der äußersten Rechten an einer ähnlich tiefgreifenden Resignifikation der Nationalgeschichte gearbeitet wie in Russland. Während durch Putins Regime zur großen Begeisterung gerade der deutschen Rechten die sowjetische Geschichte rückwirkend in eine national-imperiale Erzählung umgedeutet wurde, ist hierzulande ein ähnliches Vorgehen in Bezug auf den Nationalsozialismus zu beobachten, den diverse geschichtspolitische Interventionen in ein immer »linkeres« Licht zu rücken suchen. Beide Umdeutungen erfüllen ihren Zweck, indem sie Blockaden zu beseitigen helfen. Die russische Neuformulierung erleichtert die Annäherung an einen strategischen Partner im Osten, da sie die Elemente verschwinden lässt, auf denen die jahrzehntelange Todfeindschaft gegenüber der Sowjetunion beruhte. Die Verschiebung des NS »nach links« hilft wiederum dabei, sich von diesem belastenden Traditionsbestand zu verabschieden, der vor allem international als Manko gilt.
Wie hinderlich die NS-Geschichte sein kann, hat einmal mehr die Affäre um den AfD-Spitzenkandidaten Maximilian Krah im Europawahlkampf 2024 bewiesen, der aus der extrem rechten ID-Europafraktion ausgeschlossen wurde, nachdem er gegenüber einer italienischen Zeitung SS-Mitglieder in Schutz genommen hatte. Trotz aller Übereinstimmungen in Migrationsfragen reagierten italienische und französische Nationalisten empfindlich gegenüber einer Organisation, die während des Zweiten Weltkriegs in ihren Ländern den Tod von Zehntausenden zu verantworten hatte – vor allem, da sich mit dem Hinauswurf der Deutschen gleich noch ein Konkurrenzkampf um die Führungsrolle in der gemeinsamen Fraktion beenden ließ.
Um diesen Makel der NS-Geschichte zu beseitigen, wird immer wieder eine Neuinterpretation der deutschen Vergangenheit in Angriff genommen, die ein zentrales Element des von Kubitschek geforderten »Kriegs« gegen die Geschichtsschreibung darstellt. In diesem Sinne stellt sich die extreme Rechte seit Jahrzehnten publizistisch und aktivistisch vehement gegen eine Sicht des 8. Mai 1945 als einen »Tag der Befreiung«.[1] Ihr Blick auf die Nationalgeschichte ist in Fragen des Weltkrieges nach wie vor apologetisch, kann sich dabei aber nicht mehr auf so breite gesellschaftliche Unterstützung berufen, wie noch in den Jahrzehnten der alten Bundesrepublik. Gerade diese Defensivposition hat sie in geschichtspolitischen Fragen aggressiver gemacht und zu hartnäckigen Interventionen geführt. Als ein zentrales und effektives Werkzeug wird dabei die systematische Verwendung von Begriffen abseits ihrer ursprünglichen Bedeutung genutzt, zumal sich deren Gehalt bei konsequenter Anwendung langfristig sogar verschieben lässt. Wie noch zu sehen sein wird, kann diese Methode auf eine lange Tradition zurückblicken.
Das Feld der Geschichte bietet damit für geschickte Provokateure vielfältige Interventionsmöglichkeiten, wie es die in historischen Fragen besonders hartleibige Politikerin und Vertriebenenfunktionärin Erika Steinbach schon mehrfach vorgeführt hat. Die dauerhafte geschichtspolitische Erkenntnisverweigerung der langjährigen CDU-Bundestagsabgeordneten war programmatisch; als Präsidentin des Bundes der Vertriebenen in Deutschland zählte sie zum rechten Flügel ihrer Partei, ehe sie schließlich zur AfD wechselte. Mittlerweile ist Steinbach Vorsitzende der AfD-nahen Desiderius-Erasmus-Stiftung. Noch in ihrer Zeit als CDU-Abgeordnete hatte sie öfter für Unmut gesorgt, da sie entsprechend ihrer Vertriebenen-Agenda wiederholt versuchte, die deutsch-polnische Annäherung zu hintertreiben. Schon 2010 sah sich das Auswärtige Amt zu einer Distanzierung genötigt, nachdem sie mit anderen Vertriebenenfunktionären ganz im Sinne rechtsextremer Geschichtsmythen Polen als den eigentlichen Aggressor für den Ausbruch des Zweiten Weltkriegs verantwortlich machen wollte.[2] Zudem war sie mit der Behauptung an die Öffentlichkeit gegangen, der Bund der Vertriebenen habe »mehr Widerstandskämpfer« in seinen Reihen, »als dass wir Nationalsozialisten haben«, und ruderte erst zurück, als ein umfassendes Forschungsprojekt detailliert das Gegenteil bewiesen hatte.[3]
Auch danach präsentierte Steinbach ihren eigenen Begriff von Geschichte immer wieder der Öffentlichkeit. Als politische Routinierin verfügt sie über ausreichend Erfahrung in öffentlicher Kommunikation und weiß, wie man einen Eklat initiiert – besonders hinsichtlich der Verbreitung falscher Zitate haftet ihr der Ruf einer regelrechten »Wiederholungstäterin« an.[4] Es dürfte daher keine politische Unbedarftheit gewesen sein, als sie am 1. Februar 2012 mit einem Kommentar auf der damaligen Medienplattform Twitter eine erneute geschichtspolitische Debatte auslöste. Steinbach schrieb: »Die NAZIS waren eine linke Partei. Vergessen? NationalSOZIALISTISCHE deutsche ARBEITERPARTEI …«[5]
Als Nachweis für diese Behauptung diente ihr allein die Kombination von »sozialistisch« mit »Arbeiter« im Parteinamen. Das, so ihre Schlussfolgerung, könne nur »links« ergeben – zumindest, wenn man wie Steinbach »national« als Bestimmung des Kompositums ignoriert.
Der Vorstoß löste einiges Kopfschütteln aus, doch die kurzfristige Empörung über die Aussage Steinbachs übersah, dass die These von den »linken Nazis« nicht nur sehr alt, sondern in rechten Kreisen durchaus verbreitet ist. In der alten Bundesrepublik zählte die Parole von den »linken Nazis« zu den Standardprovokationen aus den Reihen der CDU/CSU. 1979 startete Franz Josef Strauß als Kanzlerkandidat der CDU/CSU damit in den Bundestagswahlkampf gegen Helmut Schmidt. Dem Spiegel war dessen Einlassung, »Sowohl Hitler wie Goebbels waren im Grunde ihres Herzens Marxisten«, eine Titelgeschichte wert. Allerdings zeigte sich das Magazin damals skeptisch, ob diese Äußerung die von Strauß erwünschte mobilisierende Wirkung habe. Vielmehr, spottete der Leitartikel, könnte sie einen gegenteiligen Effekt bewirken: »Hier schlägt man zwei Fliegen mit einer Klappe. Man verärgert die alten Nationalsozialisten, überwiegend treue Wähler der CDU/CSU, und zwingt auch noch den mißmutigsten alten Sozi an die Urne«.[6] Tatsächlich sollte der gewohnheitsmäßige Polarisierer Strauß keinen Erfolg haben und Schmidt die Kanzlerschaft verteidigen. Gleichwohl greifen bis heute Autoren wie Michael Klonovsky, der ehemalige Redenschreiber Alexander Gaulands, zur Feder, um in langen Traktaten den »Kollektivismus« Hitlers nachzuweisen, der dann gleich zu »Woken« und »Grünen« verlängert wird.[7]
Doch das Phänomen ist nicht nur langlebig, sondern auch international. In den USA ist diese Behauptung noch populärer als in Deutschland. Donald Trump hat die Angewohnheit, seine demokratischen Gegenspieler als »Faschisten« und »Kommunisten« zugleich zu bezeichnen. Anstoß erregte er damit nicht, ein nennenswerter Anteil seiner Wähler ordnet den Nationalsozialismus auf dem linken Spektrum der Politik ein.[8] Dies mag einer Unkenntnis europäischer Geschichte geschuldet sein, entspringt aber auch einem traditionell anderen Selbstverständnis der US-Rechten, für das nicht wie in Europa der Obrigkeitsstaat, sondern signifikante Staatsferne prägend war. Die Erinnerung an staatlich angestoßene Konjunkturprogramme der eigenen Geschichte wie den New Deal oder umfassende staatliche Rüstungsprojekte scheint nach und nach aus dem historischen Gedächtnis zu verschwinden. Manche haben daraus die Konsequenz gezogen, dass jede Form staatlicher Intervention irgendwie Nazi-like sei, und ziehen mit entsprechender Rhetorik gegen Sozialpolitik, Arbeitsschutzgesetze und Waffenkontrolle zu Felde.[9]
Wie aber kommt heute der Mythos von den »linken Nazis« wieder in die deutsche Debatte, und wie ist er zu beurteilen? Immerhin gibt es Stimmen wie die des Historikers Götz Aly, der weit davon entfernt ist, den Nationalsozialismus zu verherrlichen, aber dennoch dessen Staat als »Volksstaat« mit vergleichsweise fortschrittlichen Elementen wie sozialer Durchlässigkeit und Innovationsschüben in der Steuer- und Sozialpolitik beschreibt. Für ihn hat der Nationalsozialismus durch verstärkte »soziale Aufwärtsmobilisierung der Massen« einen »Kernbestand der politischen Ideen des 20. Jahrhunderts« aufgenommen und mittels eines »im zeitgenössischen Vergleich beispiellose[n] soziale[n] Appeasement[s]« die eigene Machtbasis in der Bevölkerung zuverlässig stabilisiert.[10] Gibt Alys These vom nationalsozialistischen »Volksstaat« also dem Gerücht doch recht, demzufolge »Hitler ein Linker« gewesen sei, wie schließlich der Journalist Jan Fleischhauer in seiner Focus-Kolumne mit Blick auf den 1. Mai, den Muttertag und einige NS-Propagandawerke befand?[11]
Insgesamt scheint die Frage nach dem »linken« Gehalt des Nationalsozialismus also etwas komplizierter, weshalb ihr hier genauer nachgegangen werden soll. Dabei zeigt sich, dass es sich bei dieser Behauptung keineswegs um eine einzelne Provokation Steinbachs handelte, vielmehr gründet sie auf einer langen Geschichte, deren Rekapitulation zugleich eine Hilfestellung zur Einordnung heutiger rechter Kräfte gibt. Es ist also Zeit für eine detaillierte Tiefenbohrung zur Frage, wie »links« die Nationalsozialisten wirklich waren, um an diesem Beispiel die Verfahrensweisen der historischen Umdeutung transparent zu machen.
Goebbels in Dresden und Magdeburg – Karriere eines Zitats

Boris Reitschuster, ein ehemaliger Russland-Korrespondent des Magazins Focus, der sich in der Corona-Pandemie »alternativen« Meinungen zuwandte und fortan als »Klartext«-Journalist im Internet Follower sammelte, argumentierte mehr als ein Jahrzehnt nach Steinbach nach demselben Muster. Aufgrund der Selbstbezeichnung »Arbeiterpartei«, meint er auf seiner eigenen Plattform, stehe die Zugehörigkeit der Nazis zur Linken außer Frage, als finale Deutungsautorität bringt er die Meinung seiner »Oma« ins Spiel.[12] Zudem zitiert Reitschuster einen Satz, der in dieser Frage seit vielen Jahren regelmäßig als Beweis dafür angeführt wird, woher die Nazis eigentlich kamen. Er soll auf den NS-Propagandaminister Joseph Goebbels zurückgehen und lautet: »Der Idee der NSDAP entsprechend sind wir die deutsche Linke. Nichts ist uns verhaßter als der rechtsstehende nationale Besitzbürgerblock.«
Das Zitat ist beliebt, es findet sich vielfach in Blogs und Kommentaren von Rechten und »Querdenkern« platziert, allein auf Twitter/X wird es in einem kaum mehr zu überschauenden Ausmaß wiedergegeben. Doch geistert das angebliche Goebbels-Wort nicht allein durch die digitale Sphäre. In analogen Zeiten war die Behauptung ebenfalls schon präsent, jedoch meist in einschlägigem Umfeld: In Criticón stellte sie 1991 ein Autor einer ebenso ausführlichen wie steilen Argumentation voran, warum Hitler eigentlich auf Marx zurückzuführen sei,[13] und der ehemalige SS-Mann und langjährige Bundesvorsitzende der Republikaner, Franz Schönhuber, verwendete den Satz 2002 in einem Beitrag für die rechtsextreme Zeitschrift Nation und Europa.[14] In der Preußischen Allgemeinen Zeitung tauchte er in einem lobenden Artikel über ein Handbuch Linksextremismus auf, das ein Hausverlag der extremen Rechten veröffentlicht hatte.[15] Offensichtlich handelte es sich dabei um eine bewährte Allzweckwaffe zum Nachweis, warum die Linken eigentlich für jede Fehlentwicklung, inklusive des Nationalsozialismus, die Verantwortung trügen.
Ihre wirkungsvollste Verwendung fand die Sentenz schließlich während der Feierlichkeiten zur deutschen Einheit am 3. Oktober 2016 in Dresden, wo sie auf einem Plakat rechter Demonstranten präsentiert wurde und zum attraktiven Fotomotiv der anwesenden Presse avancierte. Durch die anschließenden Berichte und Bilder bekam die Behauptung noch mehr Reichweite.[16] Danach folgte der Sprung in die große Politik, und das Goebbels-Zitat schaffte es durch die AfD in den Landtag von Sachsen-Anhalt: Bei einer Debatte im März 2023 über die Verabschiedung des nationalsozialistischen Ermächtigungsgesetzes 90 Jahre zuvor verstieg sich der AfD-Abgeordnete Oliver Kirchner zu der Aussage, die Nationalsozialisten seien »Linke« gewesen und »keine Rechten«. Darauf aufbauend attackierte er die SPD äußerst scharf und machte die politische Linke für die NS-Opfer verantwortlich. Wie schon die schlechtgelaunten Demonstranten führte auch Kirchner als Beleg für seinen Versuch, das Gedenken gegen die damaligen Opfer zu drehen, die angebliche Aussage von Joseph Goebbels zum »linken« Wesenskern des Nationalsozialismus ins Feld.[17]
Die Beispiele zeigen, dass das Zitat in bestimmten Milieus sehr verbreitet ist, denn seine Wirkung ist offensichtlich. Der Satz ist prägnant, kommt vorgeblich von berufener Seite und eignet sich hervorragend dafür, die gesamte historische Schuld für die zentrale Katastrophe der deutschen Geschichte einfach dem Gegner zuzuschieben. Damit bietet er die Gelegenheit, die lästige »Vergangenheitsbewältigung« nicht einfach zu beenden, sondern im eigenen Sinne umzuwerten, wirkt die Behauptung doch in letzter Konsequenz auf die Gegenwart: Wenn die Nazis »eigentlich« Linke waren, dann ist damit die politische Rechte vollständig rehabilitiert. Der verhasste Antifaschismus hat die Seiten gewechselt und kann endlich entsorgt werden. Angesichts des Gewichts dieser Zeilen wäre längst ihre quellenkritische Überprüfung geboten gewesen. Diese wurde jedoch von jenen, die das vorgebliche Goebbels-Zitat in den vergangenen Jahren in so hoher Frequenz verbreitet haben, nicht geleistet. Das soll hier nachgeholt werden, schließlich ist der langjährige Gebrauch des Zitats in der rechten Publizistik ein hervorragendes Lehrstück dafür, welche Methoden für die kontinuierliche Zerstörung historischer Urteilskraft angewendet werden. Wie zu sehen sein wird, verwandelt solche Quellenkritik historische Forschung mitunter in kleinteilige Detektivarbeit, die durchaus ihren Reiz haben kann, vor allem wenn am Ende alles anders ist als bislang dargestellt.
Zunächst fällt auf, dass die Herkunft des Zitats in wenigen Fällen, in denen es zum Einsatz kam, überhaupt näher spezifiziert wurde; demnach soll Goebbels den Satz am 6. Dezember 1931 in der von ihm herausgegebenen Gauzeitung der Berliner NSDAP, Der Angriff, publiziert haben. Jedoch wurde das Zitat nicht am Original geprüft, stattdessen findet sich, wenn überhaupt, eine 1983 von Wolfgang Venohr publizierte Dokumentensammlung als Quelle angegeben. In diesem Buch sind die Goebbels-Worte dann tatsächlich mit dem Hinweis »Der Angriff« und dem Datum 6. Dezember 1931 zu lesen.[18]
Mit dieser Quellenangabe ist die Frage nach der Herkunft jedoch nicht beantwortet, vielmehr beginnt damit das Problem erst. Der fragliche 6. Dezember 1931 war ein Sonntag, Goebbels’ Zeitung aber erschien sonntags nicht. Ein Gang ins Archiv bestätigt, dass 1931 keine Nummer des Angriffs auf diesen Tag datiert, Ausgabe 219 wurde am Sonnabend ausgeliefert, den 28. November, und die Nummer 220 folgte am Dienstag, den 8. Dezember (die Lücke entstand durch ein behördliches Erscheinungsverbot[19]). In keiner der Ausgaben in den Wochen davor oder danach findet sich der entsprechende Satz. Zwar gab es eine Ausgabe des Angriffs vom 6. Dezember 1932, womit immerhin möglich wäre, dass Venohr sich lediglich im Jahr vertan hätte, aber auch dort ist die Formulierung nicht enthalten.[20] Ebenso wenig ist sie in den während des »Dritten Reiches« aufgelegten Sammlungen von Goebbels’ Leitartikeln aus der »Kampfzeit« zu entdecken.[21] Dafür bestärkt die Lektüre dieser Texte den Eindruck, das Zitat füge sich insgesamt nicht in den üblichen Duktus des führenden NS-Propagandisten ein, der recht selten den Parteinamen »NSDAP« verwendete und lieber von »Volk« und »Bewegung« sprach. Es gibt daher einigen Anlass, an der Echtheit dieser brisanten Behauptung zu zweifeln, Goebbels habe die NSDAP als »die deutsche Linke« bezeichnet.
Die älteste verifizierbare Druckfassung dieses Zitats ist zunächst in Venohrs Buch von 1983 zu finden, von wo aus sie über Jahre ihre Reise durch die Öffentlichkeit angetreten hat. Mit archivarischer Hilfe ließ es sich im Original allerdings auf einen anderen Ursprung jenseits von Goebbels zurückführen. Es stammt aus einem Artikel, der bereits am 6. September 1931 in der nationalsozialistischen Niedersächsischen Tageszeitung erschienen war und in dem ein mit »H.« zeichnender Autor weltanschauliche Fragen diskutiert. Der Text gibt einigen Einblick in die Selbsteinschätzung der Partei, weshalb er hier kurz betrachtet werden soll. Unter der Frage, ob die NSDAP eine »nationale Rechtspartei« sei, wird darin zunächst die klassische Position des »Nationalen« als überkommen verworfen, da sie zu sehr an die alten wilhelminischen Eliten gebunden gewesen wäre. Das »Bismarckreich«, heißt es in tatsächlicher Anlehnung an linke Begriffe, sei »ein bürgerlicher Klassenstaat« gewesen. In der Welt des 19. Jahrhunderts habe als Rudiment der Gedankenwelt von 1848 »[a]usschließlich das liberale Bürgertum« die »Nation« repräsentieren können, der »preußische Adel«, die »Bauern« und »Arbeiter« seien jedoch ausgeschlossen worden. Daher sei der Nationalsozialismus in diesem klassischen Sinne weder »national« noch »rechts« oder eine »Partei«, vielmehr habe ihm gegenüber die Terminologie der Vergangenheit ihre Bedeutung verloren, denn »zur Umwertung der Werte« gehöre der Rückgriff »auf den ursprünglichen Sinn.« In der Neudefinition von »Nation« kam nun die nationalsozialistische Weltanschauung voll zum Tragen: »Nation ist die Geburts- und Ursprungsgemeinschaft, ist das Volk als Bluts- und Schicksalsgemeinschaft: das ganze Volk! National sein heißt also völkisch sein, und nur in diesem Vollsinne des Wortes sind wir national.« Letztlich findet sich in dem Artikel der sattsam bekannte Anspruch der NSDAP wieder, über den klassischen Parteien die »Volksgemeinschaft« der Deutschen zu repräsentieren, als »völkisch-sozialistischen Kampfbund«, wie es zeittypisch ausgedrückt wird. Um Missverständnisse auszuschließen, worum die Bewegung kreise, endet der Text mit Pathos und Goethe-Anleihe: »In ihren Tiefen begreifen lässt sich die nationalsozialistische Volksbewegung nur vom Zentrum der völkischen Idee, aus dem Gesetz, wonach wir angetreten.«
Damit argumentiert der Artikel für die NS-Weltanschauung exemplarisch, denn was zunächst als »Klassenfrage« gestellt worden zu sein scheint, löste sich schließlich in der »Rassenfrage« auf. Der positive Bezug auf den preußischen Landadel wich deutlich von der Programmatik der Arbeiterbewegung ab, nur der antibürgerliche Affekt wirkte ähnlich radikal. Aus dieser Perspektive scheint die Distanz zum klassischen »rechten Besitzbürgertum« schlüssig, die dann tatsächlich in jenem Satz formuliert wird, der bis heute – leicht abgewandelt – durch die Öffentlichkeit geistert: »In Wahrheit, der Idee der nationalsozialistischen Arbeiterbewegung entsprechend, ist die NSDAP. die deutsche Linke. Nichts ist uns verhaßter, ist schärfer, bis zur Vernichtung zu bekämpfen als der ›rechtsstehende‹, ›nationale‹ Besitzbürgerblock!«[22] Allerdings sind im Original die Begriffe »rechtsstehend« und »national« in Anführungszeichen gesetzt, um zu unterstreichen, dass die bürgerlichen Parteien diesen inhaltlichen Anspruch mangels Bindung an das deutsche Volk gar nicht umzusetzen in der Lage seien. Der Text wertet die NSDAP keineswegs als »links«, sondern beansprucht für sie eine völlig neue Qualität als eine das deutsche Volk in allen Schichten erfassende »Bewegung«, die mit den Kategorien des 19. Jahrhunderts nicht mehr zu fassen sei.
Da diese nationalsozialistische Standortbestimmung als Leitartikel prominent platziert war, ist es sehr wahrscheinlich, dass die Signatur »H.« auf den damaligen Schriftleiter der Niedersächsischen Tageszeitung, Joachim Haupt, hinweist. Haupt war einerseits »alter Kämpfer«, also ein sehr früher Aktivist des NS, zählte aber auch zur später parteiintern in Ungnade gefallenen »Nationalsozialistischen Arbeitsgemeinschaft«, dem nationalrevolutionär orientierten norddeutschen Parteiflügel. So gekonnt er auch die terminologischen Topoi der NS-Volksgemeinschaft abarbeitet, der Angriff auf die »Besitzbürger« kann kaum als repräsentativ gelten. Der recht umtriebige »NS-Multifunktionär« war bereits während der Röhm-Krise 1934 ins Visier der SS geraten und wurde später – offiziell wegen Homosexualität, tatsächlich aber aufgrund interner Konkurrenzkämpfe – seiner Posten enthoben und aus Partei und SA ausgeschlossen.[23] Haupts Weltbild war nicht vom Gedanken des Klassenkampfes geprägt, sondern er wollte die zeittypische Vermischung eines »fundamentale[n] Antisemitismus mit der Kritik an Kapitalismus und Demokratie« zur »organischen« Synthese des Nationalsozialismus bringen.[24] Das »linke« oder »sozialistische« Element darin beschränkte sich auf unbestimmte Gerechtigkeitsvorstellungen innerhalb einer durch »blutliche« Abstammung bestimmten »Volksgemeinschaft«, entsprach also voll und ganz der nationalsozialistischen Weltanschauung.
Als Zwischenbilanz dieser Nachforschungen über ein Zitat, mit dem heute AfD & Co. die Geschichte rückwirkend ändern wollen und im Parlament ihre Gegner anpöbelten, lässt sich also festhalten: Weder wurde es vollständig wiedergegeben, noch stammt es von Goebbels und ist auch nicht am behaupteten Ort zur behaupteten Zeit erschienen. Und schließlich steht es in einem Kontext, der einen anderen Sinn ergibt als seine heutige Verwendung. All das nachzuprüfen hatte Wolfgang Venohr unterlassen, als er das angebliche Zitat in Umlauf brachte.
Doch wer war dieser Wolfgang Venohr eigentlich? Venohr, Jahrgang 1925, war kein unbeschriebenes Blatt. Er hatte sich mit 17 Jahren freiwillig zur Leibstandarte Adolf Hitler der Waffen-SS gemeldet und in ihren Reihen am Krieg teilgenommen. Nach der Niederlage studierte er Geschichte und Germanistik und wurde in der Bundesrepublik ein gefragter Journalist und Autor. Als solcher verwandte Venohr viel Energie darauf, die Deutschen vor allem an die Größe Preußens zu erinnern und von historischen Schuldfragen zu entlasten. Seine Kriegserinnerungen an die »Abwehrschlacht«, wie er den Zweiten Weltkrieg deutete, erschienen in der Edition der Rechtspostille Junge Freiheit, für die er neben anderen Blättern der äußersten Rechten auch als Autor tätig war.[25] Der Sinus-Verlag, der die zitierte Dokumentensammlung herausgab, war weltanschaulich ebenfalls einschlägig ausgerichtet.[26] Bemerkenswert an Venohr war ein gewisses Faible für die nationalrevolutionäre Strömung, weshalb er in frühen Forschungsarbeiten bereits als einer der »entscheidende[n] Köpfe der Neuen Rechten« in der Bundesrepublik gewertet wird.[27] Seit 1965 war Venohr vor allem als Chefredakteur der Produktionsgesellschaft Stern-TV einflussreich und arbeitete in diesem Rahmen viel mit dem namhaften Stern-Autor Sebastian Haffner zusammen. Bei der von ihm besorgten Dokumentensammlung, in der er die Goebbels-Sentenz zitiert, handelt es sich um Manuskripte und Diskussionsprotokolle einer Fernsehreihe zu 500 Jahren deutscher Geschichte mit dem Titel »Dokumente Deutschen Daseins«, die Venohr für das ZDF gestaltet und moderiert hat. Mit ihm diskutierten dort der Historiker Helmut Diwald, ebenfalls Kriegsteilnehmer und zu diesem Zeitpunkt schon ausgewiesener Geschichtsrevisionist, und der nach dem Krieg zurückgekehrte England-Emigrant Haffner, der mit Venohr zumindest eine Faszination für Preußen und den Nationalrevolutionär Ernst Niekisch teilte.[28] Da die Diskutanten für damalige Verhältnisse unkonventionell und mit manchmal überraschenden Perspektivwechseln auftraten, war die zwischen September 1977 und Mai 1979 ausgestrahlte Sendung recht populär.[29]
In dieser Runde stellte Venohr seinen Gästen nun das (angebliche) Goebbels-Zitat vor. Kurioserweise hinterfragte man in der anschließenden Debatte zwar nicht die Herkunft des Zitates, dessen Gehalt wurde jedoch bereits ganz anders gedeutet als von seinen heutigen Nutzern. Im weiteren Gesprächsverlauf wurden zahlreiche Argumente dafür aufgebracht, dass die Deutschen zwar ahnungslos, verführt und unschuldig gewesen seien, als sie Hitler folgten, aber von »linken Nazis« war keine Rede. Vielmehr wurde – ganz dem Geist der Nationalrevolutionäre von vor 1933 verpflichtet – betont, der NSDAP sei der revolutionäre Elan mancher ihrer Anhänger unerwünscht gewesen, weshalb ihn die Parteiführung im Bündnis mit den alten Eliten vehement bekämpfen musste. In der TV-Diskussion vertrat man die Meinung, das »deutsche Großkapital« habe aus Angst vor einer unkontrollierbaren Dynamik in der »Hitlerpartei« dafür gesorgt, »daß die nationalen Sozialisten der NSDAP rechtzeitig liquidiert wurden.«[30] Das war ein Hinweis auf jene Röhm-Krise 1934, also die Niederschlagung einer als unbotmäßig empfundenen SA-Führung, zu der der wohl tatsächliche Urheber des Zitats, Joachim Haupt, enge Kontakte pflegte. Von einem »linken« Charakter des NS-Regimes gingen also selbst die TV-Diskutanten um Venohr nicht aus, im Gegenteil, für sie war gerade diese Tradition in der NSDAP gleich zu Beginn des »Dritten Reiches« abgeschnitten worden; »linke« Nazis für den Krieg und die Verbrechen verantwortlich zu machen, wie es die AfD anhand des Zitats versucht, kam der Diskussionsrunde nicht in den Sinn.
Den Hintergrund, vor dem der angebliche Goebbels-Satz zur Sprache gekommen war, bildete die Frage, inwiefern soziale Motive bei der Wahlentscheidung der Deutschen für Hitler eine Rolle gespielt haben könnten. Doch selbst Venohrs apologetische Runde blieb bei diesem Punkt skeptisch. Sebastian Haffner, der »Linke« unter den Diskutanten, vertrat den entgegengesetzten Standpunkt, die Arbeiterschaft sei »bis einschließlich 1933 noch die einzige große Bevölkerungsgruppe« gewesen, die »geschlossen« gegen Hitler gestanden habe. Diwald pflichtete ihm insofern bei, dass seiner Ansicht nach die umfassende Unterstützung des NS-Regimes erst nach 1933 eingesetzt habe und weder sozialistisch oder faschistisch, sondern rein materiell motiviert gewesen sei. Er nannte sie »eine Zustimmung und ein Plebiszit des Küchentischs und der Lohntüte!«[31]
Eine quellenkritische Untersuchung des verbreiteten Goebbels-Zitats, mit dem die AfD und ihr Umfeld ihre Behauptung zu belegen versuchen, lässt die Konstruktion, die Nazis seien eigentlich Linke (und im Umkehrschluss Linke eigentlich Nazis), also schnell in sich zusammenbrechen. Wie der Publikationskontext zeigt, hatten nicht einmal die Gesprächspartner Venohrs die These von den »linken Nazis« im Sinn, als sie sich über Goebbels austauschten. Zwar urteilten sie auffallend milde, entschuldigten vieles und verzerrten manches, aber als unmittelbare Zeitzeugen war allen Beteiligten klar, wie wenig die Worte eines Goebbels mit der Wahrheit zu tun hatten. Das bedeutet, dass seit Jahrzehnten ein falsch zugeordnetes und fehlerhaft wiedergegebenes Zitat in der vornehmlich rechten Öffentlichkeit kursiert, das zudem noch aus dem Kontext seiner Schöpfung gerissen und uminterpretiert wurde. Die AfD und ihr propagandistisches Umfeld haben diese Verzerrung aus dem noch relativ geschlossenen Spektrum extrem rechter Publizistik, in dem der Satz seit den 80ern herumgeisterte, via soziale Medien und durch eine Parlamentsrede schließlich in die deutsche Öffentlichkeit transportiert. Der von ihr verbreitete Inhalt ist historisch falsch und ihr Vorgehen demagogisch, irreführend und unredlich – aber insgesamt beispielhaft für die Methode, mit der die AfD (nicht nur) ihre Geschichtspolitik gestaltet.
Goebbels’ Angriff auf die Linke

Nachdem Herkunft und der Kontext des Zitates geklärt worden sind, soll noch weiter seiner Aussage vom »linken Charakter« des Nationalsozialismus nachgespürt werden. Zu Goebbels passte diese Einschätzung jedenfalls nicht, da der Begriff »links« in anderen seiner Texte dieser Zeit viel zu negativ konnotiert ist und sich eine plötzlich positive Identifikation mit »links« schlecht in seine übliche Verwendung einfügt. Tatsächlich hat Goebbels sich 1928 im Angriff sogar selbst über falsche Zuordnungen beklagt und für die NSDAP – ganz wie später Haupts Zeitungsartikel – eine Mittelposition in Anspruch genommen. Goebbels schreibt: »Die nationalsozialistische Bewegung hat ihre Ursachen in dem Versagen der marxistischen und bürgerlichen Kräfte des deutschen Parlamentarismus. Ihre Anfänge resultieren aus einer scharfen Proteststellung gegen die Reaktion von rechts und links, und daher befindet sie sich seit der ersten Stunde ihres Bestehens bis heute zwischen zwei Feuern: von links wird ihr vorgeworfen, sie sei kapitalistisch und von rechts, sie sei bolschewistisch.«[32] In dieser Frage war die Antwort stets, dass der Nationalsozialismus keine Partei, sondern eine »Volksbewegung« sei und daher aus den überkommenen Kategorien herausfalle, ganz wie auch im wohl originalen Text von Joachim Haupt dargelegt.
Allerdings gibt es genug hieb- und stichfest überprüfbare Beispiele, in denen Joseph Goebbels (wie auch Haupt) den Begriff des »Sozialismus« für sich und seine Partei in Anspruch nahm. Daher stellt sich die Frage, was zu dieser Zeit in völkischen Kreisen eigentlich unter diesem Begriff verstanden wurde. Die Antwort findet sich bei Goebbels selbst. Unter dem Titel »Unser Sozialismus« hält er 1932 in seinem Berliner Kampfblatt Der Angriff fest, es sei das Ziel seiner Politik, die Arbeiter wieder »in die Nation einzufügen«. In der Beschreibung des »Sozialismus« der NSDAP formuliert er dann jedoch das Gegenteil der klassischen Programmatik, die aus der internationalen Arbeiterbewegung bekannt war: »Sozialismus bedeutet nicht Gleichmacherei. Er hat weder mit Pazifismus noch mit Internationalität das geringste zu tun. Er ist nicht eine Lehre der Schwäche, sondern der Stärke. Der marxistische Sozialismus hat die Klassen gegeneinander gehetzt und damit das organische Gefüge des Volkes aufgeweicht. Der nationalsozialistische Sozialismus dagegen schließt die Klassen zusammen und schmiedet damit das Volk zu einer unlösbaren Blutseinheit aneinander.«[33]
Vor allem durch den antiegalitären Kern ist in dieser Definition die klassische Programmatik der Bewegung nicht mehr wiederzuerkennen, deren zentrale Forderungen in Gleichheit, Internationalismus und Gemeineigentum bestanden und die das universalistische Ziel der allgemeinen Emanzipation über Klassen-, Staats- und Geschlechtergrenzen hinweg verfolgte.[34] Bei Goebbels »Sozialismus« handelt es sich also um eine sehr spezifische Konstruktion, die sich bei Übernahme des Begriffs nicht aus der Tradition der Linken, sondern vielmehr ihrer Negation speiste.
Dafür, dass sich im Angriff, dem Venohr Goebbels’ Bekenntnis zur Linken entliehen haben will, mehr Positionierungen zu einem solchen »Sozialismus« als in anderen NS-Publikationen finden, gab es einen spezifischen Grund. Das unter Goebbels persönlicher Leitung stehende Blatt, so ist einer Untersuchung des US-amerikanischen Historikers Russel Lemmons zu entnehmen, war in seinen Themen nicht auf Bauern oder das Bürgertum zugeschnitten, sondern zielte bewusst auf das großstädtische Arbeiter- und Angestelltenmilieu. Diese Ausrichtung war nur folgerichtig, denn aufgrund der Sozialstruktur der hochurbanen und industrialisierten Stadt Berlin konnte es sich die Partei dort nicht leisten, auf »proletarische« Themen zu verzichten. Goebbels wusste genau, dass für die geplante »Eroberung« Berlins die Stimmen der Arbeiterinnen und Arbeiter unverzichtbar waren. Im Zentrum stand jedoch nicht der Klassenkampf der Linken, sondern eine Integration dieser Zielgruppe in das entgegengesetzte Konzept der »Volksgemeinschaft«, wie Lemmons nachzeichnet: »Die Propaganda des Angriffs half dabei, die ›Volksgemeinschaft‹ zu schaffen, die so eine wichtige Rolle in der Nazi-Ideologie spielte. Um dieses Ziel zu erreichen, war der Klassenkonflikt hinderlich. Das Blatt tat daher alles, um die kommunistischen Versuche zu diskreditieren, den Klassenhass zu säen.«[35]
Goebbels hatte sich 1928 im Angriff auch längst der Namensgebung der NSDAP angenommen, die Erika Steinbach noch fast ein Jahrhundert später umtreiben sollte. Er hat die Frage in zwei Artikeln beantwortet, in »Warum sind wir Sozialisten?« und »Warum Arbeiterpartei?«. Seine Texte machen den veränderten Schwerpunkt dieser Begriffe im Gebrauch seiner Partei deutlich: »Wir sind Sozialisten, weil wir im Sozialismus, das heißt im schicksalsmäßigen Angewiesensein aller Volksgenossen aufeinander die einzige Möglichkeit zur Erhaltung unserer rassemäßigen Erbgüter und damit zur Wiedereroberung unserer politischen Freiheit und zur Erneuerung des deutschen Staates sehen.« Es gehe ihm um »mehr als um den Achtstundentag«, betont er, eine der ältesten Forderungen der Arbeitskämpfe aufnehmend. Viel wichtiger sei doch die »Formung einer neuen staatlichen Bewußtheit, die jeden schaffenden Volksgenossen umschließen« solle.[36] Goebbels propagierte demnach seinen »Sozialismus« als eine Kampfgemeinschaft der Rasse und des Staates, nicht der ausgebeuteten Arbeitermassen. Zur Frage, wer sich in der NSDAP vereine, nimmt er gleich darauf Stellung: »Wir nennen uns Arbeiterpartei, weil wir den Begriff Arbeit aus seiner gegenwärtigen Verfälschung herausreißen und ihn wieder in seine ursprünglichen Rechte einsetzen wollen.« Nicht die gesellschaftliche Stellung des Einzelnen, sondern die Ergebenheit in das Schicksal sei maßgebend, die Frage also, »wie ich die Stelle, an die mich Gott gestellt hat, ausfülle«. Eine solche Definition des Arbeiters war das Gegenteil der konkreten Forderungen nach Mitbestimmung, Arbeitsschutz, Absicherung und anderer gewerkschaftlicher Themen, die die Arbeiterbewegung umtrieben. Nach Glauben der Nationalsozialisten waren diese Dinge nachrangig und sollten durch die »Volksgemeinschaft« aufgehoben werden. Überhaupt, schreibt Goebbels, lehne man den Gleichheitsgedanken, seit 1789 immerhin einer der Fixpunkte des revolutionären Gedankens, ab: »Wir sind keine Gleichmacher und Menschheitsanbeter. Wir wollen Schichtung des Volkes, hoch und niedrig.«[37] Natürlich durfte auch die typisch nationalsozialistische Unterscheidung zwischen dem produktiv »schaffenden« Deutschen und seinem destruktiven Widerpart, dem Juden, nicht fehlen, der, wie auch Hitler selbst betonte, die Arbeit als »etwas Minderwertiges« betrachte.[38] Der Arbeitsbegriff des Nationalsozialismus hatte nichts mehr mit labour zu tun, sondern orientierte sich am Mythos des »schöpferischen Ariers«. Goebbels veröffentlichte im Angriff und anderen an Arbeiter gerichteten Agitationsbroschüren unzählige antisemitische Attacken, in denen die dort gepflegte »sozialistische« Rhetorik unmissverständlich völkisch gerahmt wurde.[39] Während Goebbels versuchte, den einzelnen »deutschen Arbeiter« ins nationalsozialistische Lager zu ziehen, ordnete er das organisierte Proletariat als eine Agentur der jüdischen Weltherrschaft in die Sphäre des Parasitären, Negativen und Degenerierten ein: »Auf dem Asphalt der modernen Großstädte errichtet der Weltjude die imperialistische Diktatur des roten Goldes; ihre Säulen sind Presse, Arbeiterbewegung, Parlament und Feigheit der bürgerlichen Parteien.«[40]
Die antisemitisch aufgeladene Feindschaft gegen Presse, Gewerkschaften und Demokratie blieben wesentliche Inhalte des Nationalsozialismus, an denen auch diverse Begriffsübernahmen nichts änderten. Im Unterschied zu anderen Rechtsparteien bot der Nationalsozialismus jedoch auch den unteren Gesellschaftsschichten eine stärkere Integration in die Nation an, solange sie »deutsches Blut« hatten und keine dem NS-Regime feindlichen Anschauungen vertraten. Diese relative Durchlässigkeit zählte zu den modernen Bestandteilen der NS-Bewegung, die sie von der klassischen Reaktion des 19. Jahrhunderts mitsamt ihres Klassendünkels unterschied.
Zur richtigen Einordnung der Terminologie ist es abschließend nur angemessen, auf Adolf Hitler als die Person mit der obersten Richtlinienkompetenz in Fragen der nationalsozialistischen Weltanschauung zu verweisen. Aus einer dafür wohl autoritativen Quelle wird ersichtlich, dass diese Rechts-links-Scharade von den Nationalsozialisten selbst gefördert wurde, um dem Gegner zu schaden. Im siebten Kapitel des zweiten Bandes von Mein Kampf geht Hitler detailliert auf diese Taktik ein und erklärt sie am Beispiel der intensiven Verwendung der Farbe Rot in der NS-Parteipropaganda. Offensichtlich war es deshalb zu Irritationen gekommen, weshalb sich Hitler zu einer Klarstellung genötigt sah; Heinrich August Winkler zufolge war es sogar eines von Hitlers Hauptanliegen beim Abfassen des Buches, den Irrtum aus der Welt zu schaffen, seine Partei verfolge »sozialistische Ziele« und tarne »revolutionäre Politik nur schwarz-weiß-rot«.[41]
Tatsächlich war das Vorgehen umgekehrt. Bei der Farbwahl handelte es sich um einen Akt symbolpolitischer Subversion, eine feindliche Übernahme zur Provokation von Aufmerksamkeit und vor allem des linken Gegners, wie Hitler in seinen Ausführungen unmissverständlich deutlich macht: »Schon die rote Farbe unserer Plakate zog sie in unsere Versammlungssäle. Das normale Bürgertum war ja ganz entsetzt darüber, daß auch wir zum Rot der Bolschewiken gegriffen hatten, und man sah darin eine sehr zweideutige Sache. Die deutschnationalen Geister flüsterten sich im stillen [sic!] immer wieder den Verdacht zu, daß wir im Grunde genommen auch nur eine Spielart des Marxismus wären, vielleicht überhaupt nur verkappte Marxisten oder besser Sozialisten. Denn den Unterschied zwischen Sozialismus und Marxismus haben diese Köpfe bis heute noch nicht begriffen. Besonders als man auch noch entdeckte, daß wir in unseren Versammlungen grundsätzlich keine ›Damen und Herren‹, sondern nur ›Volksgenossen und -genossinnen‹ begrüßten und unter uns nur von ›Parteigenossen‹ sprachen, da schien das marxistische Gespenst für viele unserer Gegner erwiesen. Wie oft haben wir uns geschüttelt vor Lachen über diese einfältigen bürgerlichen Angsthasen, angesichts des geistvollen Rätselratens über unsere Herkunft, unsere Absichten und unser Ziel. Wir haben die rote Farbe unserer Plakate nach genauem und gründlichem Überlegen gewählt, um dadurch die linke Seite zu reizen, zur Empörung zu bringen und sie zu verleiten, in unsere Versammlungen zu kommen, wenn auch nur, um sie zu sprengen, damit wir auf diese Weise überhaupt mit den Leuten reden konnten.«[42]
Die linken Parteien galten damit als ein konkreter Feind, dem die Nationalsozialisten Basis und Symbole entziehen wollten, um sie endgültig zu zerschlagen. Für Hitler selbst stand die eigene Zugehörigkeit zur politischen Rechten außer Frage. Die neue Fahne der »Bewegung«, auf der ein Hakenkreuz im weißen Kreis auf rotem Tuch prangte, war als Symbol der Weltanschauung und nicht als Variante der revolutionären roten Fahne geschaffen worden. Ursprung der schwarz-weiß-roten Kombination waren die Farben des Kaiserreichs. Von diesem wollte sich die NSDAP zwar abgrenzen, da es für eine vergangene Niederlage stand, zugleich aber die Farben weiterführen, die »heilig und teuer […] jedem anständigen Deutschen« seien, der »unter ihnen gekämpft und das Opfer von so vielen gesehen hat.«[43]
Hitler selbst betonte mit Hinweis auf seine Teilnahme am Ersten Weltkrieg, er sei in der Frage einer neuen Fahnengestaltung für die Bewegung und das Reich »immer für die Beibehaltung der alten Farben« eingetreten. Die schwarz-weiß-rote Kombination sei ihm »als Soldat das Heiligste« gewesen und habe »auch in ihrer ästhetischen Wirkung« seinem »Gefühl weitaus am meisten« entsprochen.[44]
Er betont eine neue symbolische Aufladung der Reichsfarben durch den Nationalsozialismus, denn »im Rot« sehe man »den sozialen Gedanken der Bewegung, im Weiß den nationalistischen und im Hakenkreuz die Mission des Kampfes für den Sieg des arischen Menschen und zugleich mit ihm auch den Sieg des Gedankens der schaffenden Arbeit, die selbst ewig antisemitisch war und antisemitisch sein wird.«[45] Mit dieser Interpretation versuchte Hitler nicht nur den Sozialismus, sondern auch die Reichsgründung von 1871 mit einem neuen Inhalt zu überschreiben.
Wenig verwunderlich bewegen sich Hitler und Goebbels in dieser Frage auf einer ideologischen Linie. Ihr Begriff von »Arbeit« und »Sozialismus« war ein anderer als der der Linken. Sie deckten sich in der Zielgruppe, aber nicht in den Inhalten, was zu der gewollt irritierenden Begriffspiraterie führte. Aufmerksamen Beobachtern ist dieser Angriff auf die Wählerschaft der Linken unter Ausbeutung des sozialistischen Vokabulars keineswegs verborgen geblieben. Ernst Bloch listete 1933 das »Inventar des revolutionären Scheins« auf, mit dem sich Hitlers Partei ausstaffiert hatte: »Man stahl zuerst die rote Farbe, rührte damit an. […] Dann stahl man die Straße, den Druck, den sie ausübt. […] Insgesamt gab man vor, nur noch Arbeiter, nichts sonst zu sein, verfälschte damit uferlos. Nahm das Wort im verwaschensten Sinn, breitete so einen Dämmer aus, worin keiner mehr weiß, wer Gast, wer Kellner ist. […] Derart gibt es in der nazistischen Scheinwelt von Thyssen bis zum letzten Sackträger nur eine einzige klassenlose ›Arbeitsfront‹, und der ›Reichsbauerntag‹ in Goslar kennt gleichfalls keine Unterschiede mehr zwischen Großgrundbesitzer und Zwergbauern«.[46] Mit den plakativen Mitteln der Fotomontage nahm einige Zeit später die im Prager Exil erscheinende antifaschistische Arbeiter-Illustrierte-Zeitung diese populistischen Tricks als »Mimikry« gekonnt aufs Korn. Auf dem von John Heartfield gestalteten Titel hängt Joseph Goebbels seinem »Führer« Hitler einen Marx-Bart um.[47] Offensichtlich waren die Zeitgenossen in diesen Fragen weniger leicht aufs Glatteis zu führen als die heutige Öffentlichkeit.
Propaganda und Realität

Die weltanschaulichen Konstruktionen von Hitler und Goebbels mögen heute einen Eindruck vom Selbstverständnis des Nationalsozialismus vermitteln, in der historischen Rückschau wiegen jedoch andere Momente schwerer. Daher muss auch die Behauptung, die NSDAP sei eine explizite Arbeiterpartei gewesen, an realgeschichtlichen Fakten gemessen werden. Entscheidend ist beispielsweise die Beantwortung der Frage, wie wichtig die Arbeiterschaft für den Aufstieg und die Herrschaft der NSDAP war, inwieweit sie in ihrer Mitgliederstruktur und Wählerschaft repräsentiert wurde, ob ihre Interessen mehr bedient wurden als die anderer und sich ihre Belange in der Propaganda hervorgehoben fanden. Offen ist auch die Frage, welche Bedeutung der in Venohrs Gesprächsrunde erwähnten »linken« Strömungen innerhalb der Partei zukam, die durch das »Großkapital« liquidiert worden sein soll.
Das alles ist jedoch kein Geheimwissen, denn jenseits der sensationsheischenden Behauptungen aus der digitalen Sphäre wurden diese Fragen von der historischen Forschung über Jahrzehnte diskutiert. Sie können heute längst beantwortet werden. Bereits zeitgenössische Analysen sind kaum davon ausgegangen, dass der Begriff »Arbeiter« im Parteinamen die Sozialstruktur und Wählerschaft der NSDAP tatsächlich spiegelt. Der unmittelbare Eindruck der Partei war der einer kleinbürgerlichen Ressentimentbewegung, weshalb der Soziologe Theodor Geiger 1930 die Formel von einer »Panik im Mittelstand« prägte.[48] Heute sind diese Erkenntnisse umfassenden, nach Region, Konfession und auch Zeitabschnitten differenzierten Betrachtungen gewichen. Der Parteienforscher Jürgen W. Falter hat auf dieser Basis die verbreitete These von einer »Immunität der Arbeiter« bei gleichzeitig überdurchschnittlicher »Anfälligkeit« der Angestellten gegenüber dem Nationalsozialismus als »Mythos« bezeichnet und beispielsweise auf den starken sozialdemokratischen Anteil im Mittelstand hingewiesen.[49] Insgesamt bestätigen die Befunde über die soziale Herkunft der NSDAP-Mitglieder heute weder die Entlastungserzählung des Parteikommunismus der Nachkriegszeit, die den Nationalsozialismus als eine Art volksfremde Klassenherrschaft externalisierte, noch rechtfertigen sie eine Zuordnung der NSDAP auf die linke Seite des politischen Spektrums. Dafür bieten sie eine plausible Begründung für das besondere propagandistische Augenmerk, das die Nationalsozialisten auf die Arbeiterschaft gelegt haben. Im Deutschen Reich, so Falter, seien Arbeiterinnen und Arbeiter mit knapp 45% Stimmanteil schlicht »die weitaus größte Sozialgruppe des Elektorats« gewesen.[50] Diese ließ sich als Zielgruppe schlichtweg nicht ignorieren, auch wenn ihr politisches Profil tatsächlich ausdifferenziert war. In ihrem Wahlverhalten ließ sich »kein systematischer linearer Zusammenhang« zwischen dem proletarischen Stimmanteil und den Wahlerfolgen der NSDAP feststellen. Im Gegenteil, auch der Mainzer Parteienforscher kommt zum Ergebnis, dass das Verhalten des modernen Industrieproletariats, dem Zentrum der marxistischen Revolutionshoffnungen, von unterdurchschnittlicher Zustimmung gezeugt habe.[51] Hinsichtlich der Parteizugehörigkeit sei bei »Handwerksarbeitern« proportional zur Gesamtbevölkerung gesehen eine »deutliche Überrepräsentation«, bei »Industriearbeiten« hingegen eine »leichte Unterrepräsentation« zu verzeichnen gewesen.[52] Womit die Behauptung von der Arbeiterpartei hinfällig wird. Ganz widerlegt wurde Geigers Eindruck hingegen nicht, denn die NSDAP kann aufgrund ihrer heterogenen Mitgliederstruktur als eine »Volkspartei mit Mittelstandsbauch« bezeichnet werden, die zudem stark generationell geprägt war, da sie hauptsächlich von der Frontgeneration des Ersten Weltkriegs und deren Kindern getragen wurde.[53] Vor Falter hat schon Wolfgang Schieder die NSDAP vor allem mit Blick auf ihre dynamischen Jahre als eine »faschistische Volkspartei« beschrieben.[54]
Diese Erkenntnisse galten im Übrigen auch für die berüchtigte Sturmabteilung, den Kampfverband der NSDAP. Bereits Sven Reichardts maßgebliche Untersuchung über faschistische Kampfverbände kommt zu dem Schluss, deren Sozialstruktur habe sich den jeweils lokalen Begebenheiten angepasst, bei einer »gewisse[n] Überrepräsentanz der verängstigten Mittelschichten«.[55] Daniel Siemens Monographie zur Geschichte der SA hat zudem überzeugend nachgezeichnet, dass deren Darstellung als kriminelle Rowdies vom Rande der Gesellschaft eher zu den bürgerlichen Abgrenzungsstrategien der Nachkriegszeit gehört habe, als sie Auskunft über die Zusammensetzung der Verbände geben könne.[56] Charakteristisch für die Mitglieder sei weniger Klassenzugehörigkeit als Jugend und Militanz gewesen, ein Befund, der nun einmal keine soziale Gruppe ausschließt. Gerade die frühe SA, schreibt Siemens, sei »weniger proletarisch als gemeinhin behauptet wird. Studenten und Angehörige der Mittelschicht stellten einen beträchtlichen Teil ihrer Mitglieder und dominierten in den Führungspositionen mit einer kleinen Gruppe älterer Ex-Berufssoldaten.«[57]
Allein angesichts ihrer zahlenmäßigen Bedeutung war es also nur logisch für die Nationalsozialisten, auch die unteren Schichten in ihre Werbung miteinzubeziehen. Daher, konstatierte Heinrich August Winkler, hätten sie auch in der »Bewegungsphase« ihren »Versuch, die Industriearbeiterschaft den ›marxistischen‹ Parteien zu entfremden, nie aufgegeben«, die Erfolge seien jedoch hinter der »volksgemeinschaftlichen« Rhetorik zurückgeblieben.[58] Schon Mitte der 20er Jahre sei über »die konkreten Inhalte eines spezifisch nationalsozialistischen ›Sozialismus‹« diskutiert worden. Programmatische Entwürfe, die seitens der Brüder Gregor und Otto Strasser in die nordwestdeutschen Gaue der NSDAP eingebracht worden waren und einige agrarpolitische und wirtschaftspolitische Grundsätze auszuformulieren versuchten, fanden jedoch keine Zustimmung. Anders als der Parteiname suggeriert, wollte man eben keine »Arbeiterpartei« sein, sondern alle Schichten ansprechen. Wie Schieder schlüssig begründet, waren Hitler gerade deshalb »diese programmatischen Festlegungen äußerst unerwünscht, mußten sie doch seine politische Manövrierfähigkeit stark einschränken.«[59] Insgesamt habe sich diese geringe Klassenbindung für die NSDAP sogar als Vorteil erwiesen, denn das »Geheimnis ihres politischen Erfolges« habe »gerade darin bestand[en], daß sie als einzige der Weimarer Parteien nicht auf die soziale Abgrenzung und Bewahrung ihres politischen Umfeldes bedacht war, sondern es vielmehr darauf angelegt hatte, ihren sozialen Aktionsradius ständig zu erweitern.«[60] Um dieses Vorgehen zu ermöglichen, war es schlicht nötig, die Propaganda auf die Bedürfnisse der unterschiedlichen sozialen Gruppen abzustimmen. Dafür war eine gewisse ideologische Flexibilität erforderlich, solange sie nicht dem nationalsozialistischen Fernziel eines »großgermanischen Reiches« und der Vernichtung des Judentums widersprach. Positionen einer vorgeblichen »Mitte« und »Normalität« auf dem Weg zur Macht waren eben schon früher attraktiv, um die eigene Reichweite zu vergrößern, und müssen keinerlei Ausweis von Mäßigung sein.
Die Volksgemeinschaft als Arbeitsregime

In der anschließenden Sozialpolitik des Regimes schlug sich hingegen deutlich nieder, dass der neue weltanschauliche Eckpfeiler die »Rasse« war. Der Sozialhistoriker Volker Hentschel hat die zeitgenössische Diskussion zusammengefasst, mit der nach 1933 eine neue Richtung der »Fürsorge« eingeschlagen wurde: »Die Sozialpolitik im Dritten Reich gelte, wie es hieß, vorrangig nicht mehr dem Schutz des Menschen, wie er war, lebte und litt, gegen die mannigfaltige Gefährdung eines arbeitsam-risikoreichen Lebens, sie gelte vielmehr vorrangig der ›Sicherung und Erhaltung der Lebensexistenz des deutschen Volkes‹ und zu diesem letzten Zweck der Formierung einer ›Volksgemeinschaft‹ aus ›gesunden, leistungsfähigen, schaffensfreudigen, wehrkräftigen, rassisch wertvollen Deutschen‹, die in ihrer Individualität gleichgültig waren.«[61]
Da sich die NS-Herrschaft vor allem auf Propaganda stützte, wurden Fragen, die das Ideologem der »Volksgemeinschaft« betrafen, von dieser besonders aufbereitet. In der konkreten Sozialpolitik, die im Vergleich zur Propaganda der zuverlässigere Ausweis politischer Positionierung ist, überlagerte allerdings der Schein die Realität. Hentschel zufolge waren »[s]ozialpolitisches Deklamieren und sozialpolitisches Handeln […] offenbar zweierlei im ›Dritten Reich‹«. Trotz vielfältiger Ankündigungen seien die sozialen Sicherungssysteme während der NS-Zeit weder grundlegend reformiert noch ausgebaut worden, gegenüber den Sozialversicherungsträgern habe die NSDAP den gängelnden Kurs der konservativen Vorgängerregierungen fortgesetzt und jede Selbstverwaltung per Führerprinzip »vollends ihrer Gestaltungsmöglichkeiten beraubt.«[62] Die Rentenleistungen sanken, lediglich der Kranken- und Unfallversorgung wurde mehr Aufmerksamkeit gewidmet, dienten sie doch dem Erhalt der Arbeitskraft. Das habe zum einen an der ideologischen Fixierung auf die Schaffenskraft des Volkes gelegen, sei aber auch nötig gewesen, da die »Arbeitskraft im Zuge der forcierten Aufrüstung rücksichtsloser verschlissen wurde.«[63] In jeder Gesamtdarstellung zum »Dritten Reich« lässt sich nachlesen, dass diesem Arbeitsregime mit der Zerschlagung der Gewerkschaften von Beginn an freie Hand verschafft worden war. Bei der Deutschen Arbeitsfront (DAF) als Ersatzorganisation war vom ursprünglichen Gedanken der betrieblichen Mitbestimmung nichts mehr übrig, sie gereichte dem Regime lediglich zur Massenmobilisierung und war »dem Ziel verpflichtet, eine von Klassenantagonismen freie ›Volksgemeinschaft‹ zu schaffen«. Daher zählte sie »nicht nur Arbeiter und Angestellte zu ihren Mitgliedern, sondern auch Unternehmer, freiberuflich Tätige sowie mittelständische Handwerker und Gewerbetreibende.«[64] An die Stelle von Betriebsräten wurde innerbetrieblich das Prinzip der Gefolgschaft gesetzt, mit dem Unternehmer als gesetzlich bestimmten »Führer«. Freie Wahlen von Interessenvertretungen waren ebenso abgeschafft wie Tarif- und Lohnverhandlungen. Die Arbeitswelt wurde militarisiert, jede Freizügigkeit unterbunden und kurz vor dem Krieg sogar eine Dienstverpflichtung verhängt. Diese ständige Beschneidung der Rechte von Arbeiterinnen und Arbeitern wurde von einer völlig anderen Politik gegenüber den Unternehmen kontrastiert, die bis zum Krieg nicht nur von der Ausschaltung der freien Gewerkschaften, sondern auch von der Steuerpolitik sowie einer rüstungsbedingten Konjunktur profitierten. Im Krieg erfuhr der Arbeitsbegriff weiter eine sehr spezifische »Aufwertung«, da der bereits vorhandene Gedanke des »schaffenden« Deutschen im Zuge der Kolonisierung des eroberten Ostens »mit neuen geopolitischen Konzepten von rassischer und kultureller Überlegenheit verbunden wurde«.[65] Mittels solchen Konzeptionen wurde das zentrale Anliegen des »nationalen Sozialismus«, die Austilgung von Klassenbewusstsein durch Rassenbewusstsein, wesentlich gefestigt.
Wie Hans-Ulrich Wehler nachgezeichnet hat, hielt der Nationalsozialismus weder die Versprechen seiner agrarromantischen Propaganda noch die an das mittelständische Handwerk ein, sondern verfolgte wirtschaftspolitisch vor allem den Plan eines hochindustrialisierten Imperiums in Form eines »blockadefesten, ressourcenreichen kontinentalen Großblock[s]«. Insbesondere bei den Osteuropaplänen sei es »um die Gewinnung einer gewaltigen Rohstoff- und Agrarbasis samt der Ausbeutung eines ebenso riesigen Arbeits- und Absatzmarktes« gegangen.[66] Bei allen volksgemeinschaftlich integrativen Maßnahmen, um möglicher Unzufriedenheit der Bevölkerung vorzubauen, bedachte man doch eher Industrie und Wirtschaft mit Liebesgaben, die wiederum mit Blick auf den zu erwartenden Kriegsgewinn bereitwillig mittaten. Die »Volksgemeinschaft« blieb zunächst also vor allem Agitation, hinter der wenig Konkretes in Gang gesetzt wurde. In dieser Kluft zwischen Propaganda und Realität liegt möglicherweise auch ein Grund für die von Falter festgestellte überdurchschnittliche Zahl von Arbeiterinnen und Arbeitern unter den Parteiaustritten.[67]
Erst der Krieg änderte einige Dinge, da die deutsche Führung die besetzten Länder gnadenlos plündern ließ, um zu Hause eine umfassende Versorgung sicherzustellen. Götz Alys Überlegungen zu Hitlers »Volksstaat« als deutsche Plünderungsgemeinschaft bauten auf der Erkenntnis auf, dass die »materielle Stimulierung einer gehobenen deutschen Massenlaune auf Kosten anderer […] das wesentliche – stets kurzfristig verstandene – Ziel des Regierens« bildete.[68] Dies ist vor dem Hintergrund des Ersten Weltkriegs nachvollziehbar, als die Monarchie den Rückhalt wesentlicher Gesellschaftsteile verloren hatte, die unter blanker Not litten und zunehmend keinen Sinn mehr darin sahen durchzuhalten.[69] Für die Revanche- und Eroberungspläne des »Dritten Reiches« musste sich die deutsche Führung nun der eigenen Bevölkerung sicher sein, weshalb die materielle Versorgung oberste Priorität hatte und Klassenschranken in dieser Frage zunehmend aufgelöst wurden.
Der immer wieder behauptete spezifische Charakter des Nationalsozialismus als »Arbeiterpartei« ist also nicht zu belegen, da sich die Zustimmung gesamtgesellschaftlich verteilte und die Unterschiede sich, wie in der Forschung detailliert nachgewiesen, eher an den Grenzen von Regionen, Generationen und Konfessionen abzeichneten. Bei Lichte betrachtet ist er eine Verlängerung der Volksgemeinschafts-Propaganda, mit der das reale Arbeitsregime mit entsprechender Tünche versehen wurde, die durch solche Behauptungen heute wieder aufgefrischt wird. Pate für diese integrative Ideologie hatte dem Nationalsozialismus die aus dem »Kriegssozialismus« gespeiste Idee des »Deutschen Sozialismus« gestanden. Dessen letzte sozialistische Rudimente wurden in der neuen »Volksgemeinschaft« schließlich mittels Darwinismus und Rassenideologie systematisch »ausgetrieben«.[70] Der Hinweis auf den Begriff »Arbeiterpartei«, der zudem als Abgrenzung zu dem marxistisch konnotierten Terminus des Proletariats fungierte, eignet sich also sachlich nicht dazu, den Nationalsozialismus auf die linke Seite des politischen Spektrums zu ziehen. Es ist jedoch auffällig, wie stark sich die heutigen Rückdeutungsversuche von AfD und anderen Akteuren der Rechten wieder den Entlastungserzählungen der frühen Bundesrepublik angenähert haben.
Aus der Feder Erika Steinbachs hat diese Geschichtsklitterung noch einen weiteren Beigeschmack. Immerhin vertrat sie als Vertriebenenfunktionärin eine Bevölkerungsgruppe (bzw. deren Nachkommen), die aus nationalsozialistischen Hochburgen kam. Ostpreußen und Pommern hatten bei den Reichstagswahlen im März 1933 mit die höchsten Stimmanteile für die NSDAP zu verzeichnen, in Schlesien lagen sie in weiten Teilen überdurchschnittlich hoch.[71] Das Sudetenland wies, wie Falter schreibt, nach seiner Eingliederung ins Reich 1938 immense Beitrittszahlen zur Partei auf, »[b]ezogen auf die Wahlberechtigten trat hier bis 1945 fast ein Viertel der erwachsenen Bevölkerung der NSDAP bei.«[72] Angesichts dieser Befunde die Propaganda eines »nationalen Sozialismus« wiederzubeleben, wie es Steinbach tat, verfälscht die Geschichte.
Das Scheitern der »nationalsozialistischen Linken«

Um die Legende von den »linken Nazis« endgültig und erschöpfend abzuarbeiten, bleibt abschließend noch ein letzter Blick auf jene radikal antibürgerlich auftretende Strömung innerhalb des Nationalsozialismus, die mit den Namen Gregor und Otto Strassers verbunden ist. Reinhard Kühnls klassische Darstellung dieser »nationalsozialistischen Linken« datiert deren Niederlage in den Machtkämpfen innerhalb der Partei auf 1930, also noch vor das angebliche Goebbels-Zitat.[73] Er verwendet die Bezeichnung »links« in Relation zur Hauptströmung der NSDAP, dennoch gesteht er dem Parteiflügel um die Brüder Gregor und Otto Strasser eine von Hitler unabhängige Auffassung dessen zu, »was unter Nationalsozialismus zu verstehen sei.«[74] Doch auch hier lasse sich die Vorarbeit früherer Autoren wie Spengler und Moeller van den Bruck nicht ausblenden, deren »›Sozialismus‹ […] im wesentlichen gleichbedeutend mit Nationalismus« gewesen sei.[75]
Das weitere Schicksal dieser Strömung ist bekannt. Nach scharfen Auseinandersetzungen innerhalb der Parteiführung spaltete sich im Juli 1930 der maßgebliche Teil der Strasser-Gruppe unter der Parole »Die Sozialisten verlassen die NSDAP« ab.[76] Kühnl stellt dies als eine Art innerparteiliche Säuberung der Führungsebene mit wenigen Auswirkungen auf die Basis dar. Eine »stärkere Austrittsbewegung« sei deshalb nicht zu verzeichnen gewesen, da die »Massen der Mitglieder […] von einem Konflikt zwischen dem linken Flügel und der Parteileitung nicht allzuviel bemerkt hatten«.[77] Dieser begrenzte Schaden für die Partei nach der Abspaltung der »Linken« lässt Rückschlüsse darauf zu, wie sie in den Augen des Großteils ihrer Mitglieder ausgerichtet war.
Mehr Aufsehen erregte ein interner Machtkampf 1930/31 in den Reihen der Berliner SA, durch den die Münchner Parteiführung in Bedrängnis geriet. Der »jungkonservative« Kommentator Edgar Julius Jung wertete die Vorgänge als Versuch, die Partei auf einen »revolutionären Kurs« zu bringen und schrieb von »sozialistisch-marxistischen Gedankengängen«, denen Hitler habe Einhalt gebieten müssen.[78] Der Anführer der Meuterei allerdings war kein Revolutionär, sondern Walther Stennes, ehemaliger Offizier und hoher Polizeibeamter, und sein »Putsch« richtete sich besonders gegen den ebenfalls »proletarisch« auftretenden Goebbels und dessen Zeitung Der Angriff. Anlass für die Verwerfung hatten Personal- und Budgetfragen gegeben, weniger »sozialistische« Motive, wenn auch Vorwürfe einer Erstarrung und Verspießerung der Partei laut wurden.[79] Doch Hitler konnte dies zum Anlass nehmen, sich einmal mehr als Garant vor »revolutionären« Gefahren zu profilieren und den antisozialistischen Charakter seiner Partei hervorheben. Mit seiner bekannten Rede vor dem Düsseldorfer Industrie-Club 1932 unterstrich er seine gesellschaftspolitischen Prioritäten erneut. Einmal mehr bekräftigte die Parteiführung, dass man sich nicht in der Tradition der Arbeiterbewegung und des Klassenkampfes sah, sondern vor allem als deren nationale Gegenkraft wirken wollte. Der letzte Schritt wurde spätestens im Zuge der Röhm-Krise 1934 getan, als den verbliebenen Konkurrenten des obersten Parteizirkels die Sterbeglocke geläutet wurde. Diese Mordaktion Hitlers und der SS gegen die SA-Führung wurde seitens des Militärs, des Adels und weiter Teile des konservativen Bürgertums als antisozialistisches Fanal begrüßt. Sie waren von der Rede von einer »zweiten Revolution« und vornehmlich den Versuchen der SA-Führung, Zugriff auf das Militär zu bekommen, doppelt alarmiert worden und fürchteten um die Eigentumsordnung und das traditionsreiche Offizierskorps. Dass sie selbst im gleichen Zug ihre politischen Köpfe, die Reichswehr und den Rest ihrer Unabhängigkeit eingebüßt hatten, realisierten sie erst, als es zu spät war.[80] Doch zunächst hatte sich Hitler für sie als Schutzherr vor dem Pöbel bewährt.
Dieses Image hatte sich die NSDAP früh erarbeitet, was besonders der Blick auf ein Thema zeigt, das als zentrale Nagelprobe für die politische Ausrichtung während der Weimarer Republik gelten kann: die Frage nach dem Eigentum des Adels. Es war ein fataler Fehler der jungen Demokratie gewesen, dass man auf eine umfängliche Enteignung der Fürsten verzichtet hatte und damit den erbittertsten Gegnern bis hin zur Kaiserfamilie immense ökonomische und politische Spielräume gelassen hatte. »Die Revolution«, schreibt Stefan Malinowski in seiner Monographie zur strategischen Partnerschaft des gestürzten Kaiserhauses mit den Nationalsozialisten, »hatte die Vermögen der Fürsten nicht revolutionär behandelt und die Frage insgesamt als juristisches, nicht als politisches Problem angesehen«.[81] Die Folgen waren lange Rechtsstreitigkeiten unter einer in weiten Teilen noch grundsätzlich adelstreuen Justiz, ehe 1925 seitens der KPD ein Volksbegehren zur entschädigungslosen Enteignung auf den Weg gebracht wurde, dem sich die SPD schließlich mit einigem Zögern anschloss. Aufgrund der Popularität des Ansinnens – immerhin hatte der Kaiser bis zum Ersten Weltkrieg als der reichste Deutsche gegolten – geriet auch die NSDAP unter Druck, sich in der Frage der Adelsgüter zu positionieren. Während ihr nationalrevolutionärer Flügel um die Gebrüder Strasser mit dem Ansinnen sympathisierte, wurde, wie Malinowski anmerkt, »auf der für die Parteigeschichte richtungsweisenden Bamberger Führertagung im Februar 1926 die Entscheidung für ein offensives Bekenntnis zum Privateigentum« getroffen.[82] Reinhard Kühnl zitiert Hitler dazu mit den Worten: »Für uns gibt es heute keine Fürsten, sondern nur Deutsche.«[83] Gemäß dieser Logik richtete die Partei ihre Agitation nun darauf, anstelle der Fürsten die Juden enteignen zu wollen, und erklärte unter anderem auf einem Flugblatt: »Nicht die Königsschlösser sind eine Gefahr für Deutschland und das schaffende Volk, sondern in erster Linie die Bankpaläste der alljüdischen Geldkönige.«[84] Das war ein deutliches Signal, wer die »Bewegung« zu fürchten hatte – und wer nicht.
Die Schonung des Adelsvermögens durch die NSDAP war keine kurzfristige Propaganda-Aktion, sie entsprach der weiteren NSDAP-Politik und zog vor allem einen scharfen Trennungsstrich nach links. Die Nationalsozialisten strebten zwar keine Rückkehr zur Monarchie an, boten den »alten« Familien jedoch genug Möglichkeiten der Integration in den neuen Staat. Immerhin hatte sich die Deutsche Adelsgenossenschaft bereits 1920 freiwillig »arisiert« und dem »Führer« 1933 die politische Loyalität des von ihr vertretenen Standes zugesichert.[85] Allein dieser Umstand half dabei, das Image der Partei gegenüber Konservativen aufzupolieren, die hinsichtlich organisierter Volksmassen grundsätzlich skeptisch waren. Eines der bekanntesten Symbole für diese »Anschlussfähigkeit der ›Bewegung‹ zum bürgerlichen Konservatismus« war der mit dem Rang eines Ehrenführers der SA ausgestattete Prinz August Wilhelm von Preußen, Sohn des letzten Kaisers.[86] Hauptsächlich aber übte die SS eine große Anziehungskraft auf adelige Männer aus, die darin einen Weg sahen, ihren verlorenen Status einer Führungselite qua Geburtsrecht wiederherzustellen. In ihren Führungsrängen, so der Sozialhistoriker Hans-Ulrich Wehler, fanden sich bald überproportional viele Adlige: »Die SS-Offiziersliste ähnelte, wie man damals spottete, dem ›Gotha‹«.[87]
Im Übrigen war man sich innerhalb der nationalsozialistischen Organisationen selbst sehr genau der Unterschiede zwischen dem eigenen »Sozialismus« und dem der anderen bewusst. Daher waren SS-Mitglieder gemäß ihrem elitären Anspruch »aufgerufen, in politischen Diskussionen für Ideen wie den ›deutschen Sozialismus‹« einzutreten, der »streng vom ›internationalen Bolschewismus‹ zu unterscheiden sei«. Als Ziel galt stets die rassisch basierte »›Volksgemeinschaft‹, mit der Klassenunterschiede, landsmannschaftliche Zugehörigkeitsgefühle oder konfessionelle Differenzen transzendiert werden sollten«.[88]
So sehr die NSDAP die alte Herrschaftsschicht als potentielle Konkurrenz eifersüchtig beäugte, war sie dennoch bereit, ihr zur Loyalitätssicherung entgegenzukommen und sie weiterhin vergleichsweise privilegiert ins große Ganze einzugemeinden. Die Manifestation dieses Willens zur Reichstagseröffnung im März 1933, dem symbolträchtigen »Tag von Potsdam«, wurde ebenso wohlwollend zur Kenntnis genommen wie die Zerschlagung der Linken. Dieses Verhältnis lässt einen Beobachter der politischen Adelsaktivitäten wie Ekkehard Klausa zur nüchternen Bilanz kommen, dass »die Konservativen […] vor 1933 Hitler um vieles mehr genützt, als sie ihm nach 1933 geschadet haben – zunächst schaden wollten, dann schaden konnten.« Vielmehr sei es gerade der Kampf der NSDAP gegen die Linke gewesen, der sie als eine neue Rechte mit Massenbasis für die alte Reaktion interessant gemacht hatte. Auch die später tatsächlich Widerständigen des Adels haben aufgrund einer weiten Übereinstimmung mit den Zielen des Nationalsozialismus lange gebraucht, sich zu besinnen. Ihre Abgrenzung gegen die als Emporkömmlinge empfundenen Nationalsozialisten sei daher auch weniger politisch als habituell geblieben: »Für Hitler und auf spöttische Distanz zur Partei – das dürfte die vorherrschende Einstellung bis zum Kriege gewesen sein.«[89]
Trotz aller später notwendigen Maßnahmen zur Nivellierung der gesellschaftlichen Unterschiede angesichts des Krieges war diese Politik das Gegenteil eines »linken« Nationalsozialismus, den heutige Rechte mit zweifelhaften Zitaten zur Selbstabsolution herbeihalluzinieren. Eine Linke, deren Wurzeln sich historisch aus dem Kampf gegen die Fürstenhäuser 1789 und 1848/49 herleiten lassen, konnte sich weder in der der Schonung des Adelsvermögens durch die NSDAP noch der Potsdamer Pickelhauben-Symbolik des neuen Regimes wiedererkennen.
Während sich der Adel nach 1933 mit dem Nationalsozialismus arrangieren konnte, blieb den Juden dieser Weg versperrt. Ihnen wurde nicht nur ihr Eigentum, sondern auch das Leben genommen. Götz Aly merkt an, dass der aus altem Adel stammende Reichsfinanzminister Johann Ludwig Graf Schwerin von Krosigk und sein Stab sich als äußerst findig erwiesen hätten, jüdisches Eigentum im Reich systematisch zu konfiszieren. Mit Beginn der Vernichtungspolitik wurde dieses Vorgehen ausgedehnt, wobei Schwerin von Krosigk »höchst persönlich und mit ausgesuchter Sorgfalt darauf achtete, alles zu verstaatlichen, was den Ermordeten weggenommen wurde – einschließlich der Goldzähne und dem letzten Hemd. […] [E]r kalkulierte das Verschwinden der Enteigneten auf Nimmerwiedersehen ein.«[90] Die Enkelin dieses Mannes, Beatrix von Storch, zählt heute zu den Führungsfiguren einer Partei, die jede kritische Auseinandersetzung mit den deutschen Verbrechen als »Schuldkult« ablehnt, sie hatte ihre eigene politische Karriere mit einer Kampagne zur Rückgabe der nach 1945 durch die Sowjetunion enteigneten Adelsgüter begonnen. Schon aufgrund solcher Kontinuitäten ist allen Versuchen dieser Kreise, die NSDAP rückwirkend zur »linken Partei« umzudeuten, energisch zu widersprechen.
Die Genese des »Deutschen Sozialismus«

Die Nationalsozialisten waren keineswegs die Erfinder dieser Methode, Begriffe des Gegners mit neuer Bedeutung zu überschreiben, sondern hatten sie nur fortgeführt. Vielmehr zeugen wiederholte Umdeutungen und Aneignungen von politischen Kategorien über ein gutes Jahrhundert hinweg von der Instabilität der gesamten Begriffstektonik des öffentlichen Diskurses. Die fadenscheinigen Einwürfe Erika Steinbachs zum »Sozialismus« und der »Arbeiterpartei« Hitlers bauten zwar auf den entsprechenden Phrasen eines Joseph Goebbels auf, diese schlossen jedoch bereits selbst an vorherige Resignifikationen an. Andernfalls wäre eine Verwendung dieser Begriffe im Sinne des Nationalsozialismus bereits unter den Zeitgenossen der 20er und 30er Jahre auf Ablehnung gestoßen, doch gerade für sie waren derartige Operationen schon vertraut. Die Aneignung von Begriffen des politischen Gegners war nach dem Ersten Weltkrieg bereits im Gang und machte die ein Jahrhundert später skandalisierte Namensgebung der NSDAP überhaupt erst möglich. In diesem Fall zeitigten die strategischen Umdeutungen aus der Zwischenkriegszeit ihre Langzeitwirkung bis in die Gegenwart.
Bei Lichte betrachtet ist der Vorgang noch nicht einmal außergewöhnlich, da es kaum möglich ist, »ursprüngliche« Bedeutungen von Begriffen zu reklamieren. Sprache unterliegt über die Zeit in ihrer Anwendung einem Wandel, der sich bis in die Bedeutung erstreckt und auch vor politischen Begriffen nicht haltmacht. Es ist »äußerst selten«, schreibt der Doyen der deutschen Begriffsgeschichte, Reinhard Koselleck, dass »Wortbedeutung und Sachverhalt dauerhaft miteinander korrespondieren, und mehr noch, daß sie sich gleichermaßen parallel verändern«.[91] Diesen Wandel zu reflektieren wäre daher eine Grundbedingung für einen angemessenen Gebrauch politisch-historischer Begriffe. Die rechte Agitation zum »linken Nationalsozialismus« beruht allerdings gerade darauf, diesen Wandel zu unterschlagen und auf Identität zu pochen, wo keine gegeben ist. Um also zu einem Urteil zu kommen, muss neben der geleisteten Quellenkritik auch die Geschichte zentraler politischer Begriffe wie »Sozialismus« aufgeblättert werden.
Interessanterweise führt die weitere Rekonstruktion dieser Prozesse einmal mehr mitten in ein geistiges und politisches Milieu, aus dem sich wiederum die heutige Neue Rechte weltanschaulich munitioniert. Die Übernahme des revolutionären Vokabulars der Linken durch die Rechte war im Neuen Nationalismus der Weimarer Zeit bereits verbreitet. Das hing mit den grundlegenden Änderungen des politischen Systems nach dem Fall der Hohenzollern-Dynastie zusammen, die alle Akteure der deutschen Politik dazu zwangen, ihr Vokabular zu modernisieren. Wie der französische Germanist Denis Goeldel bei der Analyse der politischen Sprache Deutschlands nach dem Ersten Weltkrieg feststellte, wurde der »Diskurs« der Republik auch von ihren Gegnern übernommen. Da nun auch die Rechte nicht mehr mit der untergegangenen Ordnung identifiziert werden wollte – immerhin hatte der Kaiser den Krieg verloren! – verzeichneten »Begriffe wie ›Demokratie‹, ›Sozialismus‹ und ›Revolution‹, die vorher außer der Linken niemand in den Mund genommen hatte, […] plötzlich über die politischen Fronten hinweg Konjunktur.«[92] Im Gegenzug dazu verschwanden andere, zuvor positiv besetzte Wörter wie »Imperialismus« und auch »Konservatismus« zumindest eine Weile aus den Debatten. Mit der paradox anmutenden Konstruktion einer »konservativen Revolution« trachtete eine in die Defensive geratene Rechte nach dem Ersten Weltkrieg danach, die Initiative wieder an sich reißen und die Dynamiken der Zeit zu ihren Gunsten nutzen zu können.
Für die seit Jahrzehnten in permanenten Rückzugsgefechten steckengebliebene extreme Rechte der Gegenwart konnte diese Strömung eine Reihe sinnvoller Impulse bieten, dazu zählen insbesondere begriffliche Bedeutungsverschiebungen. Diese Praxis folgt heute erstaunlich genau einem Muster, das bereits bei Autoren zu finden ist, die zwischen den Kriegen mit der Idee eines »deutschen Sozialismus« aufwarteten und sich im selben Atemzug auch die »Revolution« aneigneten. Schon der Politikwissenschaftler Kurt Lenk hatte bemerkt, welche zentrale Rolle ein »solchermaßen umdefinierter Revolutionsbegriff – Revolution als nationale Erhebung gegen den äußeren und inneren Feind und zugleich als Mittel zur Wiederherstellung der ›ewigen‹ Werte einer Nation – […] in der Propaganda der ›nationalen Opposition‹ gegen die Weimarer Republik« gespielt hat.[93]
Syntheseversuche von »Sozialismus« und Nation hatte es seit dem 19. Jahrhundert diverse gegeben, teils aus der Arbeiterbewegung, teils aus dem Konservatismus, meist mit dem Ziel, die sozialen Konflikte durch Integration zu entschärfen.[94] Mit der Erfahrung des Ersten Weltkriegs hatten sie jedoch eine neue Dynamik entwickelt. Wie Lenk nachzeichnet, waren für diesen »deutschen Sozialismus« staatliche Maßnahmen zur Organisation der Kriegswirtschaft ausschlaggebend, die mit dem Euphemismus »Kriegssozialismus« gefasst wurden. Sie beinhalteten eine Militarisierung der Wirtschaft durch zentralisierte Verwaltung der Rohstoffe, Steuerung der Produktion nach den Bedürfnissen der Front sowie scharfe Eingriffe in den Markt, Konsum und die Rechte der Arbeiter. »Der Sozialismusbegriff des Kriegssozialismus«, kommentiert Lenk daher, sei »in erster Linie Staatssozialismus« gewesen.[95] Ein weiterer Effekt war die Suggestion einer gerechten Verteilung der Kriegslasten auf das gesamte Volk, die bereits der kommenden Rede von der »Volksgemeinschaft« vorgriff.
Derartige »sozialistische« Maßnahmen hatten jedoch nichts mit Marxismus zu tun, sie entsprachen vielmehr den zeitgenössischen Lehren der Kriegswirtschaft. Die Bilanz dieses Systems während des Ersten Weltkriegs war wenig erfolgreich, weder ließ sich damit der immense Materialbedarf des Industriekriegs decken noch eine ausreichende Versorgung der Heimat gewährleisten.[96] Vor allem war die in diesem »Kriegssozialismus« angetretene Erbschaft weniger die der Arbeiterbewegung, sondern gründete in deren preußischer Gegenspielerin, der »reichen Tradition des ›Staatssozialismus‹ konservativer Provenienz.« In der Namensgebung der Bewegung schwang lediglich »die schon vor dem Krieg zu beobachtende Neigung mit, wirtschaftlicher Organisation per se sozialistischen Charakter zuzusprechen.«[97] Damit war der Sozialismusbegriff jedoch von seinem ursprünglichen Hauptimpuls, der Herstellung sozialer Gerechtigkeit in einer Gesellschaft, enteignet und zum Notstandsmanagement umdeklariert worden. Auf dieser Grundlage konnte der Gedanke eines »nationalen Sozialismus« zu Beginn des Ersten Weltkriegs lagerübergreifend vertreten werden. Seine Verwendung hatte schon zu dieser Zeit das gängige Rechts-links-Schema gesprengt, er hatte Anhänger von sozialdemokratischen Professoren bis zu Verfechtern eines konservativen Obrigkeitsstaates.[98]
Ironischerweise war es Friedrich August von Hayek, einer der historischen Stichwortgeber des heutigen marktradikalen Flügels der AfD, der diese Nationalisierung des Sozialismus in Krieg und Niederlage bereits 1944 kritisierte, als er die »sozialistischen Wurzeln« des Nationalsozialismus nachzeichnen wollte. Allerdings schilderte der österreichische Nationalökonom diesen »Weg zur Knechtschaft« eben als Entwicklung und behauptete noch keine Identität der Phänomene, wie er es auch vermochte, darin einen »Gegensatz zum […] liberalen Gehalt des Marxismus, zu seinem Internationalismus und seinem Demokratismus« wahrzunehmen.[99] Als Bewunderer des britischen Liberalismus ging Hayek nicht nur mit den nationalistisch gewendeten Nationalökonomen der Sozialdemokratie (Sombart, Plenge, Lensch) hart ins Gericht, er fand ebenso scharfe Worte für Autoren wie Oswald Spengler, die diesen »preußischen« Staffelstab übernahmen. In Moeller van den Bruck sah er durchaus treffend den »Schutzpatron des Nationalsozialismus«, was von dessen neurechten Bewunderern bis heute geflissentlich bestritten wird.[100] So sehr Hayeks Sozialismus-Begriff am Ende der Propaganda selbst auf den Leim ging, da er in in Hitlers Partei lediglich einen »Kollektivismus« walten sah, »der von allen Spuren der individualistischen Tradition« befreit wurde, verweigerte er sich als Kriegsgegner doch dem zeittypischen Heroismus.[101] Seine Einschätzung des Nationalsozialismus als »Zusammenschluss der antikapitalistischen Kräfte der Rechten und der Linken und die Verschmelzung des radikalen mit dem konservativen Sozialismus« war immerhin besser imstande, den konservativen Anteil an der neuen Strömung zu benennen, als es viele seiner heutigen Bewunderer vermögen.[102]
Mit dieser Vorgeschichte ließ sich der Begriff »Sozialismus« auch nach Ende des Ersten Weltkriegs in alle Richtungen dehnen, zumal die auch im Frieden schwierig bleibenden wirtschaftlichen Bedingungen staatliche Eingriffe weiterhin nötig machten. Zudem war die politische Rechte nach der Revolution von 1918 als Verliererin gezwungen, sich auf die dynamischen Begriffe des Gegners einzulassen und sie mit ihren eigenen Inhalten zu füllen. Für die Verfechter der Gegenrevolution wurde eine dergestalt nationalisierte Variation von »Sozialismus« zum zentralen Theorem. Kurt Lenk hat beschrieben, wie sich so das »stilisierte Preußentum« einflussreicher nationalistischer Wortführer wie Oswald Spengler und Moeller van den Bruck zu einem »Inbegriff des deutschen Sozialismus« wandeln konnte.[103] Damit war eine Verschiebung des Begriffs geglückt, und die Spuren der Arbeiterbewegung waren gelöscht. Selbst Karlheinz Weißmann, zentraler Aktivist in den Netzwerken der äußersten Rechten und mit Erika Steinbach über die gemeinsame Arbeit für die AfD-nahe Desiderius-Erasmus-Stiftung verbunden, muss einräumen, dass »deutscher Sozialismus« zwischen den Kriegen ein Schlagwort der Rechten war: »Die eigentliche Anziehungskraft entfaltete der nationale Sozialismus allerdings in der Fundamentalopposition gegen die junge Demokratie, dort, wo man nationalen Sozialismus als einen Kampfbegriff gegen den ›undeutschen‹ Parlamentarismus und Kapitalismus verstand, die mit der Revolution und dem Versailler Vertrag oktroyiert werden sollten. Einflußreich wurde deshalb Spenglers Abhandlung über ›Preußentum und Sozialismus‹, während man an anderer Stelle einen ›organischen‹ (Arthur Moeller van den Bruck), einen ›deutschen‹ (Paul Tafel) oder eben einen ›National-Sozialismus‹ verlangte, als Grundlage für den neuen Staat, der weder dem amerikanischen noch dem russischen politischen Modell entsprechen sollte.«[104]
Durch diese Begriffsverschiebungen war »Sozialismus« für die Zeitgenossen der 1920er längst kein Monopol der Linken mehr, sondern eine Kampfvokabel, auf die sich seit dem Ersten Weltkrieg alle möglichen Strömungen bis hin zur obersten Militärführung berufen konnten. Sie bedeutete in diesem neuen Kontext lediglich, das Augenmerk auf das ganze Volk richten zu wollen und nicht mehr nur für eine bestimmte Klientel einzustehen. Unter dieser nationalen Fahne war der Begriff »Sozialismus« für die extreme Rechte der Weimarer Republik salonfähig geworden, seine Verwendung stellte jedoch keineswegs eine Selbstverortung aufseiten der politischen Linken dar. Wie anhand der zuvor zitierten Textpassage aus Hitlers Mein Kampf gezeigt, ging es darum, die Linke durch die semantischen Aneignungen auszuschalten, ihre Wählerschaft zu erben, und nicht darum, ihr beizutreten. Da sie sich »[a]llein der Nation, dem Staatsganzen verpflichtet« gesehen hätten, hält Kurt Lenk die ablehnende Haltung fest, sei »für die Autoren der Konservativen Revolution der Begriff ›links‹ identisch mit Parteiwesen und Demokratie« gewesen.[105] All das zu zerstören waren diese Kräfte jedoch angetreten.
Arthur Moeller van den Bruck hat in seinem 1923 publizierten Hauptwerk Das dritte Reich systematisch vorexerziert, wie diese erfolgreiche Aneignung von Begriffen unter gleichzeitiger Verschiebung ihrer Bedeutung vonstattengeht. Dafür nimmt er sich die politischen Begriffe der jungen Weimarer Republik vor – um sie erst auseinanderzunehmen, dann in seinem neuen Sinne wieder zusammenzufügen und sie letztlich im Schlusskapitel zur radikalnationalistischen Synthese eines »dritten Reiches« zu bringen. Jedes Einzelkapitel des Buches sollte einem politischen Schlagwort den Boden entziehen, um es gemäß der Intention des Autors schließlich im Dienst der nationalen Wiedergeburt auferstehen zu lassen; die Titel lauteten entsprechend: »revolutionär«, »sozialistisch«, »liberal«, »demokratisch«, »proletarisch«, »reaktionär« und »konservativ«. Mit seinen Neudefinitionen bekamen zentrale Vokabeln der Linken eine völlig andere Bedeutung als in ihrer bisherigen Verwendung, was sich besonders in der Neubestimmung des Wortes »Sozialismus« zeigte. Moeller van den Bruck zielt damit auf den im Weltkrieg ersehnten »nationalen Sozialismus« der Deutschen als einen »organischen« Gegenentwurf gegen den internationalen des Marxismus. »Sozialismus ist für uns: Verwurzelung, Staffelung, Gliederung.«[106] Ähnlich forsch widmet er sich auch der sozialen Frage als einem Akt des Willens, nicht der Löhne: »Das Proletariat kann zu einer Stellung in der Gesellschaft nur dann gelangen, wenn es sich nicht mehr als Klasse, sondern als Volksteil begreift, nicht mehr als Proletariat, sondern als Arbeiterschaft.«[107] Sein Ziel war es, wie er selbst schreibt, mit dieser Methode einen neuen radikalen Nationalismus zu erwecken, um die »Parteien von der Seite der Weltanschauung her zu zertrümmern.«[108] Wie Kurt Lenk kommentiert, entwickelte er sich zu einem »Meister in der Kunst, Begriffe so umzudeuten, daß der ursprüngliche Sinn durch einen völlig neuen ersetzt wird«.[109]
Ermöglicht wurde dieses Vorgehen dadurch, dass die Konstitution von Bedeutung der Sprache ein gesellschaftlicher Prozess und damit grundsätzlich flexibel ist. Ein Wandel von Bedeutungen kann erreicht werden, wenn er auf Akzeptanz stößt und Wirkung entfaltet, wie es die Sprachwissenschaftlerin Anja Lobenstein-Reichmann bei ihrer Untersuchung der begrifflichen Operationen Moeller van den Brucks beschrieben hat: »Ideologisch erfolgreich ist derjenige, der das sogenannte ›Besetzen‹ von Begriffen, das heißt die Bedeutungsgebung von Schlag-, Fahnen- oder Hochwertwörtern in optimaler Weise beherrscht.«[110]
Mittels solcher Neudefinitionen gelang es, zentrale Begriffe der Linken, die seit dem 19. Jahrhundert die politische Auseinandersetzung geprägt hatten, ihres einstmals materialistischen Gehaltes zu berauben. Anstatt auf die soziale Frage und die Besitz- und Produktionsverhältnisse, den eigentlichen Motor des Sozialismus, zielten sie auf Identität und symbolische Anerkennung. Die Verbesserung der realen Lebensbedingungen blieb außen vor, wichtig war nun der respektierte Platz im Ganzen des deutschen Volkes. »Je nationaler der Sozialismus bzw. die Demokratie, desto akzeptabler sind sie auch für Moeller van den Bruck. Je internationaler, desto mehr nähern sie sich dem nationalen Volksfeind Liberalismus an«.[111] Dessen Ablehnung war der zentrale Kompass im Werk Moellers, wobei er auch hier eine Begriffsverschiebung vorgenommen hatte. »Liberal« war in seinen Augen alles, was sich von der Nation, wie er sie sich vorstellte, entfernt hatte. Die Palette der Feinde, die er diesem Begriff zuordnete, war entsprechend breit: Juden, Freimaurer, Sozialdemokraten und Kommunisten, sein Hauptanliegen war es, den durch sie geprägten »liberalen Mensch[en] auszutilgen«.[112] Damit versuchte Moeller bereits Anfang der 1920er Jahre, einen negativen Liberalismus-Begriff durchzusetzen, wie er heute wieder in Teilen der US-amerikanischen Rechten vorherrscht, die wie Donald Trump ebenfalls zwischen liberal und marxist nicht mehr unterscheiden wollen.
Kurt Lenk betont angesichts dieser Definitionsverschiebungen eine »grundlegende Differenz zwischen konservativ-revolutionärem und sozialistischem Revolutionsbegriff«, die auch gegenwärtig in der teils revolutionären Rhetorik und Performance Rechter festzustellen ist. Der Unterschied liege darin, »daß die ›deutsche Revolution‹ sich eindeutig auf die Veränderung des Bewußtseins, der Sichtweisen und Werthaltungen konzentriert, während die Frage sozialer oder gar ökonomischer Strukturen so gut wie völlig ausgeblendet bleibt.«[113] Mit dieser »konservativen Revolution« und ihrem »deutschen Sozialismus« sollten die gesellschaftlichen Verhältnisse unangetastet bleiben, während sich die Nation in innerer Einigkeit sammelte, um schnellstmöglich die äußere Größe wiedererlangen zu können. Die völkischen Gerechtigkeitsideale des deutschen Sozialismus offenbarten also jenen Widerspruch, auf den Herbert Marcuse schon 1934 hingewiesen hatte, als er die antiliberale Agitation der damaligen extremen Rechten analysierte: »Die klassenlose Gesellschaft also ist das Ziel, aber die klassenlose Gesellschaft auf der Basis und im Rahmen der bestehenden Klassengesellschaft.«[114]
Diese Struktur gab auch über die angestrebte äußere Form des neuen Reiches Auskunft, das ohne Mitbestimmung und Organisation des politischen Willens auskommen sollte. Statt auf Abstimmung und Debatte wollte man es auf Hierarchie und Gliederung gründen, wie es 1924 auch Moellers Zeitgenosse Oswald Spengler in seiner Schrift vom »Neubau des Deutschen Reiches« fordert.[115] Die Häufung zeigt, wie sehr solche Ideen in der Geisteswelt der äußersten Rechten jener Zeit verbreitet waren. Carl Schmitt formulierte im selben Jahr wie Moeller ebenfalls eine scharfe Ablehnung des Parlamentarismus, in der er zugleich die Begriffe »Volk« und »Demokratie« für seine autoritäre Konzeption kaperte. Für diese Operation scheidet er strikt das Moment der Debatte von dem der Demokratie, da es in dieser hauptsächlich um die Exekution des Willens der Volksmehrheit gehe. Schmitt kommt zu dem Schluss, dass »Bolschewismus und Fascismus […] wie jede Diktatur zwar antiliberal, aber nicht notwendig antidemokratisch« seien. Immerhin bewerkstelligten diese im »vitalen Sinne unmittelbarer Demokratie« die Bündelung der Nation und eines angeblich kollektiven Volkswillens ohne die Störungen durch die Abläufe formaler Entscheidungsfindung.[116] Bereits damit entwarf er auch eine Blaupause für den modernen Populismus. Allerdings steigerte Schmitt diesen Zug noch durch eine Verschiebung des Begriffs der Gleichheit, die den zeitgenössischen Rassentheoretikern sehr entgegenkam. Denn, wie er betont, beruhe »[j]ede wirkliche Demokratie darauf, daß nicht nur Gleiches gleich, sondern, mit unvermeidlicher Konsequenz, das Nicht-Gleiche nicht gleich behandelt wird. Zur Demokratie gehört also notwendig erstens Homogenität und zweitens – nötigenfalls – die Ausscheidung oder Vernichtung des Heterogenen.«[117] Kombiniert mit der Herleitung des Volksbegriffs aus einer Abstammung des »Blutes« war so der Diktatur im Namen einer völkischen Mehrheit mit allen vernichtenden Konsequenzen konzeptionell längst der Weg bereitet, es fehlte nur noch eine schlagkräftige Bewegung, dieses Modell in Herrschaft umzusetzen.
Diesen Schritt vollzogen andere, weniger theoretisierende Kreise als der bürgerliche Intellektuellenzirkel um Moeller van den Bruck und Spengler: die Nationalsozialisten (denen sich Schmitt begeistert anschloss). Doch durch die feindliche Übernahme »dynamischer« Begriffe des Gegners hatten die Autoren dieses Neuen Nationalismus den Anspruch einer klassenübergreifenden nationalen Bewegung bereits antizipiert, den die NSDAP bald darauf für sich beanspruchte. Es ist dabei eine ironische Volte der Geschichte, dass es ausgerechnet jene »konservativ-revolutionären« Kräfte waren, die bei der NSDAP sogar noch sozialistische Reste am Werk vermuteten und Hitler schließlich an die Macht bringen sollten. Franz von Papens Berater und Redenschreiber Edgar Julius Jung kritisierte die Partei mehrfach scharf von rechts. Er misstraute ihr aufgrund ihrer Massenbasis, die er mit Marxismus assoziierte, und verdächtigte sie, aufgrund ihres Auftretens als Partei den Parlamentarismus zu stärken. Für die eigenen Pläne zur Errichtung einer auf Wirtschaft, Militär und Adel gestützten Diktatur nach dem Vorbild Mussolinis sollte sie jedoch ihren Zweck erfüllen – als »Referat Volksbewegung« zur Bändigung der Massen.[118] Mit diesem Kalkül verhalf Papen als Koalitionspartner der NSDAP Hitler im Januar 1933 zur Reichskanzlerschaft. Allerdings dachte die Partei nicht daran, sich als Handlangerin einspannen zu lassen. Hitler nahm auf dem Weg in die Staatskanzlei Papens Hilfe dankbar in Anspruch und machte bei der ersten Gelegenheit kurzen Prozess. Edgar Julius Jung, der die NSDAP unter Liberalismus-Verdacht gestellt hatte, wurde 1934 im Zuge der Röhm-Krise von der SS ermordet. Für die heutige Neue Rechte ist er daher zur Kultfigur avanciert, mittels der sich die »antifaschistische« Fassade ebenso aufrechterhalten lässt wie mit der Legende von den »linken Nazis«.
Um es nochmals zu rekapitulieren: Die NSDAP war gemessen an Wählerinnen und Wählern sowie Mitgliedern keine »Arbeiterpartei«, revolutionär war sie, wie der gesamte radikale Nationalismus in der Weimarer Republik »revolutionär« war: gegen die Demokratie und gegen den Versailler Frieden. Ihr »Sozialismus« orientierte sich an der Tradition des »deutschen« oder »Kriegssozialismus« von 1914 und war nicht klassenspezifisch, sondern volksgemeinschaftlich. An die Stelle einer revolutionären Klasse hatte sie die Rasse gesetzt, statt Emanzipation und Gleichheit strebte sie nach Bindung und Hierarchie. Die Begriffswahl zielte, wie das Lexikon geschichtlicher Grundbegriffe vermerkt, ganz wie anschließend die NSDAP auf die »Suggestivwirkung« von »Sozialismus«, mitunter sogar zu dem Preis, dass Hitler »konservativ mißverstanden werden konnte. Die Identität der Worte verdeckte die Divergenz der inhaltlichen Bestimmung.«[119]
Der Schlüssel für diese Rechts-links-Verwirrung, mit der die Neuen Rechten und die AfD heute ihre Bauernfängerei betreiben, ist an anderer Stelle als im Begriff der »Arbeiterpartei« zu suchen. Er findet sich in der mit dem Ersten Weltkrieg zutage getretenen Notwendigkeit der Massenintegration für eine stabile Herrschaft in der modernen Gesellschaft. Die daraus entstehenden sozialpolitischen Maßnahmen waren populistisch, aber dadurch nicht notwendig »links«. Hier liegt ein wesentlicher Unterschied zum Altkonservatismus, dessen Adelsprinzip im Gottesgnadentum theologisch legitimiert und der somit nicht auf hohe Beliebtheitswerte der Fürsten angewiesen war. Die Führerdiktatur des Nationalsozialismus sicherte ihre Herrschaft hingegen durch eine Massenbasis ab, »es war die Nationalisierung der Massen, die der Doppelbegriff ›Nationalsozialismus‹ anzeigen sollte, von ›Sozialismus‹ war im positiven Sinne nicht die Rede.«[120] In ihrem Anspruch, das ganze deutsche Volk zu vertreten, konnte sie es sich nicht leisten, wesentliche Bevölkerungsteile gegen sich zu haben. Die Folge waren begriffliche Anleihen bei der Linken während der Bewegungsphase, mitunter moderne sozialpolitische Maßnahmen in der Regimezeit sowie später eine gesteigerte Aufmerksamkeit für die Verteilung der Kriegslasten. Es galt, die Fehler des Kaiserreichs während des Ersten Weltkriegs zu vermeiden und den Anschein einer »Volksgemeinschaft« aufrechtzuerhalten. Allerdings war der dem allem zugrundeliegende Begriff vom Volk eben kein sozialer, er war dezidiert rassebiologisch ausgerichtet. Er schuf keine Solidargemeinschaft der Gesellschaft, sondern eine Schicksalsgemeinschaft des Blutes und implizierte – ganz wie bei Carl Schmitt formuliert – die Ausscheidung des Heterogenen. Daher war, wie der NS-Forscher Michael Wildt schreibt, die nationalsozialistische »Volksgemeinschaft vor allem durch Grenzen, durch Exklusion bestimmt. Nicht so sehr die Frage, wer zur Volksgemeinschaft gehörte, beschäftigte die völkische Rechte, als vielmehr, wer nicht zu ihr gehören durfte«.[121] Dieser Aspekt ermöglichte der NS-Bewegung eine heterogene Struktur und verstärkte die soziale Integrationskraft, ohne sie deshalb zu einer Partei der Linken zu machen. Sie hatte lediglich die Bedeutung der Begriffe »Sozialismus«, »Nation« und »Volk« in ihrem Sinne überschrieben.
Das »Deutsche Demokratische Reich« als antikommunistische DDR-Nostalgie

»Volk«

Michael Wildts kritische Reflexionen zur nationalsozialistischen »Volksgemeinschaft« waren eine Reaktion des Berliner Historikers darauf, dass die AfD vom Moment ihrer Gründung an den Anspruch erhob, die eigentliche Vertretung des »Volkes« zu sein – und in Person der ehemaligen Vorsitzenden Frauke Petry sogar versuchte, den Begriff »völkisch« politisch zu rehabilitieren. Da Demokratie »Volksherrschaft« bedeute, lautete das Argument, sei daran doch nichts Falsches. Wie bei allen populistischen Parteien zählten auch bei der AfD die »Berufspolitiker«, die jeden Kontakt mit dem Volk verloren hätten, schon in der Frühphase zu ihren wichtigsten Feindbildern. Nach ihren Vorstellungen sollten Volksentscheide diese Repräsentationslücke füllen und »Volkes Stimme« in der Politik stärken. »Dieser starke Bezug auf das Volk und auf direkte Demokratie«, kommentiert Wildt, »gelingt der AfD nur, weil sie ein spezifisches Volksverständnis besitzt, nämlich ein homogenes Volk will.«[1]
Dieser rechten Agitation kommt traditionell die semantische Doppeldeutigkeit des Volksbegriffs entgegen. Im Umfeld der Partei hat Götz Kubitschek 2015 vorgemacht, wie sich die Doppeldeutigkeit des Volksbegriffs als politische Kategorie einerseits und als biologistische andererseits ausspielen lässt. In einer Rede in Leipzig führte er das Volk – im Sinne von demos – zunächst als Souverän ein, um den Inhalt dann Schritt für Schritt zur Blut- und Schicksalsgemeinschaft – ethnos – zu verschieben.[2]
Angesichts dieses Anspruchs, den »wahren« Souverän wieder zur Geltung zu bringen, war es nur folgerichtig, dass auf Plakaten, Transparenten und in Sprechchören bei Pegida und ähnlichen Aufzügen die Parole der Wende von 1989 auftauchte: »Wir sind das Volk!« Damit war eine weitere geschichtspolitische Linie gezogen, die von der Bürgerrechtsbewegung der ehemaligen DDR bis in die heutige Protestkultur der extremen Rechten reicht – ganz wie es 2019 im Brandenburgischen Wahlkampf unmissverständlich auf AfD-Plakaten zu lesen war: »Damals wie heute: Wir sind das Volk!«
Diese symbolisch stark aufgeladene Beschwörung des »wahren Souveräns« öffnet die Tür zu einem weiteren geschichtspolitischen Phänomen dieser Tage, mit dem sich aus rechter Sicht diverse historische und politische Widersprüche vereinen lassen: das Paradox einer antikommunistischen DDR-Nostalgie. Sie ist besonders in Ostdeutschland Teil der Agitation, wo es ihr biographische Elemente der Adressaten erleichtern, Erinnerungen abzurufen und emotionales Einverständnis herzustellen. Als eine bemerkenswerte Rückprojektion wird sie von interessierter Seite aktiv in das politische Tagesgeschäft eingebracht.
Zunächst sollte diese neuerliche Verzerrung der Geschichte jedoch nicht leichtfertig mit dem Selbstbewusstsein vieler Ostdeutscher verwechselt werden, das durch die konkreten historischen Unterschiede zum »Westen« geprägt ist. Vor dem Hintergrund der sozialen und biographischen Verwerfungen ist die Herausbildung einer solchen Ost-Identität völlig nachvollziehbar. Doch bilde diese, wie der Soziologe Steffen Mau jüngst beschrieben hat, eigentlich eine vergleichsweise »dünne und latente Identität«.[3] Bei der Untersuchung dieser Haltung weist er zudem auf starke Generationsunterschiede hin, doch wäre es verwunderlich, wenn sich in den auch nach drei Jahrzehnten noch so genannten »neuen Bundesländern« kein von den »alten« unterschiedenes Kollektivbewusstsein ausgeformt hätte. Als Minimaldefinition dieses Phänomens schlägt Mau folgende Formel vor: »Ostdeutsche Identität bezieht sich auf den Osten als spezifischen Erfahrungs-, Sozial- und Kulturraum, der als subjektiv erlebter und gedeuteter kollektiver Zusammenhang zum Thema wird.«[4] Das hier verhandelte Identitätsangebot der AfD geht, wie noch zu sehen sein wird, weit darüber hinaus.
Dabei handelt es sich auch um mehr als die vor allem in den Transformationsjahren nach der Wende diskutierte »Ostalgie«, in der die erwachsene Verklärung der eigenen Jugendjahre bei Ostdeutschen generationsbedingt mit dem DDR-System zusammenfiel.[5] Im Zentrum der rechten Appelle stehen also nicht einfach die Form eines Ampelsignals oder der vergessene Geschmack der NVA-Erbsensuppe, es geht auch weniger um das reale Ost-West-Gefälle in Grundeigentum, Renten und Einkommen, vielmehr spielen Fragen der gesellschaftlichen Liberalität und des Lebensstils eine Rolle. Im Gegensatz zu einer Identitätsbildung, die an das eigene Erleben geknüpft ist, wird die antikommunistische Verklärung der DDR damit explizit politisch aufgeladen. Ganz wie bei der Neuschreibung der sowjetisch-russischen Geschichte stehen in ihrem Mittelpunkt nicht soziale, sondern ordnungs- und kulturpolitische Belange. Ihre Traditionslinie ist in erster Linie autoritär.
Um dieses beanspruchte Erbe des »Ostens« schließlich antreten zu können, hat die Propaganda der äußersten Rechten die dortigen spezifischen Gefühlslagen verstärkt und politisch ausgebeutet. Anders als die Ostalgie der 90er sieht Mau diesen neuen »ostdeutschen Identitätsdiskurs nicht mehr nur im Trümmerfeld der Partei Die Linke, in den Wärmestuben der Volkssolidarität und auf Ostrock-Partys«, er sei längst auch in der Hoch- und Alltagskultur sowie der Politik etabliert.[6] Damit ist dieses Bewusstsein faktisch in vielfältiger Gestalt anzutreffen, muss aber allein weder eine volle Identität bestimmen noch unmittelbare politische Konsequenzen zeitigen.
Die Erfolgsbedingung für die autoritär-populistische Strömung ist also die gezielte Bewirtschaftung dieser zunächst politisch unbestimmten und latenten Identität gewesen, um vorhandene Differenzen noch zu vergrößern und die Empfänger mit politischen Deutungsangeboten zu versorgen.[7] Vorausgegangen war allerdings ein Perspektivenwandel des rechten Lagers, das sich wie im Fall Russlands zunächst selbst von den jahrzehntelang eingeübten Stereotypen befreien musste. Noch unmittelbar nach der Wende hatte die neurechte Publizistik sehr misstrauisch auf das »Erbe der DDR-Bewußtseinsindustrie« geblickt und sich gefragt, welche Einflüsse nun auf das Land wirken würden.[8] Die Skepsis ist allmählich der Begeisterung gewichen, und heute beutet dasselbe Milieu die antiliberalen Hinterlassenschaften der SED schamlos aus.
AfD & Co. verstanden es schnell, das »neue Selbstbewusstsein Ost« in ihrem Sinne autoritär, völkisch und national zu lenken, indem sie identitätsstiftende Elemente gezielt politisch aufluden. In der mit viel Aufwand betriebenen Rekonstruktion wurde der »Osten« jetzt »als Gegenbild zum Westen [verstanden], als Bollwerk gegen liberale Strömungen oder als Avantgarde einer Entwicklung, die man sich gesamtdeutsch wünscht. Der Westen erscheint aus dieser Perspektive als verweichlicht, migrantisch, in den Fängen einer ›linksgrünen‹ und ›woken‹ Kulturelite, der Osten hingegen als ›national befreite Zone‹. Der Westen ist so, wie man nicht werden möchte.«[9]
Bei dieser mehr und mehr wirkungsmächtigen Disposition ist allerdings in Vergessenheit geraten, dass bis 1989 die Wiedervereinigung fast ausschließlich auf der Agenda der politischen Rechten stand und diese es auch nach dem Mauerfall mit der Umsetzung besonders eilig hatte. Es entbehrt nicht der Ironie, dass sich bei den letzten Volkskammerwahlen 1990 ausgerechnet das Bündnis konservativer Ost-Parteien (CDU-Ost, DSU und DA), das vehement für eine sofortige Vereinigung eintrat, »Allianz für Deutschland« nannte und damit dasselbe Kürzel hatte wie jene Partei, die heute die ostdeutsche Sonderidentität besonders intensiv bedient. Der zunächst positive Blick nach »Westen« hat offensichtlich eine starke Trübung erlitten. Knapp drei Jahrzehnte, nachdem seine Partei eilig zur Vereinigung drängte, diktierte der ehemalige DDR-Dissident und zur Wendezeit einflussreiche sächsische CDU-Ost-Politiker Arnold Vaatz dem Spiegel den Satz: »Wir sind alle mit dem Westen fertig, […] es gibt den Westen für uns nicht mehr.«[10] Solche Positionswechsel macht die These des Sozialpädagogen Tobias Frank schlüssig, die die heutige Ablehnung als Resultat eines »Kulturschocks« begreift, in dem sich erst Euphorie, dann Entfremdung und schließlich Eskalation aus Enttäuschung Bahn brechen können – um anschließend im günstigen Fall zur Verständigung zu finden.[11]
Der Osten der Rechten

Bevor sich allerdings die Wogen wie erhofft glätten können, müssen einige Hindernisse aus dem Weg geschafft werden, die mittlerweile durch Agitation und durchaus auch schlechte Erfahrungen errichtet wurden. Die Bedingungen dafür sind jedoch erschwert, denn als ein biographisch und sozial konkret erfahrbarer Raum bot der »Osten« besondere Vorteile für jegliches Abgrenzungsbestreben, was die Differenz sich entsprechend tief im Denken verankern ließ. Die Dichotomie von »Ost« und »West« fungiert inzwischen nicht nur als ordnendes Element für bereits erlittene oder noch befürchtete Verluste, sondern liefert zugleich Zugehörige und Fremde, Opfer und Täter. Diese Eigenschaften fügen sich harmonisch in die Welterklärungsmuster der extremen Rechten ein, wonach sinistre Kräfte einer »globalistischen Elite« mittels Pandemien, Weltmarkt, Migration und »Kulturmarxismus« die Vernichtung autochthoner Bevölkerungen vorantreiben. Derartige Verschwörungserzählungen, führt der Sozialökonom Jan Weyand aus, verwandelten »alle sozialen Phänomene in Beziehungen zwischen Gruppen«, und machen den sozialen Raum zum »Raum intern hierarchisch strukturierter Gruppen«. Eine Wahrnehmung, die in Kombination mit einer geographischen Ordnung noch befeuert werden dürfte, da sich in ihr die Grenzen noch leichter ziehen lassen. Es etabliert sich eine Sichtweise, nach der es »neben der Hierarchie in der eigenen Gruppe […] noch genau zwei Gruppen gibt: böse Täter und unschuldige Opfer.« Diese Gliederung, fährt Weyand fort, sei deshalb elementar, weil »die Aufdeckung des bisher verborgenen Tuns […] die Voraussetzung für Gegenmaßnahmen ist«.[12] Nach diesen Vorgaben lässt sich das reale Ost-West-Gefälle in die konkret erfahrene Welt integrieren, inklusive der durch AfD & Co. angebotenen »Gegenmaßnahmen«.
Im »Ost-West-Konflikt«, dessen Muster in gewissem Sinne auch im größeren Maßstab – Russland versus »der Westen« – gilt, kommt diesem Denken die klare territoriale Abgrenzung entgegen. Das »Böse« zählt in der imaginierten Gemeinschaft nicht dazu, es steht als Bedrohung außerhalb – westlich der Elbe. Störende Elemente in der eigenen Gruppe lassen sich im geographisch geschlossenen Raum entweder unter der Gemeinschaftsrhetorik kaschieren oder tatsächlich zum Schweigen bringen. Dieses Denken hat einen hohen Wirkungsgrad, da es ordnende Funktionen verbürgt. Zur Steuerung der Wahrnehmung übernimmt es »soziale, normative und emotionale« Leistungen, die die »soziale Welt nach einem banalen, aber wirkmächtigen Schema in eine Welt von ›guten‹ und von ›bösen‹ Akteuren [ordnen] und die eigene Person der Gruppe der Guten zu[rechnen]. Verschwörungstheorien legen Zugehörigkeiten fest, d. h. sie haben eine Identitätsfunktion, sie verbinden Welterklärung und soziale Identität.«[13] Das Resultat ist eine mehrfach – lokal, historisch, biographisch und politisch – abgesicherte Identität, die genau weiß, dass ihr Gefahr aus »dem Westen« droht.
Diese Anti-Haltung scheint massentauglich geworden zu sein, wovon schon der Lobpreis der Ostidentität in den rechten Social-Media-Blasen zeugt. »Ostdeutsch«, verkündet ein seit Jahren durch das Internet geisterndes und vielfach geteiltes Motiv, sei »ja heutzutage ein Kompliment«. Es folgt eine Aufzählung der angeblich im Westen verlorenen Tugenden: »abgeschlossene Ausbildung, saubere Ahnentafel, Allgemeinbildung, rationales Denken, technisches Grundverständnis, ideologiefreie Weltanschauung«. Was sich dem Publikum als witziger Spruch anbiedert, steht jedoch für weit mehr als nur für Spießerhumor.
Die Formel »ideologiefreie Weltanschauung« ist zwar widersinnig, bezeichnet aber genau das Selbstverständnis jener AfD-»Normalität«, die stets alle anderen von CSU bis Grüne für irregeleitet hält. Auch der so breitbeinig vorgetragene Produzenten- und Bildungsstolz hat wenig mit der Realität zu tun. Schließlich sind die Lage am Arbeitsmarkt, Schulabbruchquoten und Ausbildungssituation in den ostdeutschen Bundesländern weit dramatischer als im Westen.[14] Die »saubere Ahnentafel« hingegen gibt in purem Nazi-Jargon das Phantasma des »homogenen Volkes« wieder und bezieht sich auf ein Verständnis, nach dem man »rein deutsch« nur noch auf dem Territorium der Ex-DDR sein könne. Wie bei vielen vergleichbaren Social-Media-Phänomenen tat das offene Bekenntnis zur NS-Rassenideologie – hier unter der Fahne der »Ideologiefreiheit« und mit dem Begriff »Ahnentafel«, der heute fast nur noch in der Adelsforschung und Haustierzucht verwendet wird – dem Erfolg des launigen Sprüchleins keinen Abbruch.
Offensichtlich bedient die Melange aus Ostidentität und völkischem Nationalismus ein verbreitetes Bedürfnis, wie sich auch in den Autoaufklebern zeigt, die in großen Frakturlettern stolz die Herkunft des Fahrzeughalters verkünden: »Ostdeutschland«! Diese Ortsbestimmung wird auch in Fankurven und bei rechten Aufmärschen laut vorgetragen und ist längst nicht nur geographisch gemeint. Aus diesem Kalkül, so Steffen Mau, sei das ostdeutsche Selbstverständnis zwischen Opfer und Avantgarde routiniert von rechts gefördert und eine erfolgreiche »Marke« geschaffen worden.[15]
Die AfD wusste sich dieser ostdeutschen Identitäts-Bedürfnisse von Beginn an anzunehmen. Schon früh hatte sie einen AfD-blau lackierten Trabbi auf Tour über ostdeutsche Dörfer geschickt. So nutzte sie ein Auto, das nach 1989 niemand mehr fahren wollte, um sich mit der Aufschrift »Hol’ dir dein Land zurück!« auf eine Vergangenheit zu berufen, die es nie gegeben hatte.[16] Nach ähnlichem Muster arbeitete die Parole der Brexit-Kampagne in Großbritannien: »take back control!« – als habe es jemals irgendwo und dann noch in einer so ausgeprägten Klassengesellschaft wie der britischen die volle Souveränität des Einzelnen gegeben. In den nächsten Jahren wird sich zeigen, ob der politische Sonderweg der ostdeutschen Bundesländer mit der AfD in der föderalen Struktur Deutschlands ähnliche Konsequenzen nach sich zieht wie der Brexit, mit dem »aus lauter imaginierter Machtvollkommenheit nichts anderes betrieben worden [ist] als eine Demontage der eigenen Position in einem institutionalisierten Zusammenhang, dessen verhasste Institutionen dabei nicht einmal unbedeutend geworden sind.«[17]
Im Zuge dieser Selbstfindung machte die Verwendung von Objekten des DDR-Alltags für rechte Botschaften Schule. Im Landtagswahlkampf 2024 verbreitete die AfD die Parole »Simson statt Lastenrad«. Mittels der Suhler Motorradmarke, die wie der Trabbi längst vom Markt verschwunden ist, appellierte sie einerseits an die Ostidentität, richtete sich aber zugleich gegen den »grünen« Lebensstil. Eine ähnlich symbolische Funktion erfüllt auch das von der AfD turnusmäßig geleistete Lob der Braunkohle als Energieträger der Zukunft. Der wegen seiner Unwirtschaftlichkeit außer Gebrauch kommende Brennstoff ist nicht nur eng mit der Erinnerung an den DDR-Alltag verbunden, er gilt aufgrund seiner hohen Schadstoff-Emission und schlechter Energiewerte unter Klimaschutzgegnern als ultimative Provokation für das ökologische Bewusstsein und damit als ein weiterer Schlag gegen die Grünen. Schon diese Eigenschaft als symbolische Negation der Energiewende machte Braunkohle zusammen mit der ebenfalls gelobten Atomkraft und russischem Gas schließlich zu einem Fixpunkt der AfD-Energiepolitik.[18] Letztlich sind dies Trotzreaktionen, vergleichbar mit dem Phänomen der Coal Roller in den USA. Diese Autofahrer manipulieren ihre Motoren so, dass eine ungefilterte schwarze Abgaswolke ausgestoßen wird, preisen dies als individuellen Freiheitsbeweis gegen die angeblich staatlich oktroyierten ökologischen Zwänge und präsentieren der Welt damit ein beachtliches Vernunftdefizit.
Die Frage, wie sinnvoll oder nur realistisch diese Braunkohle-Forderungen sind, wird gar nicht erst gestellt. Immerhin berufen sich führende AfD-Politikerinnen wie Alice Weidel und Beatrix von Storch ausgerechnet auf Maggie Thatcher, die Mitte der 80er Jahre der britischen Kohleindustrie brachial den Garaus gemacht hat. Die Vorstellung, dass eine Partei, die sich dem rigorosen Wirtschaftsliberalismus Thatchers verschrieben hat, ausgerechnet einen veralteten und subventionsabhängigen Industriezweig wie den ostdeutschen Kohlebergbau reaktiviert, ist schon abstrus. Und nicht nur das, Thatcher war mit ihrer kategorischen TINA-Politik (»There is no alternative«) auch die Schöpferin der »Alternativlosigkeit«, die man Angela Merkel so sehr ankreidete. Ein ähnliches Szenario bietet sich in der Frage von Grundbesitz in der ehemaligen DDR. Beatrix von Storch hat ihre politische Karriere, wie bereits erwähnt, mit einer von einem Adelsnetzwerk getragenen Kampagne zur Revision der Bodenreformen in der SBZ von 1945/46 begonnen. Ihre Partei kämpft heute im Bundestag ebenfalls für Rückgabe oder Entschädigung der ehemaligen Grundbesitzerfamilien, was kaum im Sinne so mancher ostdeutscher Landwirte und Datschen-Eigner sein dürfte.[19]
Vor allem die realen sozial- und wirtschaftspolitischen Positionen der AfD stehen ihrem Image als Anwalt der »kleinen Leute« in Ostdeutschland vielfach entgegen. Doch mithilfe identitätspolitischer Angebote und dem retrospektiven Phantasma einer harmonischen, souveränen und wohlhabenden DDR soll ein Gegenpol zu den politischen Traditionen geschaffen werden, die als »westlich« gelten. Ähnlich wie die geschichtspolitische Agitation den Charakter des Nationalsozialismus verschiebt, ordnet sie so auch die DDR rückblickend anders ein. Aus der autoritären Kontrollgesellschaft des Staatssozialismus wird eine anheimelnde, identitätsstiftende Gemeinschaft, in der Recht und Ordnung herrschten. In diesem Tenor klagte AfD-Chef Tino Chrupalla 2020 im Bundestag, nach der Wende sei die dort noch verbreitete »Hilfebereitschaft« und »Mitmenschlichkeit« verlorengegangen.[20] Das Lamento unterschlägt sowohl die materiellen Zwänge, die diesen Zusammenhalt herbeigeführt haben, als auch die repressiven Schattenseiten eines engen Sozialgefüges. Tatsächlich sollen die mit dieser Rhetorik aufgerufenen nostalgischen Affekte jedoch in erster Linie die politische Entfremdung vom »Westen« fördern.
Das Land verlorener Tugenden

Die so aufgebaute Identität hält selbst noch für das faktische Scheitern des Realsozialismus eine plausible Erklärung parat, indem sie die Schattenseiten der DDR – Kommandowirtschaft, kontrollierte und militarisierte Normalität – einer Minderheit ferngesteuerter Kommunisten überantwortet. Das alltägliche Arrangement der meisten Menschen mit diesen Verhältnissen wird hingegen nicht thematisiert. Am Ende nimmt sich die DDR-Gesellschaft als eine intakte Welt aus, die ohne die Zumutungen der globalisierten Moderne und insbesondere ohne Fremde ausgekommen sei. (Da die »Vertragsarbeiter« aus den »Bruderstaaten« meistens kaserniert untergebracht und weniger sichtbar waren, sind sie aus dieser verklärenden Erinnerung verschwunden.) Dem Glück im Weg gestanden hätten lediglich kommunistische Parteikader mit einer falschen ökonomischen Ordnung, besser als die ›politisch korrekte‹ Gegenwart sei es allemal gewesen.
Mitunter stößt daher sogar die ebenfalls verbreitete Gleichsetzung dieser Gegenwart mit der DDR auf Widerspruch, nicht weil sie der Bundesrepublik, sondern weil sie der DDR Unrecht täte. In diesem Sinne erhob sich im Kommentarbereich der AfD-nahen Wochenzeitung Junge Freiheit Protest, nachdem in einem Bericht über »30 Jahre Mauerfall« diverse Parallelen zwischen der bundesdeutschen Gegenwart und dem SED-System behauptet worden waren. Schließlich, so argumentiert eine erboste Leserin, habe die DDR »noch preußische Werte gelebt, wie Ehrlichkeit, Pünktlichkeit, Disziplin, Sauberkeit, Höflichkeit, Anstand.«[21] Vor allem seit der Corona-Krise und dem russischen Überfall auf die Ukraine erscheint die DDR als das bessere Deutschland unter russischer Schirmherrschaft, deren Bürgern zwar die Freiheit, aber nicht die nationale Identität genommen worden sei. Die Parallelen zu den Mustern der antiwestlichen Agitation in Putins Russland sind augenfällig.
In diesem Tenor hat Jürgen Elsässer für die Zeitschrift Compact dem untergegangenen Staat zum 70. Gründungstag 2019 eine wahre Lobeshymne verfasst. Gleichwohl er dem Kommunismus längst abgeschworen habe, komme er nicht umhin, der DDR »eine Träne nach[zu]weinen«. Trotz Unterdrückung sei dort vieles besser gewesen, weshalb bei ihm seit Längerem eine aus »Patriotismus« gespeiste »Ostalgie« erwacht sei. Familienpolitik, Heimatliebe, Ausländerpolitik, in allem habe der Osten den richtigen Weg beschritten. Mit Grauen erinnert er sich hingegen an seine Zeit im Westen: »Ich war 14 Jahre lang Lehrer in Baden-Württemberg. In den 1980er Jahren hatte ich viele Kinder von DDR-Übersiedlern – es waren immer die Besten der Klasse. Rechtschreibung, Rechnen, Sport, Disziplin, Höflichkeit – alles hat gestimmt.« Elsässer vergisst zwar zu erwähnen, dass der Kommunistische Bund, dem er einst angehörte, ideologisch nicht auf Ost-Berlin fixiert war, aber in seinem Lob der »roten Preußen«, wie er Wolfgang Venohr bemüht, manifestiert sich die maximale Abkehr von »’68«.[22]
Eine ähnliche Interpretation des Arbeiter- und Bauern-Staates bietet auch Heino Bosselmann. Der ehemalige Angehörige der DDR-Grenztruppen schreibt seit Jahren als Autor mit ausgeprägter Ost-Identität für die Junge Freiheit und Sezession. 2014 hat er als Teil der »letzten Generation Kalschnikow« einen wehmütigen Rückblick auf seine Schulzeit in der DDR geworfen. Das damalige Ethos fasst er mit »Leistung bringen, sich anstrengen, die Eltern stolz machen« zusammen.[23] Die Deutung der DDR als Motivationsparadies ist zwar originell, doch die Allgemeingültigkeit der Aussagen ist mehr als fraglich. Letztlich wirkt es wie eine kriseninduzierte Reaktivierung des damaligen offiziellen Leitbildes; Angehörige oppositioneller Jugendkulturen erinnern eine völlig andere Realität, fernab des propagierten sozialistischen Leistungsideals.[24]
In einem späteren Rückblick hat Bosselmann mit gesteigerter Wehmut sogar eine Parallele zwischen der DDR und den amerikanischen Südstaaten gezogen, die ihm zudem ein interessantes Vorbild in lokalem Eigensinn bieten. Auch diese hätten »nach dem verlorenen Sezessionskrieg tragisch erkennen müssen, daß der starke industrialisierte Norden überlegen war – damals ja bereits dank Kapitalismus und Liberalismus. Immerhin pflegte der unterlegene Süden trotzig seine Legende vom ›Grand Old South‹, und so ähnlich verharrten wir etwas verstockt und regionalromantisch bei manch entscheidender Prägung.« Er selbst, schreibt Bosselmann, habe nach der Wende erleben müssen, dass seine Heimat von einem Land übernommen worden sei, das sich selbst bereits in Dekadenz und Wohlstand verloren habe. Für Bosselmann offenbaren sich in der heutigen Rückschau die kolonisierenden westlichen Sieger »absolut west-links, während die untergegangene DDR in sich selbst eher preußisch-konservativ verfaßt geblieben war – ein seltsamer Stagnationsraum letztlich tragischen Engagements, plötzlich der Zugluft des ›Wind of change‹ preis[ge]geben.«[25]
Ost-Berliner Politiker wären vor 1989 sicher erstaunt gewesen, welche positiven Gefühle ihr Staat nachträglich bei Leuten auslöst, die sich nach eigenen Angaben zuvor nie mit ihm identifiziert haben. Angesichts von Marx’ Schrift Der nordamerikanische Bürgerkrieg und des Engagements deutscher Revolutionäre aufseiten der Nordstaaten wäre ihnen ein positiver Bezug auf die Sklavenhalter-Gesellschaft des Südens kaum in den Sinn gekommen.[26] Mit Blick auf die bis heute bestehenden illiberalen Traditionen des US-amerikanischen Südens ist Bosselmanns Vergleich aber durchaus nachvollziehbar.
Deutschland – ohne »’68«

Die auf den ersten Blick ungewöhnliche Interpretation Bosselmanns einer preußisch-konservativen Verfasstheit der DDR fußt jedoch tatsächlich auf zwei Spezifika ihrer Geschichte. Zum einen spricht daraus die in den 70er Jahren eingeleitete Revision des Preußen-Bildes der DDR. Der hegemoniale Staat des Deutschen Reiches war zuvor in ihrer Geschichtsschreibung maßgeblich auf den Militarismus reduziert worden.[27] Damit begann eine stärkere Integration der Nationalgeschichte in den Sozialismus, die sich 1983 im doppelt begangenen Marx- und Luther-Jahr ausdrückte. Zum anderen war das Jahr 1968 dort durch eine staatsoffizielle Kampagne gegen westliche Einflüsse und vor allem durch die Niederschlagung des Prager Frühlings geprägt, weshalb der Konflikt mit der Kriegsgeneration verglichen mit den westlichen Ländern andere Formen ausbildete.[28]
Dieser Unterschied in den gesellschaftlichen Liberalisierungsprozessen der 1960er Jahre ist für die Agitation des rechten Randes unmittelbar anschlussfähig. Seit Jahrzehnten diente dort die APO-Bewegung als zentrales Feindbild, noch der unbändige Hass auf die Grünen heute erklärt sich daraus, dass die Partei als Fortsetzung von »’68« gesehen wird. Daher begrüßt man heute frenetisch das weitgehende Ausbleiben der Jugend-Revolte in der ostdeutschen Gesellschaft als Differenz zum Westen. Da mit dem weniger stürmisch verlaufenen Generationenkonflikt in der DDR-Tradition auch die Aufarbeitung der deutschen Vergangenheit die Gesellschaft jenseits der Staats- und Parteidoktrin weniger prägen konnte, gilt das Modernisierungsdefizit als geschichtspolitischer Vorteil, denn gerade die Entwicklung eines kritischen Geschichtsbewusstseins wird als ein Hauptfaktor für den nationalen Identitätsverlust in der Bundesrepublik beurteilt. Im Osten, heißt es, sei diese historische Reflexion weit weniger von der Bevölkerung verinnerlicht worden als im Westen und konnte sich aus diesem Grund weniger verheerend auf das Nationalbewusstsein auswirken. Selbst die im Ostblock doktrinäre Interpretation des Nationalsozialismus als reine Klassenherrschaft erweise sich nun als nützlich, wie auch Elsässer schreibt, denn diese »strenge Unterscheidung zwischen Nazi-Führung und Volk« habe es ermöglicht, dem Land »den Schuldkult zu ersparen« und »den Alp der zwölf Jahre abzuschütteln.«[29] Nachdem die dünne Schicht der kommunistischen Gedenkpraxis einmal beseitigt war, so der Gedanke, konnte der darunter verdeckte Stolz auf die deutsche Geschichte schnell wieder zum Vorschein kommen.
Programmatisch versucht die AfD daher, ihre starke Basis in den ostdeutschen Bundesländern für eine Revision des Geschichtsbildes zu nutzen. Wenn sie schon die Niederlage von 1945 nicht rückgängig machen kann, will sie zumindest den Charakter der DDR als das Deutschland produktiv machen, das von »’68« vergleichsweise verschont geblieben war. In diesem Sinne hat Björn Höcke bereits 2017 in Dresden, zu Beginn seines politischen Aufstiegs am rechten Rand der AfD, das Ziel einer »erinnerungspolitische[n] Wende um 180 Grad« ausgerufen. Dabei fehlte auch der Hinweis auf den Identitätsverlust durch eine angeblich fremdgesteuerte Selbstkritik nicht. Mit Verweis auf das Berliner Holocaust-Mahnmal attestierte er den Deutschen den »Gemütszustand eines total besiegten Volkes« und sprach vom »induzierten Irrsinn« seiner Gegner.[30]
Kubitscheks »geistiger Bürgerkrieg« um die Geschichte ist also längst ein politisches Großprojekt mit dem Ziel, endlich alle Arbeitsergebnisse einer Aufarbeitung der Vergangenheit abzustoßen. In dieser szenetypischen Lesart war die Vergangenheitsbewältigung lediglich ein Produkt äußerer Einflüsse, denen die bundesdeutsche Jugend durch die Westbindung ausgesetzt wurde. Dieses geostrategische Projekt der Nachkriegszeit sei, so führt es auch Antaios-Autor Thorsten Hinz in der Zeitschrift Cato aus, von den perfiden westlichen Siegern geistig mit einem Schuldkomplex unterfüttert worden. Hauptwerkzeug dafür sei die Installation von »Kapitulationswissenschaften« an den deutschen Universitäten gewesen, wie Hinz im Jargon der extrem rechten Publizistik schreibt, allen voran die Sozialwissenschaften mit der von den Remigranten Adorno und Horkheimer getragenen Kritischen Theorie. Deren späterer Statthalter Jürgen Habermas habe sich nach der Wende im Stil eines geistigen Kolonisators angeschickt, den Ostdeutschen nun diese »westliche« Lesart der Geschichte aufzudrängen. Anders als in der DDR, meint Hinz, habe aber die BRD-Intelligenz niemals ein Bewusstsein für die eigene Fremdsteuerung entwickelt, dabei sei die Emanzipation des Westens durch kritisches Bewusstsein in Wahrheit nur Umerziehung im US-amerikanischen Interesse gewesen. Im Gegensatz zu den US-amerikanischen Einflüssen seien die sowjetischen jedoch stets als äußerliche begriffen worden und ließen sich daher umso schneller abstreifen. Angesichts des nationalen Identitätsverlusts nach 1945 kann er daher in den Nachfolgestaaten des Deutschen Reiches nur materiell mehr oder weniger gut ausgestattete Spiegelbilder im Identitätsverlust entdecken: »Sozial befriedet und entpolitisiert, ließ es sich bequem ignorieren, daß die DDR-Diktatur die östliche Kehrseite dessen war, was Habermas als westliche Freiheitserfahrung pries. In der DDR war es sowohl für Anhänger wie für Gegner der SED selbstverständlich gewesen und wurde stets mit bedacht, daß der Staat ein Protektorat der Sowjetunion war. Genauso fand das angeblich unverstellte Rendezvous mit dem Weltgeist, die ›vorbehaltlose Aneignung von aufklärerischen Traditionen auf ganzer Breite‹, die die Habermas-Generation behauptete, im Rahmen eines auswärtigen politischen Kalküls statt.«[31]
Dazu lässt sich anmerken, dass erste Impulse der deutschen Nachkriegsgeneration zur Geschichtsbewältigung tatsächlich von Reeducation-Maßnahmen, Stipendien und dem Ausbau der Sozialwissenschaften profitierten. Aber die Argumentation unterschlägt dabei, dass sich die Kritische Theorie auch an US-amerikanischen Universitäten entfalten konnte und selbst von einer ausgesprochenen Reserve gegenüber der amerikanischen Alltagskultur getragen war. Vor allem ignoriert sie, dass die von ihr inspirierte Neue Linke und Friedensbewegung der Bundesrepublik selbst nicht frei vom Antiamerikanismus gewesen sind.
Wie zahlreiche Publikationen des Milieus zeigen, ist dieses Geschichtsbild innerhalb der Alten und Neuen Rechten Konsens. Seit Jahrzehnten würden durch den vom Westen aufoktroyierten Liberalismus verweichlichte und aufgrund eines »Schuldkults« identitätslos gewordene Deutsche durch ihre Zeitdiagnostik geistern.[32] Wesentliche Teile von Hinz’ Argumentation waren, wenn auch etwas weniger elaboriert, schon in Neonazi-Kreisen verbreitet. Über ein Jahrzehnt zuvor hatte Steffen Hupka, in den 90er Jahren Landesvorstand und Bundestagskandidat der NPD Sachsen-Anhalt, während einer kurzen Haftstrafe schon ähnliche Gedanken über die Einflüsse des »dekadenten« Westens notiert: »Das wahre Problem liegt aber ganz woanders: Unser Volk – wir alle – wurden seit 1945 umerzogen. In Mitteldeutschland funktionierte dies mit der Peitsche (Stasi u. a.) allerdings nur oberflächlich. In der BRD ging das mit Brot und Spielen schon viel besser. In Westdeutschland wurde die Seele vergiftet und jedes Gemeinschaftsgefühl zerstört. In der DDR geschah dies nicht in dieser Form, weshalb es dort sicher die ›besseren Deutschen‹, d. h. besseren Menschen gab, die seelisch nicht so sehr vergiftet waren. Auch das ist inzwischen Vergangenheit. Das Entscheidende der Umerziehung ist nicht der eingetrichterte Schuldkomplex! Dekadenz und Materialismus haben die Menschen seelisch, geistig und körperlich krankgemacht! Nur dadurch finden Schuldgefühle, Angst und Feigheit einen Nährboden.«[33]
Diese Passage führt vor Augen, dass selbst Neonazis sich rückblickend auf den Osten klammheimlich vom lang gepflegten antikommunistischen Schreckensbild entfernt hatten und das ehemalige Feindterritorium plötzlich als Sehnsuchtsort ausmachten. Nach dem Verschwinden der Sowjetunion soll in der Rückschau der übrig gebliebene US-geführte Westen auf einmal das größere Problem gewesen sein. Dass eine Strömung, deren Haupttriebkraft über Jahrzehnte ein militanter Antikommunismus und vor allem nach Osten gerichteter Revisionismus war, die DDR nach ihrem Verschwinden als wesensverwandt entdeckt, sieht nach einem rasanten Wechsel aus. Doch die geschichtspolitischen Operationen des rechten Randes bieten noch andere Überraschungen.
»Vollende die Wende!«

Trotz der Vielfältigkeit und den Widersprüchen in den positiven DDR-Referenzen von AfD-Politikern und rechter Publizistik scheinen diese ihre Anhänger zu überzeugen. Von außen betrachtet verkompliziert jedoch noch ein weiteres Phänomen die Analyse. Nicht selten geht die retrospektive Verklärung von Alltag und Gesellschaft der DDR mit einem Hinweis auf die ehemalige Oppositionsbewegung einher. Björn Höcke lässt bereits 2018 in seinem Gesprächsband Nie zweimal in denselben Fluss verlauten, dass »ein nicht kleiner Teil der AfD- und Pegida-Anhänger […] schon zur Wendezeit in der Bürgeropposition und auf der Straße« gewesen sei. Instinktiv habe das Volk die Parallelen zwischen DDR und der Regierung Merkels erkannt, denn in »den ehemaligen Landesteilen der DDR« habe man »Erfahrung mit einem volksfeindlichen Regime und sich ein skeptisches bis widerständiges Potential gegenüber den Regierenden bewahrt. Man ist auch sensibler für Manipulationen.« Aus dieser Erfahrung rührten auch die »ungleich größeren Wahlerfolge der AfD dort im Gegensatz zu den westdeutschen Ländern«.[34]
Sowohl der untergegangene Staat als auch seine Gegner dienen als Referenzen, doch selbst dieser scheinbare Widerspruch zwischen DDR-Lob und aufgerufener Bürgerrechts-Tradition ist ein kluger Winkelzug. Durch ihn wird der Vertretungsanspruch doppelt exklusiv, da er die gesamte DDR-Geschichte eingemeindet. Schließlich konnte die spezifische Erfahrung nicht nur der SED-Herrschaft, sondern auch der Dissidenz tatsächlich nur im Osten gemacht werden. Zugleich lassen sich mit dieser doppelten Anleihe an die DDR wie auch an ihre Opposition mögliche negative Assoziationen der Nostalgie gleich wieder kanalisieren, da sie Identifikationsmöglichkeiten für beide Seiten des DDR-Binnenkonfliktes bietet. Das Angebot nimmt diejenigen mit, die sich nach der »sauberen« und disziplinierten DDR-Gesellschaft sehnen, ebenso wie diejenigen, die stolz darauf sind, sich um ihre Abschaffung verdient gemacht zu haben. Beides befördert eine drastische Ablehnung der Gegenwart und taucht die Vergangenheit rückwirkend in das bessere Licht entweder einer überschaubaren Gesellschaft oder einer erfolgreichen Revolution. Mit diesem Manöver gelingt es der Agitation, sich neben der DDR selbst auch deren Ende anzueignen.
Aus diesen Gründen haben schon verschiedene Akteure danach getrachtet, vom symbolischen Mehrwert des Mauerfalls zu profitieren. Die extrem rechte Pegida-Bewegung machte den Versuch, ihre Anfänge mit den Protesten gegen die SED zu verknüpfen, und verwendete dabei auch die Parole »Wir sind das Volk«.[35] Wie die Historikerin Christina Morina anmerkt, verfügt gerade diese Formel über »enormes Mobilisierungspotential« in Ostdeutschland, da es mit ihr gelang, »vielschichtige und bis in die Umbruchszeit 1989/90 zurückreichende, im weitesten Sinne ›volksdemokratische‹ Hoffnungen und Enttäuschungen zu vereinnahmen.«[36] Angesichts dieser Diagnose ist es nicht überraschend, dass auch die AfD ihr Repertoire systematisch mit Wende-Bezügen aufrüstete. Bereits 2019 wartete die Partei während dreier ostdeutscher Landtagswahlkämpfe mit einem Slogan auf, der einen unmittelbaren Bogen zu 1989 schlug: »Vollende die Wende!«; als Variationen des Motivs verbreiteten sie auch Werbung für eine »Wende 2.0« oder die »blaue Wende«. Bedient sich die Partei in ihrer Agitation also einerseits DDR-spezifischer Elemente, um ein ostdeutsches »Wir-Gefühl« herzustellen, beansprucht sie mit diesen Sprüchen zugleich die Nachfolge der DDR-Opposition für sich. »Die 89er-Heldenerzählung«, kommentiert Mau diese Strategie, sei »zum Lametta [geworden], mit dem man den Protest – gegen das System und seinen vermeintlich zunehmend autoritären Charakter – aufwertet.«[37] Als Nebeneffekt weist diese Rhetorik dem politischen System der Bundesrepublik eine Ähnlichkeit mit dem DDR-Staatssozialismus zu, den es nun ebenfalls zu überwinden gelte. Der Vergleich sollte vor allem während der nachfolgenden Corona-Pandemie noch ausgebaut werden, als man zu einem besonderen Symbol griff, das untrennbar mit der Wendezeit verbunden ist: den »Montagsdemonstrationen«.
Aus Protest gegen die behördlich verordneten Covid-19-Hygiene-Vorschriften führten Impfgegner und andere Kritiker der staatlichen Eindämmungsmaßnahmen in Ost und West »Montagsspaziergänge« durch. Dabei war es Usus, die Bundesregierung in die Tradition mindestens der DDR, wenn nicht gleich des »Dritten Reiches« zu stellen. Als besonders skurriler Fall wurde eine Protestierende in Kassel bekannt, die sich mit der Widerstandskämpferin Sophie Scholl identifizierte. Ebenso erregten Vergleiche von Impfbefürwortern mit dem NS-Arzt Joseph Mengele Aufsehen und tauchten »Ungeimpft«-Symbole auf, die dem gelben Stern nachempfunden waren, den zu tragen die Deutschen im Zweiten Weltkrieg Juden zwangen. Leipziger Demonstranten versammelten sich unter der Wende-Anspielung »Geschichte gemeinsam wiederholen – friedliche Revolution« und verballhornten dabei das Walter Ulbricht-Zitat zum Bau der Berliner Mauer in »Niemand hat die Absicht, eine Impfpflicht einzuführen«.[38] Durch derartige Anleihen an die Geschichte wurde die Pandemie zu einer Zeit besonderer Maßlosigkeit. Vor verzerrenden Anrufungen des Historischen machten auch ehemalige Bürgerrechtlerinnen nicht halt. Angelika Barbe, einstmalige Mitbegründerin der Ost-SPD und späteres Mitglied im Kuratorium der AfD-nahen Desiderius-Erasmus-Stiftung, redet mit Blick auf die Novellierung des Infektionsschutzgesetzes 2020 von einem »Ermächtigungsgesetz« und formuliert weiter: »Zu vieles erinnert mich an die DDR. Es ähneln sich die Methoden der Machtsicherung heute wie gestern.« Sie zieht Parallelen zwischen dem »Judenstern« des NS-Regimes und der Maskenpflicht während der Pandemie und spricht in Anspielung auf die Berliner Mauer von einem »antiviralen Schutzwall«.[39]
Die Wirkung dieser Proteste ist aus zwei Gründen nicht zu unterschätzen: Zunächst erreichten sie durch die intensive Nutzung digitaler Medien erstaunliche Dimensionen. Auf ihrem Höhepunkt wurden allein in Sachsen wöchentlich mehr als 100 Aufzüge gemeldet. Zudem führten sie zu einer qualitativen Verschiebung, da sich dort mit den »Freien Sachsen« besonders radikale Akteure etablieren konnten. Kritische Beobachter konstatieren, dass die extreme Rechte die Corona-Pandemie erfolgreich als »Türöffner« für die eigenen Anliegen zu nutzen verstanden habe.[40] Das Phänomen war zwar keineswegs auf Ostdeutschland beschränkt, doch hier war die Berufung auf die DDR-Opposition besonders ausgeprägt und wurde durch eine entsprechende Symbolik noch unterstrichen: »Die Bilder der ›spazierenden Massen‹ an einer Vielzahl von Orten in Sachsen erzeugten das Gefühl, Teil einer großen Massenbewegung zu sein. Emotional stimuliert wurde diese Wahrnehmung durch Bezüge, die mit Slogans und Bildern zur Wendezeit 1989 hergestellt wurden. Die Nutzung des Montags für die ›Spaziergänge‹ oder die Nutzung des abgewandelten Slogans ›Wir sind das Volk‹, die Rede von einer Wende 2.0 zielten darauf, den Geist der Revolution 1989 quasi wiederzubeleben und mittels der geposteten Bilder sich selbst als Teil dieses Widerstandes zu gerieren.«[41]
Kaum war die Parole in der Welt, stellte auch Jürgen Elsässer einmal mehr sein demagogisches Talent unter Beweis und interpretierte die DDR erneut deutschnational. Mit dem »sozialistischen«, meint er, sei leider auch »das deutsche Element verlorengegangen« und fragt umgehend: »Kann dieser Fehler nach der schönen AfD-Devise ›Vollende die Wende‹ korrigiert werden?«[42] Mit Berufung auf die Wende ließ sich eben alles – Migrationsabwehr, Maskenverweigerung, Sozialabbau und sogar die eigene Sehnsucht nach einem autoritären Regime – antikommunistisch veredeln.
Aus der Sicht der Protestierenden waren diese Anknüpfungsversuche naheliegend. Schließlich empfand man »das System« nicht erst seit der Pandemiebekämpfung als bedrohlich und totalitär. Die Soziologin Carolin Amlinger analysierte das im Querdenker-Milieu geforderte Politikmodell als Konzept einer »alternativen Souveränisierung«, das auf der Ablehnung von parlamentarischer Kontrolle, Repräsentation und anderen Delegationsprinzipen der modernen Gesellschaft beruht.[43] Damit bot sich eine unmittelbare Anschlussfähigkeit für die Modelle der plebiszitären Mehrheitsdiktatur, wie sie in den Kreisen der extremen Rechten diskutiert werden, die an den Protesten entsprechend rege teilnahmen. Ähnliche Motive waren bereits während der so genannten »Flüchtlingskrise« im Winter 2014/15 aufgeblitzt, als es – fälschlich – hieß, Angela Merkel habe »die Grenzen geöffnet«. Im Gegensatz dazu hatte die DDR 1961 zwar die Grenzen geschlossen, aber immerhin, so das Argument, sei beides gegen den Willen des Volkes gewesen.
Diese Erzählung konnte sich festsetzen und wurde durch die Jahre auf allen Ebenen – vom Social-Media-Post bis zur Politikerrede – perpetuiert. In seiner Begrüßungsrede auf dem 9. Bundesparteitag der AfD in Augsburg 2018 fühlte sich Parteisprecher Alexander Gauland an »die letzten Monate der DDR erinnert«, verglich die CDU-Bundeskanzlerin Angela Merkel mit Erich Honecker und lieferte gleich noch eine Hitler-Anspielung dazu.[44] Sein persönlicher Referent Michael Klonovsky hatte bereits 2016, kurz bevor er die Redaktion des Focus verließ, öffentlich verlautbaren lassen, Hitler und Merkel seien durch eine »ins Metaphysische reichende Allianz« mit dem Ziel verbunden, »das Verschwinden der Deutschen« ins Werk zu setzen.[45] Einen größeren Skandal hatten weder Gauland noch sein baldiger Redenschreiber damit verursacht. Auch unter Konservativen war es schon länger üblich geworden, nach US-Gepflogenheit das Konzept des Sozialstaats als »sozialistisch« oder »DDR 2.0« zu brandmarken oder gleich mit dem Nationalsozialismus zu verbinden.[46]
Besonders gegenüber der selbst DDR-sozialisierten damaligen Bundeskanzlerin häuften sich die Anspielungen auf das DDR-Regime und die Oppositionsbewegung auffallend, weshalb Christina Morina hier von der »ostdeutschen Kanzlerin« als einem »Repräsentationsparadox« spricht.[47] Nicht erst seit Pegida wurde Merkels Herkunft auch von Kräften immer mehr in den Mittelpunkt gerückt, die sonst die Unsichtbarkeit des Ostens beklagen. Doch im Fall der Kanzlerin rief die ostdeutsche Prägung keinerlei Sympathien hervor, im Gegenteil, sie wurde extra negativ bewertet und aufgrund einer FDJ-Mitgliedschaft in ihrer Jugend mit dem SED-Apparat in eins gesetzt. Die Parallelisierung war zunehmend salonfähig geworden, noch 2010 hatte Michael Klonovsky zur grobschlächtigen Polemik greifen müssen und im Focus eine imaginäre Honecker-Rede unters Volk gestreut: »Noch nie« seien »die Ähnlichkeiten zwischen den BRD-Parteien größer als heute« gewesen, nie hätte man »sich näher am demokratischen Zentralismus, wie er bei uns in der DDR herrschte«, bewegt. Die damalige Schlusspointe war, was ein Jahrzehnt später schon ernsthaft behauptet wurde: Merkel sei »in Wirklichkeit« ein SED-Maulwurf.[48]
Diese propagandistische Karte wurde nicht nur auf Demonstrationen in Ostdeutschland gespielt, deren Teilnehmer wahrscheinlich nicht selten auf ähnliche Vorwende-Biographien wie die Kanzlerin zurückblicken konnten. Besonders laut erhoben die Vorwürfe auch AfD-Kader aus dem Westen. Morina verweist als Beispiele für dieses »geschichtsklitternde Feindbild-Denken« auf eine Bundestagsrede des gebürtigen Südtirolers Marc Jongen voller Merkel-DDR-Analogien und die wahrheitswidrige Aussage Beatrix von Storchs über die Kanzlerin: »Einmal SED, immer SED.«[49] Kombiniert mit den diversen abstrusen Thesen, die über eine angebliche Abstammung Merkels von Hitler persönlich im rechten Cyberspace zirkulierten, lässt sich das hier dargestellte Geschichtsbild in seiner ganzen Rechts-links-Wirrnis in die kurze Formel fassen: »Merkel ist Honecker ist Hitler.«
Solche rhetorischen Anleihen beim Antitotalitarismus ermöglichten es den Protestierenden, sich mit den krudesten Vergleichen zugleich antikommunistisch und antifaschistisch zu fühlen und sich als Opfer beider Systeme zu inszenieren. Die Corona-Pandemie bot sich sogar an, um mit einem dekonstruktivistischen Instrumentarium dem »Hygiene-Regime«, wie es bald im antiautoritären Gestus hieß, zu Leibe zu rücken. Grundsätzliche Angriffe auf die Virologie, den angeblich dahinter agierenden medizinisch-industriellen Komplex und seine Verankerung in Staat und Gesellschaft, wie sie in Publikationen der Maßnahmen-Kritiker standen, lasen sich mitunter wie eine Epistemologie aus dem Werk Foucaults, also eine Kritik des institutionalisierten Managements von Herrschaftswissen.[50] Die Pandemie, hieß es, diene nur der Überwachung und Disziplinierung des Volkes durch die Eliten, wogegen ein breiter »Widerstand« formiert werden müsse. Mit diesem Jargon wurden die Pandemie-Proteste immens aufgewertet und zugleich geschichtspolitisch genutzt. Entsprechend lautet das Fazit der beobachtenden Soziologin Katharina Warda: »Auf der einen Seite knüpfen sie an unaufgearbeitete Erinnerungen an und stellen ihr selbsterhöhende Mythen zur Seite. Aus einfachen Maskenverweigerern werden selbsternannte Revolutionäre und Revolutionärinnen.«[51]
»Frieden«

Besondere Wirkung zeigte die agitatorische Verwertung der Wende-Tradition allerdings ausgerechnet im Kontext der Reanimation des russischen Imperiums durch das Regime Putins. Anstatt diese Restaurationsversuche skeptisch zu beäugen, wie es in Polen und im Baltikum schon länger der Fall war, nutzten AfD und andere extrem rechte Akteure den Ukraine-Krieg dazu, die Entfremdung der AfD-Basis vom Westen weiter zu befördern und das russische Regime zu verteidigen. Angesichts dieser Entwicklung attestiert der Historiker Felix Ackermann in der FAZ den Ostdeutschen gar ein »Stockholmsyndrom« gegenüber ihrer ehemaligen Besatzungsmacht.[52]
Diese Vertretung russischer Interessen war sorgsam aufgebaut worden. Bereits die Annexion der ukrainischen Halbinsel Krim hatte 2014 nicht nur die Beziehungen Russlands zum Westen drastisch abkühlen lassen, sie markierte – ebenfalls mit »Montagsmahnwachen« – auch den Anfang einer neuen »Friedensbewegung«. Zumindest sah sich das Milieu als solche, das sich vornehmlich, aber keineswegs nur in ostdeutschen Städten versammelte, um mit den Symbolen der alten Friedensbewegung für gute Beziehungen zu Russland zu werben. Wie viele Protestformen wuchs auch diese anfangs noch aus einem Gefühl der Bedrohung und des Unbehagens. Die Warnungen vor einem erneut dräuenden Kalten Krieg bekamen aber recht schnell einen prorussischen und nationalistischen Charakter. In ihrem von Personalisierung und Verschwörungsglauben geprägten Weltbild griffen sie vielen Positionen vor, die später, im Gewand von AfD, Corona-Protesten und Reichsbürgern, noch weitere Kreise ziehen sollten.[53] Auch hier sollte durch die bewusste Verwendung des Montags als zentraler Aktionstag ein Zeichen gesetzt werden.
Als »Protestparadigma« war der Montag nicht neu, bereits zuvor war er für Proteste gegen Sozialabbau und Kriege genutzt worden. Wie der Protestforscher Dieter Rink jedoch anhand einer Untersuchung mit Schwerpunkt Leipzig, immerhin das Zentrum der Montagsdemonstrationen von 1989, feststellt, gab es mit dieser neuerlichen Adaption einen Traditionsbruch. Die »Friedensmahnwachen von 2014« waren in Inhalten und Adressaten wesentlich diffuser, und mit der Leipziger Nikolaikirche fehlte eine entscheidende Veranstalterin, die bisher eine gewisse Kontinuität zwischen den Protesten gewährleistet hatte. Daher seien sie »von einigen Bürgerrechtsbewegten als Demontage der Form Montagsdemonstration angesehen« worden.[54] Zur Etablierung des Montags-Motivs aufseiten der äußersten Rechten dürften sie jedoch einen wesentlichen Beitrag geleistet haben. Vor allem für das damals noch recht unbekannte Compact-Magazin eröffneten diese Versammlungen neue Möglichkeiten. Heftgründer Jürgen Elsässer, der sich schnell zur Frontfigur dieser neuen »Friedensbewegung« aufschwang und aufgrund seiner Biographie Anspruch auf die Fortführung der alten Friedensbewegung erhob, beschreibt seinen Einstieg bei den Mahnwachen: »Ich schaltete mich über meinen Blog etwa nach zwei Wochen ein – mit eigenem Akzent: Ich rief zur Teilnahme auf, aber unter Mitnahme ›deutscher oder russischer Nationalfahnen‹. Schließlich ging es ja darum, die Achse Berlin-Moskau gegen die Aggression der NATO zu stärken, oder etwa nicht?«[55]
Der Brückenschlag sollte gelingen, und Elsässer nutzte als erfahrener Demagoge die Bewegungsplattform, um reichlich russische Propaganda unters Volk zu streuen. Er erinnert sich an Abläufe und Personal dieser Zeit: »Während wir fleißig unsere Monatsausgaben produzierten, arbeiteten wir flankierend an der ersten Nummer der neuen Reihe Compact-Edition: Wladimir Putin: Reden an die Deutschen, eine Anthologie seiner Veröffentlichungen und Interviews seit dem Jahr 2000, viele davon zum ersten Mal in deutscher Sprache. Die ganze redaktionelle Arbeit wurde von mir mit Hilfe von Yasmin Pazio gemacht, die ich über die Mahnwachen kennengelernt hatte. Später sollte sie auf Empfehlung von mir eine Stelle bei RT-deutsch bekommen, dem Berliner Ableger von Russia Today, der im Herbst 2014 auf Sendung ging.«[56]
Selbst wenn der Autor hier wie stets dick aufgetragen haben sollte, an der prorussischen Ausrichtung der Kundgebungen besteht kein Zweifel. Von der Bedeutung der Montagsmahnwachen für das Compact-Magazin zeugt auch ein eigenes Dossier »Frieden mit Russland« zu Beginn des Jahres 2015, in dem die USA als alleinige Aggressoren ausgemacht werden.[57]
Auch Björn Höcke, wie Elsässer gleichfalls aus Westdeutschland stammend, zielte auf den Wiedererkennungs-Effekt, als er in diversen Postings nicht nur die blau-weiße Friedenstaube der klassischen Friedensbewegung verwendete, sondern zugleich mit einem typischen Spruch der 80er Jahre gegen die Unterstützung der Ukraine mobilisierte: »Frieden schaffen ohne Waffen!«[58] Diese feindliche Übernahme wurde nicht von allen verstanden, weshalb es auch Proteste aus der Partei gegen das »Hippie-Symbol« gab, das dennoch immer weiter Verwendung fand – zuletzt im Europawahlkampf.[59] Bei Friedensmahnwachen im Kreis Meißen wurde die Parole der alten DDR-Friedensbewegung »Schwerter zu Pflugscharen« gezeigt und damit für Verständigung mit Putin geworben.[60] Mitunter fielen die verkrampften Aneignungen doch auf und stießen auf Widerspruch, wie eine Diskussion im Leipziger Stadtrat erkennen lässt. Angesichts von Anträgen der Leipziger AfD-Stadtratsfraktion gegen die Russland-Sanktionen und die Nutzung des örtlichen Flughafens zur Unterstützung der Ukraine stellt die Leipziger Zeitung verwundert fest, dass der AfD-Abgeordnete »in der vorhergehenden Debatte ausgerechnet die Karte der ›Schwerter zu Pflugscharen‹-Bewegung in der DDR zog, die Anträge der AfD aber eindeutig im Fahrwasser eines ehemaligen KGB-Offiziers laufen. Das passt nicht zusammen.«[61] Es passte tatsächlich nicht, aber mit diesem Vorgehen gelang der AfD das Kunststück, sich zugleich auf die enge Freundschaftstradition der DDR mit Russland sowie die Bürgerrechtsbewegung und auch noch die Friedensbewegungen der Vergangenheit zu berufen.
Möglicherweise hängt der Erfolg dieser Methode von der Frage ab, welche individuellen Akzente in der Erinnerung an die DDR gesetzt werden. In der Tat haben nicht wenige Rechte einen positiven Blick auf die autoritären Strukturen des Systems. Die Recherchegruppe Correctiv stieß in den Reihen der AfD auf eine signifikant hohe Anzahl ehemaliger hauptamtlicher Stasi-Mitarbeiter und befragte daraufhin den Politologen Jochen Staadt vom Forschungsverbund SED-Staat. Er erachtet ein Zusammengehen dieses Personenkreises mit der AFD ebenso wie eine gewisse Nähe zur Linkspartei-Abtrünnigen Sahra Wagenknecht fraglos als folgerichtig: »Viele ehemalige Mitarbeiter der Stasi sind Leute, die mit der Faust in der Tasche die Entwicklung nach der Wiedervereinigung erlebt haben, und die sich nun in diese beiden Parteien, AfD und BSW, einsortieren können. Dass deren Nähe zu Russland und die Feindschaft zu den USA heute in den ostdeutschen Ländern offenbar mehrheitsfähig ist [sic], ist für diese Menschen sicher eine Genugtuung. In deren Diktion ist Putin bis heute ein Genosse und sie haben bis heute die autoritäre Gesinnung aus den kommunistischen Organisationen nicht abgelegt.«[62]
Für die Freunde kontrollsüchtiger Obrigkeitsstaaten, so scheint es ganz entgegen der marktliberalen Freiheits-Rhetorik, ist die AfD mitsamt ihrer Russland-Orientierung durchaus attraktiv. Zumindest ermittelte eine auf Interviews von Teilnehmerinnen und Teilnehmern an »Montagsdemonstrationen« in Gera und Chemnitz beruhende Studie der Bertelsmann-Stiftung und des Progressiven Zentrums eine besorgniserregende Disposition unter den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der lokalen »Montagsmahnwachen« im Winter 2022/23. Demnach gründe der »Zorn vieler Protestierender zu einer Vielzahl von Themen […] letztlich auf einem fundamental anderen Deutschlandbild sowie einem anderen Verständnis von Demokratie und Verantwortung. Das Deutschlandbild ist oft nationalistisch geprägt und verlangt einen ›souveränen‹ (im Sinne von gänzlich auf sich selbst orientiert) handelnden Staat. Demokratie soll möglichst direkt sein, jegliche Institutionen und repräsentativen Prozesse stehen dem im Wege.«[63] Dieser Wunsch nach einem System, das den Willen des »Volkes« unmittelbar exekutieren könne, entspricht im Endeffekt der plebiszitären Mehrheitsdiktatur nach dem Modell Carl Schmitts. In diesem antipluralistischen Ansatz wendet sich der Anspruch der Demonstrierenden, die »wahre Demokratie« zu repräsentieren, gegen zentrale Elemente des demokratischen Systems selbst und nähert sich dem alten DDR-Blockparteiensystem wieder an, das zugleich auf den Gegner projiziert wird.
In der Praxis der Proteste wurden noch ganz andere Vermischungen möglich. Auf von der AfD und ihrem Umfeld dominierten Demonstrationen gegen Russland-Sanktionen wurde beispielsweise das in der DDR verbreitete Lied »Kleine weiße Friedenstaube« intoniert, das Generationen von Kindern in der DDR bei den Jungpionieren, in Krippe und Schule gelernt hatten. Der Magdeburger Sozialwissenschaftler David Begrich betonte in einem Interview mit der Zeit die doppelte Integrationswirkung dieser Performance auf die Teilnehmer: »Da fand nicht nur eine politische Kundgebung statt, es öffnete sich auch ein kultureller Erinnerungsraum.«[64] Offensichtlich war das kein Einzelfall, immer wieder findet sich das typische DDR-Kinderlied in Presseberichten von AfD-Wahlveranstaltungen und »Querfront-Friedensdemonstrationen« erwähnt.[65] Den Schriftsteller Marko Martin wundert dieser plötzliche Pazifismus seiner ehemaligen Landsleute, deren Haltung er als Kriegsdienstverweigerer vor 1989 ganz anders kennengelernt hat: Von jenem »Unbehagen, das heute lautstark als Argument gegen deutsche Waffenlieferungen an die bedrohte Ukraine ins Feld geführt wird«, sei damals zwischen vormilitärischer Schulausbildung und »freiwilliger« NVA-Verpflichtung nicht viel zu spüren gewesen.[66] Insofern passt auch die »kleine weiße Friedenstaube« heute vielleicht besser zu jenem YouTube-Kanal, der den Liedtitel in Fraktur schreibt und dessen Betreiberprofil mit dem Motto »Dem Deutschtum zur Ehr« in bemerkenswerter Überkreuzung von Traditionen eine kaiserliche Pickelhaube ziert.[67] Ist diese Kombination vielleicht nur auf den ersten Blick eine Mesalliance und vereint die Restbestände des Autoritarismus verschiedener Systeme? Offenbar konnte nun in diesem speziellen Winkel des kulturellen Gedächtnisses der Glaube an den Friedensstaat DDR in ungewohnter politischer Gesellschaft wieder zum Leben erwachen. Das Beispiel zeigt zudem, wie wenig geeignet die Situation noch für Diskussionen ist. Wenn eine Partei, die sich selbst dem radikalen Antikommunismus verschrieben hat, mit sowjetnostalgischen Elementen spielt und ein ostdeutsches Publikum, das sonst alles Übel mit der DDR vergleicht, dabei vor Rührung mit den Tränen kämpft, sind Instanzen jenseits der Ratio angesprochen.
Vorwärts in die Vergangenheit!

So systematisch rechte Akteure in den vergangenen Jahren Widersprüche, Geschichtsklitterung und individuelle Rückprojektionen mit Blick auf die DDR gefördert haben, in gewissen Maßen gehört die Ausbeutung solcher Elemente sicher immer zum politischen Geschäft. Mit der Zeit konnte sich diese Gemengelage von ostdeutscher Identitätssuche, willkürlicher Geschichtsdeutung und autoritärer Sehnsucht jedoch bis ins Abstruse hochschaukeln. Als 2022 die Maßnahmen gegen die Corona-Pandemie und die Wirtschaftssanktionen gegen Russland die Gemüter erhitzten, wurde durch die AfD ein fast schon separatistisches Zeichen gesetzt. Während das offizielle Deutschland den 3. Oktober wie jedes Jahr als »Tag der deutschen Einheit« beging, sprach der AfD-Politiker Björn Höcke in Gera auf einem von der extremen Rechten organisierten »Tag der deutschen Freiheit«. Im Bericht über das Ereignis klingt der Videokanal des in der Szene etablierten Medienunternehmens Compact wie ein Hybrid aus Aktueller Kamera und Wochenschau: »Zigtausende demonstrierten vor allem östlich der Elbe. Spitzenreiter waren Schwerin mit 4000, Chemnitz mit 8000 und Gera mit 10 000 Teilnehmern. Besonders diese Thüringer Demonstration war bemerkenswert – und zwar nicht nur wegen ihrer Größe, sondern auch wegen ihrer klaren Stoßrichtung gegen den US-Imperialismus. Björn Höcke sagte zum Beispiel: ›Das deutsche Volk steht an einer historischen Wegmarke. Keine Seite ist ohne Fehler, aber wenn ich mich jetzt für das deutsche Volk entscheiden müsste zwischen dem Regenbogen-Imperium, dem globalistischen Westen, dem neuen Westen oder dem traditionellen Osten, ich wählte den Osten.‹«[68]
Damit wurde von Höcke und Compact der östliche Landesteil kulturkämpferisch als genuin antiliberal eingeordnet. Mit den verwendeten Begriffen spannt der Bericht einen Bogen von den alten Propagandafloskeln der DDR über den »US-Imperialismus« und die neuen extremen Rechten zum »Regenbogen-Imperium«, was in Gera noch von einer Rechtfertigung des russischen Überfalls auf die Ukraine begleitet war. Höcke verwendete zudem geopolitische Referenzen des historischen deutschen und zeitgenössischen russischen Ultranationalismus.[69] So verpackt konnte der antiwestliche und antiamerikanische Gehalt der Aussagen sowohl an die DDR-Nostalgie als auch die Reichsmystifikation appellieren. Grundlage für diese vor der Geschichte an sich widersprüchliche, aber demagogisch erfolgreiche Operation ist die langfristig betriebene Auflösung des Wissens, was der Nationalsozialismus und die DDR tatsächlich waren. Die bereits schiefe Totalitarismusthese aus den 50er Jahren, mit der im Westen eine Entsprechung der Systeme des Nationalsozialismus und der DDR behauptet wurde, schlägt hier gespiegelt zurück. Der Antiliberalismus wird als Schnittmenge beider Systeme nun zum positiven Referenzpunkt. Das Resultat ist die Wiederbelebung der Ideenwelt aus Oswald Spenglers »preußischem Sozialismus« der 1920er Jahre. Schon in seiner Dresdner Brauhaus-Rede hatte Björn Höcke vor großem Publikum offenbart, welche historische Linie er im Osten noch am Werk sieht: »Ich möchte, dass ihr euch im Dienst verzehrt. Ja, ich möchte euch als neue Preußen.«[70]
Auf dieser Gemengelage konnte ein Jahr später, bei einem erneuten »Tag der deutschen Freiheit« in Gera, die Rede des Höcke-Verehrers Jürgen Elsässer aufbauen. Darin fabulierte er von der Gründung eines »Deutschen Demokratischen Reiches«, gewissermaßen als Synthese aller vergangenen autoritären Nationalstaaten auf deutschem Boden. Auf der Kundgebung am 3. Oktober 2023 formulierte er seine Vision von der Zukunft, in der National- und Realsozialismus vereint werden sollten: »Die Hoffnung für mich liegt eindeutig im Osten, wo die Menschen noch Deutsche bleiben und Deutschland verteidigen wollen. Und deshalb stelle ich hier die Frage, ob wir nicht im Osten die DDR neu gründen sollten. Aber nicht auf sozialistischer Grundlage, sondern als Deutsches Demokratisches Reich. Jetzt fragt man sich natürlich: Können wir das im Osten packen, dass wir einen eigenen Staat namens DDR wiederaufrichten, haben wir überhaupt die Ressourcen dazu? Aber ich sehe das durchaus: Wir haben doch einen Reichskanzler in Gestalt von Björn Höcke. Und wir haben einen Reichskommissar für Inneres und Bandenbekämpfung in Gestalt von André Poggenburg. Und wir haben einen Reichsjustizmister Martin Kohlmann. Und natürlich können wir außenpolitisch uns ganz neu verbinden. Eine DDR im Osten könnte mit den Chinesen Beziehungen aufrichten und sich das nötige Kapital besorgen, wir brauchen die Amerikaner nicht. Elon Musk kann einen Raketenbahnhof in Peenemünde errichten. Und wenn wir unsere Souveränität gegen die Polen verteidigen wollen, können wir vielleicht ein paar gemischte Bataillone deutsch-russisch finden und an der Oder stationieren. Vorwärts immer, rückwärts nimmer!«[71]
Elsässer rief in seiner Rede eine ganze Reihe historischer Referenzen als Ausweise der zu erkämpfenden Souveränität auf, die entweder mit dem Nationalsozialismus oder der DDR, ganz besonders aber mit Ostdeutschland als eine Art ideeller Schnittmenge verbunden sind. »Reichskommissar« war ein Titel des Reichsführers der SS, Heinrich Himmler, gewesen, »Bandenbekämpfung« hatte den vor allem von der SS geführten Kampf gegen angebliche oder tatsächliche Partisanen während des Zweiten Weltkriegs bezeichnet, bei dem regelmäßig Kriegsverbrechen verübt worden waren. Offensichtlich wollte Elsässer mit diesem Vokabular der Menge seinen Weggefährten, den ehemaligen AfD-Politiker Poggenburg aus Sachsen-Anhalt, als Nachfolger Himmlers andienen. Der als »Reichsjustizminister« vorgesehene Martin Kohlmann ist gebürtiger Sachse, dort altgedienter Aktivist in der rechtsextremen Szene und vereinigt damit ebenfalls die im zukünftigen Reich gefragten Merkmale auf sich. Als Gründer der rechtsextremen »Freien Sachsen« steht er für separatistische Tendenzen und Ostidentität, als Anwalt vertrat er Mandanten von der NPD bis zu den Reichsbürgern und gilt als ausgeprägt russlandfreundlich. Gekrönt wurde Elsässers Personalauswahl schließlich von Björn Höcke, dem Rechtsaußen der Thüringer AfD, in der Position des »Reichskanzlers«. So albern es ist, aber mit dem Hinweis auf drei ostdeutsche Provinzpolitiker der äußersten Rechten meinte Elsässer die Frage nach den Ressourcen zur Staatsgründung geklärt zu haben.
Weitere Anspielungen der Passage deuten unmittelbar ebenso auf den Nationalsozialismus. Im ostvorpommerschen Peenemünde, für das Elsässer einen Startplatz für die Raketen des rechtsdrehenden Milliardärs Musk erträumte, stand die Heeresversuchsanstalt, in der das Militär des NS-Regimes seine als »V1« und »V2« bekanntgewordenen Raketen erprobte. Die vorgeschlagene deutsch-russische Allianz gegen Polen weckt Erinnerungen an den Nichtangriffspakt Hitlers mit Stalin 1939, dessen Zusatzprotokoll eine Aufteilung Polens zwischen dem Deutschen Reich und der Sowjetunion vorsah. Das ebenfalls als möglicher Wirtschaftspartner erwähnte China zog als Alternative zur Westbindung bereits den skandalumwitterten AfD-Europapolitiker Maximilian Krah in Bann. Abgeschlossen wird dieses Patchwork einer Reichsutopie mit der SED-Parole »Vorwärts immer, rückwärts nimmer!«.
In diesen historischen Anleihen, die als eine Art positiv gewendete Totalitarismusthese Bestandteile der NS-Zeit und der DDR für ein zukünftiges Reich produktiv machen wollen, zeigt sich hauptsächlich der opportunistische Umgang des Milieus mit Geschichte. Während die Bezüge auf NS und DDR, solange es um erwünschte autoritäre Sachverhalte im Sinne eines »Deutschen Demokratischen Reiches« geht, positiv ausfielen, konnten die gleichen Referenzen einen Wimpernschlag später negativ gegen den Gegner gewendet werden. Im Fall der Pandemiebekämpfung hieß es plötzlich, die liberale Demokratie verhalte sich wie die DDR und das NS-Regime, mit deren autoritärem Erbe man in anderen Kontexten noch selbst kokettiert hatte. Die demagogische Vermischung autoritärer Elemente von NS-Regime und DDR zu einem diffusen Deutschen Demokratischen Reich scheint, wie auch das Gesamtphänomen der antikommunistischen DDR-Nostalgie, ein Bedürfnis des Publikums zu bedienen. Andernfalls würde diese systematisch betriebene Verwirrung schallendes Gelächter bewirken, statt Wählerinnen und Wähler für die AfD zu mobilisieren.
Sammlung im Osten

Trotz solch teils drastischer Rhetorik und exotischer Erscheinungen wie den Freien Sachsen grenzt Steffen Mau die ostdeutsche Identitätssehnsucht vom Separatismus ab, wie ihn manche Provinzen anderer Staaten anstreben. Zu Recht schreibt er, »Ostdeutschland ist und wird kein Katalonien 2.0.«[72] Abgesehen von den praktischen Schwierigkeiten eines solchen radikalen Schnitts wäre er auch gar nicht im Sinne der rechten Akteure, die schließlich von einer »Reconquista« ganz Deutschlands träumen. Vor der ersehnten Wiedergeburt des »Reiches« soll die Trennlinie zwischen Ost und West jedoch möglichst dick gezogen werden. Als Bedingung für den anschließenden Prozess der Reinigung gilt ihnen weniger eine staatsrechtliche als eine geistige Separation.
Große Sorgen bereitet der ethnonationalistischen Rechten allerdings der stetige demographische Wandel im Land. Für auf Abstammung und Nationalidentität zentrierte politische Kräfte lässt die ausdünnende Bevölkerung des Ostens durch sinkende Geburtenraten und Wegzug zusammen mit dem wachsenden Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund im Westen das Gefühl der unaufhaltsamen Niederlage entstehen. Neben allen ideologischen Gräben fürchten sie vor allem den Verlust des »Deutschen« durch die Zunahme der »Fremden«, ein Prozess, der je nach Präferenz als »Überfremdung«, »großer Austausch« oder »Umvolkung« bezeichnet wird. Die Entstehung aktiver islamistischer Strukturen in den westlichen Großstädten, deren »identitäre« Diskurse sich kaum von denen der Rechten unterscheiden, befeuert die Situation noch. Aus diese Sorgen resultiert der seit Jahren betonte Wille, Millionen Menschen ohne deutsche Vorfahren außer Landes schaffen zu wollen, der durch das Potsdamer Treffen einiger Netzwerker des rechten Randes im Januar 2024 schließlich auch der breiteren Öffentlichkeit bewusst wurde.[73] Sie sind auch der Grund für die Forderung der AfD nach »Null-« oder »Minusmigration«. Von möglichen Auswirkungen einer sich ändernden Bevölkerungsstruktur auf die Mehrheitsverhältnisse und damit auf die Politik fühlen sich alle rechten Akteure bedroht. Ethnische Kräfteverschiebungen und die Effekte von ethnisierten Wahlkampagnen, wie sie in den USA, Großbritannien oder Frankreich längst Thema sind, werden daher aufmerksam beobachtet.
In den Reihen der »Identitären« vom Antaios-Verlag zerbrechen sich Autoren wie Martin Sellner seit Jahren den Kopf, mit welchen Mitteln der drohende »Volkstod« aufgehalten werden könnte. Denn, so schreibt Sellner, der spätestens seit dem Potsdamer Treffen mit diesem Thema in Verbindung gebracht wird: »Diese Bedrohung ist radikal anders als jede bisherige ideologische und religiöse Spaltung der Gesellschaft. Die Konflikte zwischen Kommunisten und Nationalsozialisten, Protestanten und Katholiken, und sogar heute zwischen der Identitären Bewegung und der Antifa, sind innerdeutsche Binnenkonflikte, im Rahmen eines spezifischen ideengeschichtlichen, ethnokulturellen Narrativs. Egal was dabei am Ende herauskam: es war deutsch.«[74]
Die demographische aktuelle Entwicklung drohe nun, den »roten Faden des Deutschtums« abzuschneiden, weshalb dringend eine neue Strategie gefunden werden müsse, noch in der multikulturellen Gegenwart völkisch zu überwintern.[75] In dieser Frage herrscht mitunter Uneinigkeit, so diskutierte Sellner mit seinem Antaios-Kollegen Lichtmesz darüber, ob künftig der Kampf gegen den »Great Reset«, also die Folgen eines angeblich global gesteuerten Corona-Regimes, oder der »Bevölkerungsaustausch« vorrangig sei bzw. ob beides nicht zusammengehöre.[76]
Angesichts dieser Problemdiagnose wird in neurechten Theorieschmieden aufmerksam das US-amerikanische Konzept eines »white nationalism« verfolgt.[77] Diese Überlegungen gehen von einem temporären Rückzug auf ein überschaubares Gebiet mit dem Ziel einer »ethnokulturellen« Regeneration aus. Das kann sich separatistisch äußern, wie im Fall der Freien Sachsen und ähnlicher Gruppierungen, die die Wiedererrichtung eines eigenen, eng mit Russland verbundenen souveränen Staates Sachsen anstreben. Eine andere Variante exerzieren die verschiedenen Reichsbürgergruppen vor, die als eine Art Mikro-Separatismus ihre Vorgärten zum souveränen Staatsgebiet erklären. Ihre konkrete Umsetzung findet diese Gedankenwelt auch in der »politische[n] Idee der Landnahme durch Landbezug« der diversen Siedlungsprojekte extrem rechter Netzwerke.[78] Das Phänomen »rassereiner Siedlungen« ist nicht neu und kann letztlich bis zu den völkischen Landprojekten im Fahrwasser der Reformbewegungen des Kaiserreichs zurückverfolgt werden. Es beschränkt sich auch keineswegs nur auf die ehemalige DDR, aber seit dem Mauerfall locken Leerstand und günstige Immobilienpreise entsprechende Kreise besonders nach Ostdeutschland, da im dortigen vom Liberalismus vernachlässigten Raum die Übernahme der politisch-kulturellen Hegemonie leichter fällt.
Martin Sellner propagiert, nach anfänglicher Skepsis gegenüber dem US-amerikanischen Modell, eine sehr ähnliche »Strategie der Sammlung«. Ein unter diesem Titel 2023 verbreiteter »Plan B für unser Volk« bringt ein ostdeutsches Siedlungs- und Separationskonzept ins Spiel, abseits der großen Städte und erneut mit Braunkohle als Autarkie-Reserve.[79] Dabei möchte er im Sinne eines Reservats für Deutsche »Minderheitenschutz« beanspruchen, um »das Überleben von Volk und Kultur in einer Ära des Globalismus und des Identitätsverlustes sicherzustellen.«[80] Nach einer erfolgreichen Regeneration könne dann wieder zur »Reconquista« der zuvor aufgegebenen Teile der Heimat geschritten werden. Sowohl bei den Amerikanern als auch bei den deutschen Adepten der Idee wurde unter dem Druck der sich ändernden Demographie das alte rassistische Überlegenheitsdenken in ein defensiv scheinendes Programm umgewandelt. Anders als früher argumentiert man nicht mehr von einer Warte der Stärke aus, die als Rechtfertigung für koloniale Raubzüge gedient hat, diesmal wird vielmehr die eigene schützenswerte Andersartigkeit betont. Der Gedanke der Rassenungleichheit ist allerdings in allen Modellen grundlegend.[81]
Letztlich setzen diese Überlegungen das Konzept »national befreiter Zonen«, mit dem Neonazis nach der Wiedervereinigung abweichende Subkulturen verdrängten, auf höherer Ebene – gewissermaßen familienkompatibel – fort. Durch Zuzug linientreuer Familien mit der beschworenen »sauberen Ahnentafel« solle in den bevölkerungsarmen ostdeutschen Regionen gezielt ethnische und politische Homogenität hergestellt werden. Aufgrund günstiger Faktoren – geringer migrantischer Anteil in der Bevölkerung, günstige Grundstückspreise, geringere Verankerung des American way of life – seien die Länder der ehemaligen DDR für diese Sammlung prädestiniert. Vor allem, so die Idee, könne dort das Ruder noch herumgerissen und der deutsche Bestand gerettet werden. Allerdings müsse es schnell gehen, da der Migrationsdruck auch vor der Elbe nicht haltmache. Schon Jahre zuvor hat Björn Höcke berichtet, wie ihm sein Vater 1989, im Moment der Wiedervereinigung, bewusst gemacht habe, dass mit der ehemaligen DDR nun das letzte ethnische Reservoir Deutschlands von Überfremdung bedroht werde.[82] Die Zeit drängt also, da die Demographie Fakten schafft.
Im Prinzip soll zukünftig das Vorgehen einzelner Projekte – seien es völkische Siedler oder der erfolgreiche Aufbau von Strukturen wie dem Institut für Staatspolitik in der Peripherie von Sachsen-Anhalt – zur politischen Strömung verallgemeinert werden. Die sich abzeichnende Dominanz der AfD in den Zielregionen würde dann genutzt und zugleich befördert werden, um gewissermaßen die rechte Variante eines safe space zu schaffen. Das Konzept zeigt, dass Elsässers »Deutsches Demokratisches Reich« in den Köpfen einiger Aktivisten und Kader schon deutlich Gestalt angenommen hat.
Der Traum, den Osten als antiliberales Sammelbecken für eine Renaissance der weißen Menschen zu nutzen, beschränkt sich keineswegs auf die ehemalige DDR. Er ist auch die Grundlage der Zuneigung, die Russland, Ungarn und sogar Polen seitens der äußersten Rechten propagandistisch entgegenkommt. Die Bewunderung speist sich im Wesentlichen aus dem fehlenden Multikulturalismus und mangelnden Einflüssen der Gender-Theorie in diesen Ländern. Prorussische Social-Media-Akteure wie das italienische Radio Genoa verbreiten daher Videos aus den besseren Quartieren von Moskau oder Budapest, auf denen nur gut gekleidete, junge weiße Menschen zu sehen sind. Kombiniert mit den parallel verbreiteten Filmaufnahmen von Gewalt und Kriminalität seitens Nichtweißer in westlichen Großstädten ergibt sich ein Bild, in dem im Osten die weiße Welt noch in den Fugen ist, während der Westen längst von barbarischen Horden überrannt werde. Die politischen Präferenzen des Kanals, dem auch schon Elon Musk zur Steigerung der Popularität verholfen hat, liegen deutlich bei Politikern vom Schlage Putins und Orbáns sowie den europäischen Rechtsparteien. Zwar beruhen die Clips mitunter auf Fakes und bilden keineswegs die tatsächliche gesellschaftliche Realität in den Ländern ab, verfehlen jedoch weltweit ihre Wirkung nicht.[83] Solche Bilder dienen selbst noch in Russland der Selbstbestätigung; Ian Garner zitiert dazu ein Statement aus den russischen Social Media, das sich über die westliche Gesellschaft mokiert: »Du kannst Russe in Russland, aber kein Amerikaner in Amerika sein«.[84]
Die späte rechte Liebe zur Sowjetunion

Die verklärende Rückschau auf den Realsozialismus als ein System von Ordnung und Klarheit ist kein alleiniges europäisches Phänomen. Heute sind sogar US-amerikanische Rechte voll des Lobes für die angeblich »gesunde« Alltagskultur der Sowjetunion, die rückblickend plötzlich nicht mehr als »Reich des Bösen« (Ronald Reagan), sondern vielmehr als ein Hort von Disziplin, konservativen Geschlechterrollen und weißer Vorherrschaft erscheint. In den sozialen Medien kursieren heute Memes rechter Provenienz, die mannhafte Helden des Sozialismus den Vertretern angeblicher heutiger Dekadenz gegenüberstellen.
Zu den rechten Multiplikatorinnen sowjetnostalgischer Mythen zählt auch die US-amerikanische Bloggerin Nina Kouprianova. Die Autorin wurde noch in der Sowjetunion geboren und wanderte als Kind mit ihrer Familie nach Kanada aus.[85] Kouprianovas politisch-publizistische Karriere nahm ihren Anfang im US-amerikanischen Milieu der Alternative Right und der Sphäre des White Nationalism, in dem sie es als Übersetzerin und Kommentatorin zu einer gewissen Prominenz brachte. In diesen Kreisen lernte sie noch während ihrer Promotion Richard Spencer kennen, den Führer der US-amerikanischen Alt-Right-Bewegung, den sie 2010 heiratete. In der Publizistik der Alt-Right, rund um Spencers privates National Policy Institute, bearbeitete sie das Thema Russland und fungierte als Übersetzerin.[86] Die Ehe endete 2016 aufgrund von häuslicher Gewalt Spencers, von der sie später in einem ausführlichen Interview berichtete.[87] Das private Zerwürfnis scheint sich unmittelbar auf die politische Linie der Alt-Right ausgewirkt zu haben. Spencer, der Russland 2016 als die »einzige weiße Macht der Welt« bezeichnet hatte, rückte von diesen Positionen immer weiter ab.[88] Vor dem Hintergrund des Ukraine-Kriegs schmückte er später seine Online-Auftritte mit der NATO-Windrose und erklärte das Militärbündnis zur »White Power« – was durchaus zu Irritationen führte.[89]
Kouprianova wiederum versuchte, sich nach dem Bruch als außenpolitische Analystin mit den Schwerpunkten »Russland« und »US-amerikanische Außenpolitik« zu etablieren.[90] Angesichts ihrer propagandistischen Performance gelang ihr das allerdings nicht sehr überzeugend, doch bedient sie unter dem Pseudonym »Nina Byzantina« als glühende Unterstützerin des russischen Überfalls auf die Ukraine alleine auf Elon Musks Kurznachrichtendienst X mehr als 236 000 Follower.[91] Ihre Web-Agitation deckt das volle Spektrum antiwestlicher und antiukrainischer Inhalte ab, versetzt mit russischer, serbischer und christlich-orthodoxer Folklore. In diesem Kontext wird sie auch in Deutschland wahrgenommen, so bewarb Götz Kubitschek ein Magazin, das sich einer reaktionären Lesart russisch-orthodoxer Kultur verschrieben hat, in dem auch Byzantina/Kouprianova publiziert.[92]
Kouprianovas antiwestlicher Kurs folgt einem einfachen Muster, das auch von Islamisten bekannt ist. Problemlagen in westlichen Gesellschaften wie Prostitution und Korruption werden mit hoher Aufmerksamkeit verfolgt, während Missstände in den eigenen Reihen konsequent beschwiegen werden. Entsprechend romantisiert Kouprianova Mängel in Russland und wendet sich vor allem dessen Gegnern zu. Regelmäßig kritisiert sie den ukrainischen Nationalismus und Neo-Faschismus, v. a. des Asow-Regiments, und prangert sie als Ausweis westlicher Aggression an. Gemäß der amtlichen russischen Interpretation wird von ihr die Regierung in Kyjiw in der Nachfolge der ukrainischen Kollaboration während des Zweiten Weltkriegs mit den Deutschen gesehen und – nach den Anhängern des historischen ukrainischen Nationalisten Stepan Bandera – als »Banderiten« bezeichnet. Vergleichbare nationalistische Positionen in Russland, Serbien oder den USA unterstützt sie hingegen. Linke und v. a. feministische Einstellungen stoßen auf ihre offene Ablehnung, es sei denn, sie transportieren russlandfreundliche oder NATO-kritische Inhalte.[93] Ihre auf der Videoplattform YouTube präsentierten Beiträge zu historischen Themen sind meist Nacherzählungen russisch-sowjetischer Geschichtsmythen und Anekdoten und, gemessen an ihrem Auftreten als Historikerin, unwissenschaftlich und dilettantisch.[94] Ihre Darstellung der russischen Kultur erschöpft sich im Klischee einer rauen, aber ehrlichen und spirituellen Lebenswelt, in der kräftige Männer ohne viel Ansprüche ihre patriotischen Pflichten erfüllen. In diesen Videos ist das Phänomen der antikommunistischen Sowjetnostalgie besonders ausgeprägt, wobei die Sowjetunion aufgrund ihrer autoritären, konservativen und imperialen Bestandteile verklärt wird, während das revolutionäre Erbe von dieser Erinnerung abgespalten bleibt. Allerdings bricht sie durch häufige Huldigung sowjetischer Helden des Zweiten Weltkriegs und der durchgehend negativen Darstellung von Nazi-Deutschland aus tradierten Mustern insbesondere der westlichen extremen Rechten aus und fügt sich in das patriotische Geschichtsnarrativ des russischen Staates ein. Auffällig wenig widmet sie sich dagegen der in ihrem Milieu sonst verbreiteten Agitation gegen Muslime.
Ein Beispiel für ihre Reaktivierung sowjetischer Propaganda gibt ein Bild, das sie am 30. Oktober 2022 auf Twitter veröffentlichte. Es zeigt eine Szene aus dem Film Alexander Newski des Regisseurs Sergej Eisenstein von 1938. Im Zentrum der Twitter-Präsentation steht die Bezeichnung Kyjiws als »russische Stadt«. Eisenstein hatte mit den sowjetischen Revolutionsfilmen Panzerkreuzer Potemkin und Oktober Weltruhm erlangt, war Vertreter der künstlerischen Avantgarde und Sohn eines konvertierten Juden. Mit diesen Merkmalen hätte er jahrzehntelang für die US-amerikanische extreme Rechte den Feind par excellence dargestellt. Doch im derzeitigen Kontext findet selbst ein sowjetisches Nationalepos wie Alexander Newski dankbare Verwendung.
Ein anderer Post vom 8. Mai 2023 stellt einen »Femboy«, also eine stark geschminkte, androgyne Person, dem polnischen Kosmonauten Mirosław Hermaszewski gegenüber, der 1978 an einer sowjetischen Sojus-Mission teilgenommen hat. Die Bildunterschrift dazu verkündet: »polnischer Mann unter amerikanischer Besatzung« und »polnischer Mann unter russischer Besatzung«. Der Sowjet-Kommunismus sei zwar hart gewesen, so die Botschaft, er habe aber die Männer wenigstens noch männlich sein lassen, der US-Liberalismus habe sie demgegenüber regelrecht kastriert. Der Post bedient das verbreitete Motiv vom westlichen Liberalismus als dekadente Strömung, die den Männern Männlichkeit und Heroismus raube. Die Einbindung Polens in die sowjetische Sphäre, schreibt sie ausgerechnet an einem 8. Mai, habe diese Grundtugenden unangetastet gelassen und so die Substanz des polnischen Volkes geschützt. Polnische Männer hätten es an der Seite Russlands bis in den Weltraum geschafft, während sie sich an der Seite der USA die Fingernägel lackierten.
Die gleiche Karte der bewunderten Maskulinität spielt sie in einem Post vom 29. Oktober 2022 aus, der die Gepflogenheiten des Landlebens als eine kulturelle Brücke zwischen der einfachen Landbevölkerung in Nordamerika und Russland beschwört. Zu den Bildern von »Nikolai«, einem Jäger in russischen Wäldern, weist sie auf die Parallelen im toughen »Lifestyle« echter Männer hin. Die Fotos zeugen von einer Vorliebe für Jagd, Waffen und stark motorisierte Fahrzeuge, das wirke ihrer Meinung nach völkerverbindend: »Wenn man Nikolai mitten in den Rockies aussetzt, werden ihn die Kanadier und Amerikaner, die seinen Lebensstil teilen, trotz der Sprachbarriere voll und ganz verstehen. Sie würden sofort gemeinsam auf die Jagd gehen.«
Damit appelliert Kouprianova an einen gemeinsamen Werte- und Erfahrungshorizont der Selbstversorgung, Jagd und Männlichkeit unter der russischen und amerikanischen Landbevölkerung. Zugleich deutet sie an, die wachsende Feindschaft sei über diese »natürliche« Verbindung hinweg ein Projekt ferner Eliten, die mit genau diesem »einfachen Leben« nichts anfangen könnten. Abgesehen davon, dass sich in Europa jahrhundertelang Menschen trotz ähnlicher Kulturgewohnheiten bekriegt haben und neben den angespielten Äußerlichkeiten des ruralen Lebens die politische und ökonomische Sozialisation von Nordamerikanern und Russen sehr unterschiedlich sein dürfte, entspricht dies genau der Rhetorik von den rechten politischen Kräften als Bollwerk des »kleinen weißen Mannes« und seiner Lebensweise. In dieser Weltsicht ist der Ukraine-Krieg einzig eine Folge einer expansiven Politik der NATO im Interesse der USA, ihre geopolitischen Sympathien liegen entsprechend dieses moskauzentrierten »Antiimperialismus« in erster Linie bei Russland, Serbien, Syrien, Nordkorea und dem Iran. Damit bediente Kouprianova auch nach dem Bruch mit Spencer noch immer die Narrative der Alt-Right. Ihre geopolitischen Vorstellungen erweisen sich, besonders in Verbindung mit den antiwestlichen Motiven von Spiritualität und der Bedrohung des Ostens durch Dekadenz, nach wie vor als durch die Weltanschauung Dugins geprägt.
Diese irritierende Ausrichtung der US-amerikanischen Rechten auf Russland, immerhin über Jahrzehnte auch kulturell der Hauptgegner der USA, kommt jedoch wesentlich weniger plötzlich als es zunächst scheint. Auch diese Entwicklung kann auf eine Vorgeschichte zurückblicken. Schon während des Kalten Krieges hatte sich in Teilen der extremen US-Rechten der Blick auf die UDSSR langsam geändert. Wie der US-amerikanische Politikhistoriker George Michael darstellt, waren sie während der ersten Nachkriegsjahrzehnte noch der klassischen Doktrin gefolgt, dass die sowjetischen Kommunisten – unter jüdischer Führung – das russische Volk unterdrücken würden. Doch seit den späten 70ern setzte sich eine andere Sicht durch, mit der vor allem die demographische Entwicklung im eigenen Land in den Mittelpunkt rückte. Nunmehr klagte die extreme Rechte in den USA nicht mehr über die kommunistische Gefahr von außen, sondern entwickelte die antisemitische Paranoia eines »Zionist Occupation Government (ZOG) in Amerika, das sich verschworen habe, die weiße Rasse zu zerstören. In einem überraschenden Kurswechsel wurde die Sowjetunion zunehmend als eine weiße Bastion in einer Welt gesehen, die durch eine anwachsende Flut Nichtweißer bedroht war.«[95]
Vor diesem Hintergrund, so Michael weiter, hätten amerikanische Neonazis den Kalten Krieg mehr und mehr als Ressourcenverschwendung im »Rassenkrieg« eingestuft.
Nach dem Wegfall der Sowjetherrschaft konnte dieser Gedanke weitere Kreise ziehen. An die Stelle der »roten Gefahr« trat nun immer mehr das Konstrukt eines alles beherrschenden cultural marxism, der das traditionelle Amerika zugrunde richten wolle. Mangels realer Auseinandersetzungen, die mit den Arbeitskämpfen des 19. und frühen 20. Jahrhunderts vergleichbar gewesen wären, konnten mit der imaginierten Revolution des cultural marxism die klassischen gegenrevolutionären Rhetoriken nun gegen alle Gegner gerichtet werden. Wie sich schnell zeigen sollte, bedurfte es für die Wiederbelebung der red scare, der traditionellen Kommunistenangst in den USA, nicht einmal realer Kommunisten. Es reichte völlig, jeden fortschrittlichen Impuls des Liberalismus gegenüber Minderheiten und Benachteiligten, jeden Versuch, das liberale Glücksversprechen für andere als die christlich-weiße US-Bevölkerung umzusetzen, als Angriff auf die US-amerikanische Identität zu bewerten.
Dieser Rekurs auf traditionelle Werte und die gemeinsame Front gegen einen als destruktiv gesehenen Globalismus hat seit geraumer Zeit bei Teilen der US-Rechten zu einem erstaunlich positiven Russland-Bild geführt. Der »Paläokonservative« und langjährige Rechtsaußen der US-Politik, Pat Buchanan, einer der Hauptverfechter einer Bedrohung durch cultural marxism, hat schon 2013 in Putin einen Gleichgesinnten erblickt.[96] Vergleichbare Positionen sind auch von anderen Vertretern des White Nationalism in den USA überliefert.[97] Hauptsächlich offenbarte sich darin ein Riss innerhalb der US-Republikaner, die außenpolitisch traditionell in zwei Strömungen geteilt waren. Mit dem Ende der Sowjetunion drifteten die Verfechter eines »zivilisatorischen« Konservatismus, der sich vor allem an der Idee einer christlich-weißen Vorherrschaft orientierte, und die »neokonservativen« Anhänger der globalisierten Marktdemokratie auseinander.[98] Gegenüber der Sowjetunion hatten sie sich noch auf eine Schnittmenge von »atheistisch« und »marktfeindlich« einigen können, Putin jedoch bot in seinen nationalreligiös grundierten Ausfällen gegen den westlichen Globalismus vielfältige Ansätze zur Identifikation. In der Person Donald Trumps hat sich innerhalb der Republikanischen Partei ein Protagonist des Anti-Globalismus durchgesetzt, auch wenn es schwerfällt, ihn mit dem Begriff der »christlichen Zivilisation« in Verbindung zu bringen. Er wird die Dominanz der USA nach rein machtpolitischen Kriterien sichern, ohne dabei wie seine Vorgänger überzeugt zu sein, die Globalisierung der Märkte diene der weltweiten Demokratisierung. Der ehemalige und zukünftige US-Präsident ist Putin in der hypermaskulinen Gangster-Attitüde verbunden und teilt wie das Gros seiner Wählerinnen und Wähler dessen antiliberale Ressentiments. Viele von ihnen können sich der Anziehungskraft Putins nicht erwehren und sehen in seinen Eigenschaften den »Schlüssel für das Überleben der Weißen«. Steve Bannon, ein extrem rechter Medienunternehmer und ehemaliger Trump-Berater, hat in seiner Show War Room die Grundlage dieser Neigung auf eine prägnante Formel gebracht: »Putin ain’t woke«.[99] In all diesen Verkehrungen und Umdeutungen repräsentieren sie ein »defektes demokratisches System«, in dem die »Möglichkeiten des Demokratischen für ihre eigenen antidemokratischen Interessen immer weiter« ausgedehnt werden.[100] Getragen von dieser Haltung und mit dem entsprechendem Führungspersonal soll sich der Übergang von der Epoche des liberalen zu der des illiberalen Kapitalismus vollziehen, in dem sich die Spitzen der russischen und US-amerikanischen Gesellschaften, geeint im Reichtum und Ressentiment, als Oligarchen östlicher wie westlicher Prägung angleichen. An den dafür notwendigen neuen nationalen Erzählungen wird bereits unter Hochdruck gearbeitet.
Nachwort

Zerbrochene Bilder

Rechte Bewegungen und Nationalismen jeder Art, die ihre Identität aus einer verklärten Vergangenheit schöpfen, legen besonderen Wert auf Geschichtspolitik. Zu ihrem Unmut sind zumindest in den westlich-liberalen Gesellschaften seit einigen Jahrzehnten die klassisch heroischen Narrative stark in den Hintergrund getreten, weshalb Strategien entwickelt wurden, den kritisch-reflektierenden Zugang mehr und mehr zu hintertreiben. Dafür boten sich eben zunächst subversive semantische Operationen aus der Opposition an, doch kamen solche Techniken bald auch vermehrt auf Regierungsebene zum Einsatz. Wie Sylvia Sasse gezeigt hat, kann dieses Vorgehen als »Subversion von oben« in den Verlautbarungen eines Staatsoberhauptes wesentlich mehr Schaden anrichten als in subkulturellen Zirkularen.[1] Mittlerweile manifestieren sich Überschreibungen und Rekonstruktionen ganz materiell bis in die Architektur.[2] Die Politik der semantischen Intervention war, wie sich zeigt, nie ein Monopol »woker Gutmenschen«, sie wird auch von ihren »wiedergeborenen« Gegenspielern seit jeher virtuos betrieben. Obgleich die Aufmerksamkeit für dieses Problem im Bereich der Alltagssprache gewachsen ist,[3] bleiben die seit geraumer Zeit international so wirkungsvoll und strategisch betriebenen Umdeutungsoperationen im Feld der Geschichte bislang wenig beachtet.
All diese Phänomene hängen zusammen, denn in den Vorgängen offenbaren sich verschiedene Muster, die denen der Sprache durchaus ähneln. So wird im rechten Rückblick auf Sowjetunion und DDR aus einem Teilaspekt ihrer Geschichte ein ganz neues Gesamtbild rekonstruiert, ganz wie in der rhetorischen Figur der Synekdoche ein Teil für das Ganze gilt. Diese formalen Operationen haben inhaltlicheAuswirkungen, mit ihrer Hilfe können die imperialen und konservativen Aspekte der UDSSR hervorgehoben, ihr geschichtsphilosophischer Anspruch des »Fortschritts« und die kollektivistische Struktur der Ökonomie abgespalten und zum Verschwinden gebracht werden. Das Zentrum des aufgerufenen Bildes verschiebt sich, von Lenins Formel »Kommunismus ist Sowjetmacht plus Elektrifizierung« ist in der heutigen Geschichtsschreibung Russlands lediglich »Sowjetmacht ohne Kommunismus und Elektrifizierung« übriggeblieben. Die DDR wiederum, die versucht hatte, die preußische Tradition partiell in ihre Geschichte zu integrieren, wird nun primär als Obrigkeits- und Ordnungsstaat vermisst. Auf diesen Vorgängen können die hier beschriebenen Paradoxien einer antikommunistischen DDR- und Sowjet-Nostalgie aufbauen. Solche Lesarten sind möglich, da mit dem imperialen und autoritären Element durchaus Teile der Realität erfasst werden, die allerdings in dieser Rückschau an die Stelle des Ganzen gerückt werden. Wäre die Sowjetunion aber tatsächlich ausschließlich die Fortsetzung des russischen Zarenreichs und die DDR ausschließlich die Fortsetzung Preußens gewesen, hätte der Kalte Krieg ohne jede weltanschauliche Seite schlicht als geopolitische Konfrontation konkurrierender Großmächte geführt werden können. Der sinnstiftende Rahmen des Konflikts »Freiheit oder Sozialismus« bzw. »Freiheit oder Kapitalismus« war während der Blockkonfrontation jedoch allgegenwärtig. In der rückblickenden Verschiebung und Überschreibung der Geschichte tritt er nun in den Hintergrund und die Geschichte selbst erscheint als eine andere. Als Nebeneffekt geraten auch die Versprechen, die der Westen in der Auseinandersetzung machte, in Vergessenheit, was wiederum illiberalen Strömungen entgegenkommt.
Ironischerweise werden heute sowohl in dieser DDR-Verklärung von rechts als auch dem russischen Neoimperialismus genau jene Aspekte positiv hervorgehoben, die früher an beiden Systemen kritisiert, von den Regimen selbst aber abgestritten wurden. In den nicht-russischen Teilrepubliken und Satellitenstaaten war man sich des russisch-imperialen Elements innerhalb der UDSSR überaus bewusst, wovon die jeweiligen nationalen Unabhängigkeitsbewegungen zeugten. Die DDR verwahrte sich gegen Spott und Bewunderung aus dem Westen, sie sei das »Rote Preußen«, mit dem Hinweis, lediglich die aufklärerischen Aspekte dieser Tradition weiterzuführen. Stimmen, die vor allem den repressiven Charakter der Ost-Berliner Sozialismus-Fassung beklagten, waren dabei keineswegs nur von eingefleischten Kalten Kriegern zu vernehmen. Theodor W. Adorno und Max Horkheimer hatten bereits 1959 die Formel von den »Fronvögten der Ostzone« geprägt und ihnen die ungebrochene Tradition von Obrigkeitsstaat und Nationalismus vorgehalten.[4] Später konnte der antiautoritär ausgerichtete Teil der West-Linken gerade mit dem Stechschritt und Staatskult der DDR wenig anfangen, die heute von manchen Rechten so schmerzlich vermisst werden.
Was einst als Kritik gemeint war, kehrt nun als Kompliment wieder, und in der glorifizierenden Rückschau erscheinen das sowjetische System wie auch seine ostdeutsche Variante konservativ gewendet als Bastionen von Gemeinschaft und kultureller »Normalität« gegen »Globalismus«. Paradoxerweise reklamiert man zugleich die Nachfolge jener Bürgerrechtsbewegung für sich, die maßgeblich das Ende der zur Tugendgesellschaft verklärten DDR bewirkte, während ein schon fanatischer Hass auf die Grünen wiederum den Anteil der DDR-Umweltbewegung an dieser Wende aus dem Gedächtnis verschwinden lässt. Schließlich bringen die selbsternannten Nachlassverwalter die Bürgerrechtsbewegung gegen eine völlig andere Ordnung in Anschlag, um der Bundesrepublik wie schon zuvor dem SED-Apparat die Legitimation abzusprechen. Ähnlich wie in den zitierten Putin-Reden wird der gestern noch begehrte westliche Liberalismus nun zu einem Regime, das das Wohl des Volkes umfassend bedrohe. Durch die Reaktivierung der abgelegten »Tugenden« des Autoritarismus soll die »Dekadenz« überwunden werden, die seit geraumer Zeit die Untergangsfantasien der Rechten weltweit umtreibt.[5]
Verschiebungen nach diesem Muster sind mittlerweile allgegenwärtig. Putin findet den Bolschewismus nicht mehr in der eigenen Nationalgeschichte wieder, er identifiziert ihn in der Rechtssicherheit, die westliche Demokratien beispielsweise Frauen, Homosexuellen und Transpersonen geben. Mittels der Legende von den »linken Nazis« werden die terroristischen Potentiale des Nationalsozialismus nicht einfach ausgeblendet, vielmehr werden sie explizit nach links umgelagert. Das Vorgehen soll weniger das »Dritte Reich« als die heutigen Gegner diskreditieren, mit deren historischen Mahnungen sich AfD & Co. weiter herumschlagen müssen. Mittels dieser Überschreibung des Nationalsozialismus mit einem neuen Charakter werden die zahlreichen Nachweise positiver NS-Bezüge aus den Reihen der AFD und ideologische Überschneidungen einfach per Retourkutsche erledigt: »Selber Nazi!«. Zugleich setzen diese Manöver alte Bestände zur neuen Verfügung frei, von Nationalsozialismus wird unterm Strich die Volksgemeinschaft mit Großmachtanspruch positiv erinnert, von der DDR die Zwangsgemeinschaft mitsamt Abschottung. Die Mauer wird zur ersehnten Grenze, die nun die Menschen nicht daran hindern soll, das Land zu verlassen, sondern es zu betreten. So ändern sich die Prioritäten und werden Inhalte verschoben und ausgetauscht. Die US-Variante dessen will den einstigen Globalisierungsmotor USA im Isolationismus und Protektionismus »great again« werden lassen. Aus der Forderung Ronald Reagans, »Tear down this wall«, wurde Trumps »We will build a wall«, wobei sich beides unter der Fahne der »Freiheit« proklamieren ließ.
Die Betrachtung historischer Vorbilder zeigt, dass solche Eingriffe über einen langen Zeitraum wirksam sein können. Denis Goeldel hat unter Rückgriff auf linguistische Modelle in einer Untersuchung der Sprachpolitik deutscher Radikalnationalisten der 1920er Jahre die Verfahren beschrieben, die den hier aufgegriffenen geschichtspolitischen Interventionen bereits zugrunde liegen. Letztlich ermöglichten allgegenwärtige sprachliche Operationen wie Überschreibungen, Verlagerungen und Verschiebungen die Verwendung derselben Begriffe mit anderen Bedeutungen, sie tauchen dann zwar wörtlich in den Texten und Reden auf, fungieren jedoch als Tropen, also als rhetorische Formen der Nicht-Identität wie Metapher oder Metonymie; dadurch verschiebt sich ihr Sinn, während die Form bleibt. Im Fall der exzessiven Verwendung des Wortes »Sozialismus« bei einem glühenden Antikommunisten wie Moeller van den Bruck, hält Goeldel fest, lasse sich trotz derselben Begriffe »kaum davon sprechen […] daß der Moellersche Diskurs […] noch mit dem Diskurs der Linken identisch sei.« Vielmehr seien in der Praxis wesentliche »Transformationen« vorgenommen worden, die auf verschiedenen Ebenen der Sprache in die Bedeutungszusammenhänge eingegriffen haben. Unter Beibehaltung einer Bezeichnung (Signifikant) kann die damit aufgerufene Vorstellung (Signifikat) geändert werden, das heißt konkret, wenn über einen größeren Zeitraum hinweg verschiedene Akteure von »Sozialismus« sprechen, verbinden nicht alle damit den gleichen Gehalt, oder wie Goeldel es in Fachterminologie beschreibt: »Jedesmal bleiben nur die Signifikanten mit denen der Ausgangssprache identisch. Was die Signifikate betrifft, so ist im Fall der etymologischen Verwendung praktisch keine Identität, im Fall der metaphorischen Verwendung, bei der manche Seme der Ausgangssprache erhalten werden, eine Teilidentität feststellbar; der metonymische Gebrauch behält zwar die Identität der Signifikate bei, in diesem Falle ändern sich jedoch die Referenten. Man kann also höchstens von Teilidentität sprechen, die unser Autor subtil als volle Identität ausgibt, indem er die ursprünglichen Wörter benützt. In einer Art semantischer Doppelbelichtung nimmt der Rezipient des Moellerschen Diskurses gleichzeitig die ursprüngliche Bedeutung dieser Begriffe und deren neue, vom logischen Inhalt der Aussage bestimmte, wahr.«[6]
Nach diesem Muster hat die Sozialismus-Überschreibung mehrere Funktionen. Sie löscht die erste Bedeutung des Begriffs aus der Arbeiterbewegung nicht aus, sondern lässt sie noch hindurchscheinen. Diese Durchsichtigkeit ist sogar Bedingung dafür, dass das Manöver gelingt. In der ersten Phase der Übernahme, gegen Ende des Ersten Weltkriegs, konnte so der noch positiv besetzte Begriff übernommen werden und mit neuer Bedeutung versehen in den Diskurs eingespeist werden – unter Mitnahme des durchscheinenden Gerechtigkeits-Moments und der Konzession an die Massen als symbolischen Mehrwert. Heute, da »Sozialismus« als Begriff in weiten Teilen der Gesellschaft desavouiert ist, wird das Verfahren gewissermaßen umgedreht. Jetzt wird seine negative Konnotation verwendet, um das neue Referenzobjekt, das damit zunächst nur zur Wertsteigerung dekoriert wurde, im Ganzen auf die linke Seite zu schieben. Zugleich finden sich von denselben politischen Kräften wesentliche Elemente der NS-Ideologie wie der völkische Nationalismus reaktiviert. Damit ist eine Geschichts-Scharade komplett, mit der der Nationalsozialismus für Inhalte verurteilt wird, die weniger zentral waren, während zugleich sein ideologischer Kern rehabilitiert wird.
Goeldel weist auch darauf hin, dass diese Änderungen nicht willkürlich vorgenommen werden können. Gewisse Ähnlichkeiten seien durchaus notwendig, um das Vorgehen für die Öffentlichkeit plausibel zu machen. Diese Similaritäten macht er in genau dem Feld aus, in dem sich die äußerste Rechte (nicht nur in Deutschland) im Zuge des Ersten Weltkriegs tatsächlich modernisieren musste, nämlich in der notwendigen Integration der Massen. Am Beispiel Moeller van den Brucks führt er das zentrale Element aus, das die Verschiebung und später auch die intendierten Verwechslungen des Sozialismus mit dem »Deutschen Sozialismus« befördert hat: »im Gegensatz zur klassischen Diktatur trägt der neue, von Moeller propagierte Typ von Herrschaft dem Anspruch der Massen auf politische Beteiligung Rechnung – ganz wie Demokratie und Sozialismus. Beide Systeme reagieren, jedes auf seine Weise, auf die Forderung nach Partizipation, die grundlegend für die Moderne ist.«[7] Diese Erkenntnis ist ebenso auf Oswald Spengler, Ernst Jünger, Carl Schmitt oder Autoren anderer Länder wie Georges Sorel oder Benito Mussolini anwendbar, da der Faschismus durch seine massenbasierte Legitimationsgrundlage eine an die Bedingungen moderner Gesellschaften gekoppelte Bewegung ist, was wiederholt zu (mitunter gewollten) Missverständnissen hinsichtlich seiner sozialen Ausrichtung führte.
Es muss nochmals betont werden, dass die Bedeutungen von Begriffen weder einen tatsächlichen Ursprung haben, noch gibt es eine Bestandsgarantie für sie. Insofern sind die Verschiebungen etwa des Begriffs »Sozialismus« sprach- und ideengeschichtlich nichts Besonderes. Der Taschenspielertrick der Rechten heute besteht jedoch darin, die vorherigen und eigenen Umkodierungsverfahren zu verbergen bzw. ihre Anwendung sogar abzustreiten und Identität zu behaupten, wo Differenzen gegeben sind. Zudem wird in der rückwirkenden Anwendung des Verfahrens, wie in der Neuschreibung der Geschichte des deutsch-sowjetischen Krieges aus russischer Sicht zu sehen, stillschweigend eine inhaltliche Neubewertung vorgenommen, ohne dass neue Forschungen als Grundlage für eine Revision präsentiert worden wären. Polen, dessen Schicksal die Sowjetunion im Bündnis mit dem Deutschen Reich 1939 besiegeln wollte, wird in der heutigen Darstellung Putins zum Aggressor, in Medwedews Geschichtsdarstellung erscheint das »angelsächsische Kapital« nunmehr als die größere Bedrohung als das Deutsche Reich. Dieses Vorgehen zielt unmittelbar auf den historischen Prozess als den Referenten und überschreitet damit bei Weitem die reine Interpretation. Im »Krieg« um die Geschichte ist es der nächste Schritt. Es wird nicht über die Bedeutungen verhandelt, sondern der Anspruch erhoben, dass die Historie selbst schlicht »anders« war. Diese Erschaffung einer »anderen« Historie durch die strategische Resignifikation von Geschichte geht damit weit über den »Gebrauch« zu propagandistischen Zwecken hinaus, wie er in jeder politischen Strömung stattfindet. Sie steht am Ende einer langen Kette der Zerstörung von Sinn des Historischen, die durch verschiedene Akteure mit größter Sorgfalt und über lange Zeiträume betrieben wurde.
Die Beispiele zeugen, zumal sie dem Bereich der Politik entlehnt sind, von einer durchaus bewussten Anwendung der Verfahren, also den Versuchen, sprachliche Prozesse, die sich möglicherweise über die Zeit einstellen, zu beschleunigen oder bestimmte Bedeutungen gezielt durchzusetzen. Die politische Kommunikation und die Werbewirtschaft kennen solche Vorgehensweisen längst als Framing oder Agenda Setting, und somit als aktive Maßnahmen. Dieses Element der sprachlichen Handlung, mithin des Performativen, bietet einen weiteren Schlüssel zur Analyse an, da es den Blick auf das bevorzugte Stilmittel des »Betrugs« lenkt. Bei näherer Betrachtung erweist sich die Verwendung des »Nazi«-Motivs bei Putin oder des »Sozialismus«-Arguments bei den Feinden des Sozialstaats als beschädigte Metapher, als zerbrochenes Sprachbild oder, wie der Bildbruch in der Rhetorik genannt wird, als »Katachrese«. Diese Trope bietet sich geradezu an, denn ihre wörtliche Übersetzung bedeutet bereits »Missbrauch«.[8] In der paradoxen Welt »konservativer Revolutionäre«, deren Weltanschauung wesentlich von Umdeutungen geprägt ist, hat sie ihren festen Platz. Zudem ist sie durch eine besonders performative Seite ausgezeichnet, ist die Katachrese, wie der Sprachphilosoph Gerald Posselt schreibt, doch »immer (auch) ein Verfahren der Benennung: sie benennt das, was (noch) keinen eigenen Namen in der Sprache hat.«[9] Zumal sie dafür auf bestehende Begriffe zurückgreifen muss, deren Sinn sie dabei zerstört, ändert sie aktiv gegebene Bedeutungen. Ihre eigentliche Leistung ist sogar schöpferisch, da sie das, »was sie benennt, durch den Vollzug dieses Benennungsaktes hervorbringt und konstituiert.« Sie ist »ein Akt und eine Strategie der Resignifikation, insofern sie sich – auf ›mißbräuchliche‹ Weise – einen ›alten‹ Ausdruck aneignet und ihn wiederverwendet.«[10]
Die politische Sprache ist für die Katachrese ein besonders dankbares Feld, schließlich ist hier der Mangel an realweltlicher Entsprechung von Schlüsselbegriffen besonders ausgeprägt. Das liegt an den weitgefassten theoretischen Konstruktionen des Politischen, denn welche eindeutigen Referenten, fragt auch Posselt, haben Begriffe wie »Freiheit«, »Demokratie«, »Klasse« oder »Gerechtigkeit«? Diese Eigenschaft, weder an einen Ursprung noch an eine konkrete Erfahrung gebunden zu sein und damit nur über flüchtige Bedeutung zu verfügen, macht sie nur in einem bestimmten Kontext verständlich – und damit angreifbar. Koselleck begründet diese »temporalen Strukturen des begriffsgeschichtlichen Wandels« einleuchtend mit Blick auf die Geistesgeschichte; wie er ausführt, war ein Großteil der politischen Lexik unserer Gegenwart den gesellschaftlichen, politischen und geistigen Dynamiken zu Beginn des 18. Jahrhunderts entsprungen. »Diese Schlüsselwörter standen für alternative Formen der zukünftigen Organisation von Gesellschaft, und zwar mit besonderer Gewichtung entweder der rechtlichen oder der sozialen Gleichheit bzw. Ungleichheit. Diese Begriffe waren erfunden worden, bevor ihnen irgendeine Realität entsprach.«[11] Der utopische Kern dieser Bezeichnungen öffnete sie zugleich für Mehrdeutigkeit.
Auf das konkrete Beispiel des »Deutschen Sozialismus« als einer Begriffspiraterie aus dem Spätwilhelminismus und der Weimarer Zeit angewandt, musste für den neuen und revolutionären Nationalismus, der sich nicht nur der Herrschaft, sondern auch den beherrschten Massen zuwandte, eine bereits existente und positiv besetzte Vokabel angeeignet und umgewidmet werden. Der neue Gebrauch war ein metaphorischer, ohne dies einzuräumen. Durch ihn konnte das marxistische Sozialismus-Bild »gebrochen« werden. Dieses Vorgehen war keineswegs auf Deutschland beschränkt, zur gleichen Zeit widmeten die italienischen Faschisten, deren »Duce« in Stil und Rhetorik die tatsächliche Herkunft aus der Sozialistischen Partei anzumerken war, den Begriff »Proletariat« um. Sie erklärten Italien in Gänze zu einer »proletarischen Nation«, ein Befund, dessen Angemessenheit sich kaum überprüfen ließ.[12] Für die spätere retrospektive Verschiebung des Nationalsozialismus gilt dieses Muster jedoch nicht, da es für diesen durchaus eine historische Referenz gab. Allerdings ist es ja genau Zweck der Verschiebung, diese konkrete Erfahrung wieder verschwinden zu lassen. Sie ist daher ein zentrales Instrument programmatischer Erinnerungsabwehr.
Subversion der Subversion

Ob positiv oder negativ, solche Aneignungen sind stets präsent. Ein aufmerksamer Beobachter wie Posselt hat schon vor zwei Jahrzehnten zur Einleitung seines Buches über die Katachrese ein Beispiel gewählt, das den hier verhandelten Gebrauch illustriert. Er berichtete von Berliner Neonazis, die kurz nach der Jahrtausendwende zu einer Demonstration »Gegen Faschismus und Intoleranz« aufriefen, womit »sie nicht nur dezidiert auf das Vokabular ihrer politischen Gegner« zurückgriffen und es »für sich selbst in Anspruch« nahmen, gleichzeitig untergruben sie damit auch »dessen eindeutige Verortung im politischen Feld«.[13] Als Vokabel, die im Sprachgebrauch von Faschisten wiederkehrt, »zerbricht« das bisherige Bild des Antifaschismus. In der Wiederholung liegt zugleich eine Neuschöpfung. Diese Strategie wurde längst von der Neuen Rechten adaptiert, die zur Rechtfertigung ihrer teils schrillen Thesen auf jene »Toleranz« und »Diversität« des Politischen pocht, die zu zerstören sie angetreten ist. Für derartige Akte der Disruption, also der »schöpferischen Zerstörung«, deren Umsetzung sich Politiker wie Wladimir Putin und Donald Trump, aber auch Beatrix von Storch und Javir Milei erklärtermaßen auf die Fahne geschrieben haben, eignet sich die Katachrese besonders gut, weshalb die Begriffe »Nazis« und »Kommunisten« in ihrer Sprache ein ebenso merkwürdiges Eigenleben entwickeln wie »Freiheit«. Sie machen damit ebenso wie mit den Institutionen der demokratischen Politik, der europäischen Sicherheitsarchitektur und des Sozialstaats auch gleich mit deren Begriffen Tabula rasa.
Diese Sehnsucht nach einer »Umwertung aller Werte« ist somit nicht neu, ihre Wirkung muss nur in Erinnerung gerufen werden, wenn sie destruktiv wird. Das scheint schwerzufallen, schließlich galten solche Konzeptionen einst sogar als Chance zur weiteren gesellschaftlichen Entwicklung. Bei genauerer Betrachtung ist hier eine Praxis zu erkennen, die gewöhnlich im Instrumentarium progressiver Strömungen vermutet wird. Sowohl die Neue Rechte als auch ihre historischen Vorbilder bedienen sich jener Strategie subversiver Resignifikation, mit der einmal dekonstruktivistisch inspirierte Theorien die Welt aus den Angeln zu heben gedachten. Über mehrere Jahrzehnte wurden Debatten geführt, wie mit ihrer Hilfe die Verfahren der »Macht« entschlüsselt werden könnten, Bedeutungen zu setzen, und wo die eigenen Handlungsspielräume lägen, jenen »dominanten Diskurs« zu subvertieren, mit dem die gesellschaftliche Realität als der wünschenswerte »Normalzustand« dargestellt wird. Die von ihnen identifizierte und zur Intervention einladende Schwachstelle lag im Moment der Wiederholung, derer die Bedeutung bedarf, um sich immer wieder zu bestätigen. Mit jeder Wiederholung, so die Überlegung, wird nicht nur die vorherige Bedeutung reproduziert, es öffnet sich zugleich auch die Möglichkeit, in diese einzugreifen, da die Wiederholung nie mit der Ausgangssituation identisch ist, auf die sie referiert. Gerade durch diese Eigenschaft erweist sich das Feld historischer Referenzen als hochgradig anfällig, gründet es doch besonders auf der permanenten Wiederholung.
Von den vielen Theorien, die aufeinander aufbauend dieses Vorgehen untersucht haben, kann hier abschließend nur ein kleiner Ausschnitt beleuchtet werden. Der britisch-jamaikanische Soziologe Stuart Hall hat bereits das Augenmerk auf »Störungen« der Prozesse gelegt, mit denen Bedeutungen in der Kommunikation eingeschrieben werden.[14] In seiner Kritik herkömmlicher medienwissenschaftlicher Kommunikationsmodelle hinterfragt er das lineare Verständnis von »Sender« und »Empfänger« einer Kommunikation. Gerade die mediale Wirklichkeitsvermittlung befinde sich in einem endlosen Zyklus der Produktion und Konsumption von Inhalten, der – ganz wie in der Ökonomie – durch seine Komplexität angreifbar sei und »zusammenbrechen« könne. Was auf der individuellen Ebene als ein ortsfestes Geschehen erscheine, zeige sich wie im ökonomischen Beispiel als globaler Vorgang verschiedener Akteure und Praktiken – mit entsprechender Störanfälligkeit. Hall verweist auf den »ununterbrochene[n] Prozess der Bedeutungsproduktion in der kulturellen und politischen Welt, der ständig Bedeutungen hervorbringt, umdeutet und, ein »endloser« Vorgang sei.[15] Für seine Erklärung kommt ihm die doppelte Bedeutung des Wortes »Reproduktion« entgegen, als »Wiederholung« einerseits, als »Erzeugung« andererseits. Damit lässt sich im sprachlichen Prozess die Grenze zwischen Reproduktion und Produktion kaum ziehen, was den Umdeutungsmöglichkeiten historischer Begriffe immensen Vorschub leistet. Ob der »Große Vaterländische Krieg« wie bei Putin, der »linke« Nationalsozialismus und die Wiedergeburtsfantasien des »Reiches« oder eine heimelig erinnerte DDR mitsamt ihrer Bürgerrechtsbewegung, all diese Referenzen sind dem Auditorium bekannt, werden nun aber in einem neuen Kontext aufgerufen und mit neuen Bedeutungen überschrieben, während die vorherigen sukzessive verblassen (sollen). Sie werden in Halls Sinne doppelt re-produziert.
Erstaunlicherweise haben rechte Akteure damit ein Verfahren adaptiert, das üblicherweise den Kreisen zugeordnet wird, die sie zu ihren größten Gegnern erklärt haben. Die Struktur der Angriffe erinnert an die Vorschläge Judith Butlers zur Unterminierung eines ontologischen Verständnisses von Geschlechtsidentität, in denen ebenfalls die Wiederholung als Ansatzpunkt für Intervention ausgemacht wird – ein Ansatz, der unter dem Label »Gendertheorie« eines der größten Schreckgespenster für rechte und traditionalistische Protagonisten weltweit ist. Da sich, so Butlers Philosophie, die Geschlechtsidentität in beständig wiederkehrenden gesellschaftlichen Praktiken ihrer Existenz zu versichern habe, liege in einer verzerrenden Wiederholung ein Ansatzpunkt für Subversion. In diesen »Pastiche« genannten Travestien ließen sich beispielsweise Identitätsmarker derartig überzeichnen, dass sie letztlich auf das von ihnen Nachgeahmte zurückschlagen und so das Verständnis von Geschlecht erschüttern könnten. Es geht Butler dabei nicht um die Frage, ob diese Identitäten »ursprünglich« oder »abgeleitet« seien, vielmehr sollen die Subjekte »als glaubwürdige Träger solcher Attribute […] gründlich und radikal unglaubwürdig gemacht werden«.[16] Butlers Grunderkenntnis für dieses Verfahren lautet, dass Subversion von Identität »nur innerhalb der Verfahren repetitiver Bezeichnung möglich« sei.[17] Die Wiederholung soll sich gegen ihre eigenen Vorgänger wenden, auf die sie jedoch zugleich Bezug nimmt.
Das Vorgehen ist konsequent dekonstruktiv, gibt keinerlei politische Richtung vor und kann daher von jeder Seite in jedem Sinne angewandt werden. Wie zur Bestätigung dessen hat sich Butler spätestens nach dem Massaker der Hamas vom 7. Oktober 2023 in Israel zum Selbst-Pastiche gemacht. Butlers Zweifel an der Vergewaltigung israelischer Frauen wurden mit Argumenten vorgebracht, die Butler Jahrzehnte zuvor in Texten über Gerichtsverfahren zu Sexualverbrechen in den USA noch als »regierungsamtliche Erleichterung von Vergewaltigung« scharf kritisiert hatte.[18] Als Butler versuchte, die eigene frühere Bedeutung als Ikone des queeren Dekonstruktivismus mit der neuen Rolle im Palästina-Aktivismus zu überschreiben, verschoben sich die Inhalte gleich mit, und das dabei präsentierte Feminismus-Simulacrum beschädigte auch die feministische Vergangenheit. Damit bestätigte sich zwar das von Butler wesentlich ausformulierte Prinzip der »Strategien der subversiven Wiederholung«, es wirkte jedoch inhaltlich fatal und war alles andere als progressiv.[19]
Im Feld der Geschichte kann die Wiederholung eben zum schlecht ausstaffierten Zerrbild werden oder, mit den Worten der berühmten Hegel-Paraphrase von Marx, die Tragödie zur Farce.[20] Sylvia Sasse spricht hier unter Rückgriff auf den russischen Kulturtheoretiker Michail Bachtin von einer »Karnevalisierung«, die eben nicht nur der Kritik, sondern auch der Festigung der Macht dienen kann.[21]
Angesichts dessen stellt sich heraus, dass diese Strategien entgegen ihrem Image sowohl zur Subversion der Macht als auch explizit zu ihrer Restauration eingesetzt werden können – die Imperien Putins und Trumps schlagen zurück – mit den Methoden der Rebellion. Ein Vorgehen, das einmal als Überwindung von autoritativ gesetzten Bedeutungen angepriesen wurde, wendet sich unmittelbar gegen sich selbst, da es in seiner Wiederholung Autorität und Repression stützt, die eigentlich durch diese dekonstruktive Praxis untergraben werden sollten. In einigen Fällen geht es so weit, dass bereits abgelegte Bedeutungen wie die völkischen Demokratie-Vorstellungen der 1920er Jahre reaktiviert werden können. Ihre Umdeutung ist tatsächlich eine Re-Signifikation im Sinne der Vorsilbe, also eine Rück-Deutung, die nicht dekonstruiert, sondern die alte Bedeutung neu festlegt. Zumindest die Neue Rechte wendet dieses Verfahren gezielt und produktiv an, indem sie die liberale Demokratie zu einem repressiven Regime der »Macht« und sich selbst zu Partisanen der Subversion erklärt, dabei aber systematisch »vergessenes« Vokabular tatsächlicher Regime mehr oder weniger offen wieder einführt. Und in der Tat schwadronieren heute überzeugte Verfechter des Hyperkapitalismus angesichts philanthropischer West-Oligarchen pseudokritisch von »Milliardärssozialismus«, einem Begriff, den sie den vergessenen Schriften Oswald Spenglers entlehnt haben.[22] Die verbreitete Rede vom »Kulturmarxismus« stellt nichts anderes als ein dürftig kaschiertes Reenactment der nationalsozialistischen Kampfvokabel »Kulturbolschewismus« dar, und die Warnung vor der »Dekadenz« hatte bereits in den Kulturdebatten des 19. Jahrhunderts ihre Entsprechungen.
Diesen Methoden der radikalen Umdeutung kommt nicht nur die grassierende Geschichtslosigkeit der Hypermoderne entgegen, ihnen hilft auch die Tatsache, dass die westlichen Gesellschaften in der Vergangenheit durchaus Selbstkritik geleistet und – zu Recht! – belastete Begriffe ersetzt haben. Hier kann die Resignifikation der Rechten ansetzen, indem sie die erinnerungspolitische Selbstkritik zum repressiven Akt erklärt und diese abgelegten Bedeutungen mit dem Gestus des Widerstandes erneut aufnimmt. Es zeigt sich also, dass das Verfahren der Resignifikation zu äußerst unterschiedlichen Zwecken genutzt werden kann. Möglicherweise hätte die Kenntnis deutscher Geistesgeschichte der Zwischenkriegszeit die verbreitete Begeisterung für die semantischen Strategien des Dekonstruktivismus ein wenig schmälern können, da bereits damals subvertierende Bedeutungsverschiebungen und -übernahmen zum politischen Geschäft gehörten. Da tiefere Kenntnisse dieser Zeit leider zunehmend aus dem historischen Gedächtnis verschwinden, können heute diese Fertigkeiten reaktiviert werden und treffen auf eine unvorbereitete Öffentlichkeit. Mittlerweile steht in der Gegenwart viel auf dem Spiel, weshalb dieser »Krieg« um die Vergangenheit mit großer Intensität geführt wird. Dieses Buch soll dazu beitragen, seine Mechanismen zu durchschauen und eine seiner wirkungsvollsten Waffen zu entschärfen.
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